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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für eine Entschließung 
des Rates zur Fortschreibung und Durchführung der Umweltpolitik und des 
Aktionsprogramms der Europäischen Gemeinschaften für den Umweltschutz 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erklärung des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22. November 
1973 sieht die Durchführung eines Aktionspro- 
gramms vor. 

Die Aufgaben der Europäischen Gemeinschaften 
sind in den Verträgen zu ihrer Gründung festge- 
legt. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat ge- 
mäß Artikel 2 des Vertrages zu ihrer Gründung ins- 
besondere die Aufgabe, eine harmonische Entwick- 
lung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemein- 
schaft sowie eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung zu fördern; die Erfüllung die- 
ser Aufgabe ist jedoch ohne wirksame Bekämpfung 
der Umweltverschmutzung und der Umweltbelastun- 
gen, ohne die Verbesserung der Lebensqualität und 
ohne Umweltschutz nicht mehr denkbar. 


Die Verbesserung der Lebensqualität und der 
Schutz der natürlichen Umwelt sind weitere wesent- 
liche Aufgaben der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft; eine Gemeinschaftspolitik für den Umwelt- 
schutz ist geeignet, zur Erfüllung dieser Aufgaben 
beizutragen. 

Die Ziele und Grundlagen dieser Politik sind vom 
Rat bereits angenommen worden. Zur Sicherung der 
Kontinuität der bereits laufenden Aktionen und für 
die Inangriffnahme neuer Aufgaben in den Jahren 
1977 bis 1981 ist das Aktionsprogramm für den Um- 
weltschutz zu aktualisieren und fortzuschreiben. 

Auf dem Gebiet der Minderung der Umweltver- 
schmutzung und Umweltbelastung muß dem Gewäs- 
serschutz Vorrang eingeräumt werden; im Bereich 
der Lärmbekämpfung sind neue Entwicklungen not- 
wendig; ferner muß der vorbeugende Charakter der 
Umweltpolitik verstärkt werden; dem Schutz und 
der rationellen Nutzung des Raumes, der Umwelt- 
medien und der natürlichen Ressourcen ist beson- 
dere Beachtung zu schenken — 

NIMMT das als Anlage beigefügte Aktionspro- 
gramm der Europäischen Gemeinschaften an; 

NIMMT zur Kenntnis, daß die Kommission geeig- 
nete Vorschläge für die Durchführung dieses Pro- 
gramms unterbreiten wird; 

VERPFLICHTET SICH, über diese Vorschläge inner- 
halb von neun Monaten nach ihrer Unterbreitung 
durch die Kommission zu entscheiden. 
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Einleitung 

Seit November 1973 verfolgt die Gemeinschaft eine 
Umweltpolitik, die sich zum Ziel gesetzt hat, „die 
wirtschaftliche Expansion in den Dienst des Men- 
schen zu stellen, indem für ihn eine Umwelt mit 
den bestmöglichen Lebensbedingungen geschaffen 
und diese Expansion mit der immer dringlicher wer- 
denden Notwendigkeit der Erhaltung des natürlichen 
Lebensraums in Einklang gebracht wird". 

Diese Politik beruht auf der Feststellung, daß sich 
dem industriellen und demographischen Wachstum, 
das es den westlichen Ländern erlaubte, einige Jahr- 
zehnte lang ihre wesentlichen Bedürfnisse zu befrie- 
digen, nunmehr zwei Hindernisse entgegenstellen. 

Unter dem Aspekt der künftigen Entwicklung ist 
eines dieser Hindernisse die Beschränkung der na- 
türlichen Ressourcen. Die Natur zahlt der wirtschaft- 
lichen Expansion schwerwiegenden Tribut (Umwelt- 
belastungen, verschwenderische Ausnutzung der na- 
türlichen Hilfsquellen und des Lebensraums, Zerstö- 
rung der natürlichen Umwelt usw.). So gehen die 
Produktionsmöglichkeiten mehr und mehr zurück, 
während andererseits die Produktionskosten durch 
den zur Erhaltung und Erneuerung der Ressourcen 
notwendigen Aufwand (Maßnahmen zur Verhütung 
und Beseitigung von Verschmutzungen, Rückgewin- 
nung) stetig ansteigen. * 

Das Zahlenmaterial des Meadows-Berichts hat - auch 
wenn es gelegentlich kritisiert wird - eine grund- 
sätzliche Frage in den Vordergrund gerückt, die nicht 
länger ignoriert werden kann: Das materielle 
Wachstum hat physische Grenzen; diese zu erwei- 
tern muß unser Bestreben sein, gleichzeitig aber 
müssen wir uns bemühen, so rasch wie möglich in 
progressiver Entwicklung ein neues Wachstumsmo- 
dell mit höheren Qualitätszielen zu schaffen. 

Das andere, aus der bisherigen Entwicklung sich er- 
gebende Hindernis ist die veränderte Art des Kon- 
sums. Die Bevölkerung verschließt sich mehr und 
mehr den von der Konsumgesellschaft geschaffenen 
Wertidealen und -hierarchien, und andererseits ma- 
nifestieren sich in zunehmendem Maße Sättigungs- 
erscheinungen. 

Aus diesem Grunde kann, wie schon die Erklärung 
des Rates vom 22. November 1973 hervorhebt, die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ihre Aufgabe, 
„eine harmonische Entwicklung des Wirtschafts- 
lebens innerhalb der Gemeinschaft sowie eine be- 
ständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung 
zu fördern" (Artikel 2 des EWG-Vertrags) künftig 
nur Hand in Hand mit einer wirksamen Bekämpfung 
der Umweltverschmutzung und der Umweltbelastun- 
gen, einer Verbesserung der Lebensqualität und 
dem Schutz der Umwelt erfüllen. „Diese Ziele gehö- 
ren" - so fordert diese Erklärung im weiteren - „zu 
den wesentlichen Aufgaben der Gemeinschaft, und 
es ist daher angezeigt, eine Umweltpolitik der Ge- 
meinschaft einzuführen". 


Dem vom Rat am selben Tag - dem 22. November 
1973 - gebilligten Programm folgten seither zahl- 
reiche Maßnahmen zur Durchführung des Programms 
(35 Vorschläge der Kommission, davon wurden in- 
zwischen 15 vom Rat angenommen). Parallel hierzu 
erließen auch die Mitgliedstaaten zahlreiche auf den 
Umweltschutz bezogene Maßnahmen (111 Entwürfe 
von Verordnungen, Erlassen, usw. sowie neun inter- 
nationale Übereinkommen wurden im Rahmen des 
Informationsabkommens vom 5. März 1973 der Kom- 
mission und den Mitgliedstaaten in ihrer Gesamt- 
heit zugeleitet. 

Diese Bemühungen müssen in den kommenden Jah- 
ren ungeachtet der Imponderabilien der Wirtschafts- 
konjunktur, die nicht zuletzt mindestens zum Teil 
auf die im Vorstehenden analysierten Erscheinungen 
zurückzuführen sind, fortgesetzt werden. 

Zu diesem Ergebnis, dessen Gedankeninhalt für die 
Ausrichtung des vorliegenden Dokuments maßge- 
bend war, kam der Rat in seiner Debatte vom 16. 
Oktober 1975 über die künftigen Aktivitäten der 
Gemeinschaft auf dem Gebiet des Umweltschutzes. 

Bei der Ausarbeitung des vorliegenden Dokuments 
wurde nach folgenden fünf Orientierungsgrundsät- 
zen verfahren: 

1. Es soll die Kontinuität der seit November 1973 
eingeschlagenen Politik sicherstellen. Die seiner- 
seits festgelegten Ziele und Grundsätze gelten 
nach wie vor und werden erneut bestätigt. Die 
Aktionen, die bisher nicht zum Abschluß gebracht 
werden konnten, sollen weitergeführt werden; 
sie werden in diesem Zusammenhang erneut 
erwähnt oder es wird auf sie im Rahmen des 
Textes verwiesen. 

2. Besonderer Akzent wird auf die Maßnahmen zur 
Schaffung von Mechanismen für ein präventives 
Vorgehen gesetzt, so insbesondere auf den Ge- 
bieten Verschmutzung, Raumplanung und Abfall- 
wirtschaft. Das Programm sieht unter diesem 
Aspekt eine Reihe von Arbeiten vor, so z. B. zur 
Entwicklung der Modalitäten einer „Umweltver- 
träglichkeitsprüfung", zur Erarbeitung einer öko- 
logischen Kartographie der Gemeinschaft, die 
eine Gegenüberstellung der ökonomischen Anfor- 
derungen und des ökologischen Angebots erlau- 
ben soll, und zur Ermittlung von Mitteln und 
Möglichkeiten für eine rationelle Abfallwirt- 
schaft, da ja gerade auf diesem Gebiet oft eine 
wahre Verschwendung zu beobachten ist. Schließ- 
lich zeichnet sich auch noch die Entwicklung einer 
mehr globalen Umweltpolitik ab, die den An- 
strengungen der wirtschaftlichen Programmation 


1) Unter Umwelt versteht man die Gesamtheit der Ele- 
mente, die in der Komplexität ihrer Relationen den 
Lebensraum, die Umwelt und die Lebensbedingungen 
des Menschen darstellen, ganz gleich, um welche Ele- 
mente es sich handelt und wie sie sich dem Menschen 
darbieten. 
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eher entspricht und die außerdem den Bürger 
selbst an der Gestaltung und Verwirklichung der 
umweitpolitischen Ziele in höherem Maße betei- 
ligt. 

3. Dem Schutz und der rationellen Nutzung des 
Lebensraums und der natürlichen Hilfsquellen 
wird spezielle Aufmerksamkeit gewidmet; in be- 
zug auf diese Themenbereiche wurde insbesonde- 
re den Vorschlägen der italienischen und der 
deutschen Behörden Rechnung getragen. 

4. Bei den Aktionen zur Verringerung der Umwelt- 
verschmutzung und -belastungen wird den Maß- 
nahmen zum Schutz der Gewässer und des Mee- 
res Vorrang gegeben, darüber hinaus ist der 
Kampf gegen den Lärm Gegenstand und Ziel 
neuer Entwicklungen. 

5. Die umweltbezogene Aktivität der Gemeinschaft 
auf internationaler Ebene wird erneut betont, und 
es wird vorgeschlagen, in die Politik der Zusam- 
menarbeit zwischen der Gemeinschaft und den 
Entwicklungsländern eine neue Dimension „Um- 
welt“ einzuführen. 

Das im nachstehenden dargelegte Programm er- 
streckt sich über eine Laufzeit von fünf Jahren (1977 
bis 1981). Im Zuge seiner Durchführung soll es zur 
Berücksichtigung der Situationsentwicklung und auf 
der Basis der erlangten Erfahrungen auf Vorschlag 
der Kommisison überprüft und gegebenenfalls ent- 
sprechend ergänzt werden. 

TITEL I 

Rückschau auf die Ziele und Grundsätze 
einer Umweltpolitik in der Gemeinschaft 

1. Ziele 

Zweck einer Umweltpoiitik in der Gemeinschaft ist 
es, die Lebensqualität, den Lebensraum und die 
Lebensbedingungen der zu ihrem Bereich gehören- 
den Völker zu verbessern. Mit ihrer Hilfe soll die 
wirtschaftliche Expansion in den Dienst des Men- 
schen gestellt werden, indem für ihn eine Umwelt 
mit den bestmöglichen Lebensbedingungen geschaf- 
fen und diese Expansion mit der immer dringlicher 
werdenden Notwendigkeit der Erhaltung des natür- 
lichen Lebensraums in Einklang gebracht wird. 

Damit soll insbesondere folgendes angestrebt wer- 
den: 

— Verhütung, Verringerung und soweit möglich 
Beseitigung der Umweltbelastungen; 

— Erhaltung eines befriedigenden ökologischen 
Gleichgewichts und Schutz der Biosphäre; 

— gute Bewirtschaftung der natürlichen Hilfsquel- 
len und der natürlichen Umwelt und Vermeidung 
jeder Nutzung dieser Hilfsquellen und dieser 
Umwelt, die mit einer wesentlichen Schädigung 
des ökologischen Gleichgewichts verbunden ist; 


— Ausrichtung der Entwicklung nach Maßgabe der 
Qualitätserfordernisse, insbesondere durch Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen und des Le- 
bensrahmens; 

— Suche nach gemeinsamen Lösungen für die Um- 
weltprobleme mit den nicht der Gemeinschaft 
angehörenden Staaten, insbesondere im Rahmen 
der internationalen Organisationen. 

2. Grundsätze 

i) Die beste Umweitpolitik besteht darin, Umwelt- 
belastungen von vornherein zu vermeiden, statt 
sie erst nachträglich in ihren Auswirkungen zu 
bekämpfen. Daher muß der technische Forschritt 
so verstanden und gelenkt werden, daß er von 
der Sorge um den Schutz der Umwelt und die 
Verbesserung der Lebensqualität bei geringst- 
möglichen Kosten für die Allgemeinheit getra- 
gen wird. Diese Umweltpoiitik kann und muß 
mit der wirtschaftlichen und sozialen Entwick- 
lung vereinbar sein. Dies gilt auch für den tech- 
nischen Fortschritt. 

ii) Bei allen fachlichen Planungs- und Entschei- 
dungsprozessen müssen die Auswirkungen auf 
die Umwelt so früh wie möglich berücksichtigt 
werden. 

Die Umwelt darf nicht als „Außen-Welt“ ange- 
sehen werden, deren Schäden und Eingriffen 
man ausgesetzt ist, sondern muß als eine Gege- 
benheit betrachtet werden, die von der Gestal- 
tung und Forderung des menschlichen Fort- 
schritts nicht zu trennen ist. Es ist infolgedessen 
notwendig, die Auswirkungen aller auf nationa- 
ler oder Gemeinschaftsebene getroffenen oder 
geplanten Maßnahmen auf die Lebensqualität 
und die natürliche Umwelt, soweit sie diese 
beeinträchtigen können, abzuschätzen. 

iii) Jede Nutzung der natürlichen Ressourcen und 
der natürlichen Umwelt, die erhebliche Schäden 
für das ökologische Gleichgewicht verursacht, 
muß vermieden werden. 

Die natürliche Umwelt stellt nur beschränkte 
Ressourcen zur Verfügung und kann nur in be- 
stimmtem Umfang Verunreinigungen resorbie- 
ren und deren schädliche Auswirkungen neutra- 
lisieren. Sie stellt ein Gut dar, daß man nutzen, 
aber nicht hemmungslos ausnutzen darf und das 
optimal verwaltet werden muß. 

iv) Ferner muß im Hinblick auf eine wirksame 
Aktion zur Erhaltung und Verbesserung der 
Umwelt und zur Bekämpfung der Umweltbe- 
lastungen der Stand der wissenschaftlichen und 
technologischen Kenntnisse in der Gemeinschaft 
verbessert werden. Daher ist die Forschung auf 
diesem Gebiet zu fördern. 
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v) Die Kosten der Vermeidung und der Beseitigung 
von Umweltbelastungen hat grundsätzlich der 
Verursacher zu tragen. Allerdings sind - zumal 
während der Übergangsperiode - Ausnahmen 
bzw. Sonderregelungen denkbar, sofern sie kei- 
ne erheblichen Verzerrungen in den internatio- 
nalen Handelsbeziehungen und Investitionen 
zur Folge haben. Unbeschadet der Anwendung 
der Bestimmungen der Verträge wird es erfor- 
derlich sein, auf Gemeinschaftsebene dieses 
Prinzip zu präzisieren und die Modalitäten sei- 
ner Anwendung einschließlich der Ausnahmen 
zu definieren. Werden Ausnahmen zugestanden, 
so muß auch der Notwendigkeit Rechnung ge- 
tragen werden, die regionalen Ungleichgewichte 
in der Gemeinschaft schrittweise zu beseitigen. 

vi) Gemäß der in Stockholm angenommenen Dekla- 
ration der Konferenz der Vereinten Nationen 
zur Umwelt des Menschen ist dafür Sorge zu 
tragen, daß die in einem Staat betriebenen 
Tätigkeiten keine Umweltschäden in einem an- 
deren Staat verursachen. 

vii) Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten müs- 
sen in ihrer Umweltpolitik den Interessen der 
Entwicklungsländer Rechnung tragen und ins- 
besondere die möglichen Auswirkungen der im 
Rahmen dieser Politik geplanten Maßnahmen 
auf die wirtschaftliche Entwicklung dieser Län- 
der und auf den Handel mit ihnen prüfen, um 
etwaige nachteilige Folgen so weit wie möglich 
zu verhindern oder einzuschränken. 

viii) Die Wirksamkeit der Anstrengungen zur Förde- 
rung einer internationalen bzw. weltweiten Um- 
weltforschung und Umweltpolitik wird durch 
eine klare und langfristige Konzeption einer 
europäischen Politik auf diesem Gebiet ver- 
stärkt. 

Im Sinne der Erklärung der Staats- und Regie- 
rungschefs auf der Gipfelkonferenz in Paris müs- 
sen die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
ihre Stimme in den mit Umweltfragen befaßten 
internationalen Organisationen geltend machen 
und in diesem Rahmen mit der Autorität einer 
gemeinsamen Haltung einen eigenständigen Bei- 
trag leisten. 

Im Einklang mit den Schlußfolgerungen der 
Stockholmer Konferenz muß die regionale Zu- 
sammenarbeit, die häufig eine bessere Lösung 
der Probleme ermöglicht, intensiviert werden. 

Die weltweite Zusammenarbeit muß sich auf 
die Bereiche konzentrieren, in denen ein welt- 
weites Bemühen auf Grund der betreffenden 
Umweltprobleme erforderlich ist; sie muß sich 
auf die Sonderorganisationen der Vereinten 
Nationen stützen, die bereits bedeutende Arbeit 
geleistet haben und deren Aktion fortgesetzt 
und verstärkt werden muß. 


Eine globale Umweltpolitik ist nur auf der 
Grundlage neuer, wirksamer Formen internatio- 
naler Zusammenarbeit möglich, die sowohl welt- 
weiten Ökologischen Zusammenhängen wie auch 
der Interdependenz der Weltwirtschaft Rech- 
nung tragen. 

ix) Der Umweltschutz ist Sache eines jeden in der 
Gemeinschaft, und seine Bedeutung muß daher 
der Öffentlichkeit zum Bewußtsein gebracht 
werden. Der Erfolg einer Umweltpolitik setzt 
voraus, daß alle Gruppen der Bevölkerung und 
alle sozialen Kräfte in der Gemeinschaft dazu 
beitragen, die Umwelt zu schützen und zu ver- 
bessern. Dazu gehört, daß auf allen Ebenen eine 
ständige und eingehende Unterweisung erfolgt, 
damit jeder in der Gemeinschaft sich des Pro- 
blems bewußt wird und seine Verantwortung 
gegenüber den kommenden Generationen voll 
und ganz übernimmt. 

x) Bei jeder Art von Umweltbelastung muß die 
Aktionsebene (örtlich regional, national, ge- 
meinschaftsweit, international) festgestellt wer- 
den, die der Art der Belastung sowie der zu 
schützenden geographischen Zone am besten 
angepaßt ist. 

Auf Gemeinschaftsebene müssen die Aktionen 
konzentriert werden, die auf dieser Ebene am 
wirksamsten sein können; die Prioritäten müs- 
sen mit besonderer Sorgfalt festgelegt werden. 

xi) Wichtige Aspekte der Umweltpolitik dürfen in 
einzelnen Ländern nicht länger isoliert geplant 
und durchgeführt werden. Auf der Grundlage 
einer gemeinsamen langfristigen Konzeption in 
der Gemeinschaft sollten die nationalen Pro- 
gramme auf diesen Gebieten koordiniert und die 
Umweltpolitiken harmonisiert werden. Eine sol- 
che Politik sollte als Ziel die Verbesserung der 
Qualität des Lebens haben; das wirtschaftliche 
Wachstum darf daher nicht allein unter quanti- 
tativen Gesichtspunkten betrachtet werden. 

Diese Koordinierung und Harmonisierung sollen 
es insbesondere ermöglichen, die Wirksamkeit 
der auf den verschiedenen Ebenen durchgeführ- 
ten Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesse- 
rung der Umwelt in der Gemeinschaft zu stei- 
gern, und zwar unter Berücksichtigung der re- 
gionalen Unterschiede in der Gemeinschaft und 
des einwandfreien Funktionierens des Gemein- 
samen Marktes. 

Ziel dieser Umweltschutzpolitik in der Gemein- 
schaft muß es sein, so weit wie möglich koordi- 
nierte und harmonisierte Fortschritte der jewei- 
ligen nationalen Politik zu fördern, ohne jedoch 
die Fortschritte zu verhindern, die auf nationaler 
Ebene schon erreicht wurden oder erreicht wer- 
den könnten. Derartige Fortschritte müssen in 
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einer Form verwirklicht werden, die das gute 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes nicht 
gefährdet. 

Diese Koordinierung und Harmonisierung wer- 
den insbesondere erreicht 

— mit der Anwendung der einschlägigen Be- 
stimmungen der Verträge, 

— mit der Durchführung der in diesem Pro- 
gramm beschriebenen Aktionen, 

— mit der praktischen Anwendung des Informa- 
tionsverfahrens über Umweltschutzmaßnah- 
men ^). 

TITEL II 

Verringerung der Umweltbelastungen 

Kapitel 1 

Objektive Beurteilung der Gefahren 
der Umweltbelastungen für die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt 

Die im Kapitel 1, Abschnitte A, B und C und im 
Kapitel 2 (Teil II, Titel 1) des Aktionsprogramms vom 
22. November 1973 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. C 112 vom 20. Dezember 1973) - 
ergänzt durch die Entschließung des Rates vom 
25. Juli 1975 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 168 vom 25. Juli 1975) - definierten 
Arbeiten werden von der Kommission^) für alle in 
den vorerwähnten Dokumenten aufgeführten Stoffe 
der ersten und zweiten Kategorie weitergeführt. 

Bei der Durchführung dieser Arbeiten 

— wird der Tatsache Rechnung getragen, daß zahl- 
reiche Schadstoffe gleichzeitig in mehreren Um- 
weltmedien wie Luft und Wasser sowie in Nah- 
rungs- und Genußmitteln bestimmten Fertiger- 
zeugnissen Vorkommen; 

— erfolgt die Bewertung der Exposition des Men- 
schen gegenüber den in mehreren Umweltmedien 
vorhandenen Schadstoffen durch die Bestimmung 
der Gesamtexposition (Messung der Schadstoffe 
am Target) ; 

— wird eine Messung folgender Synergismen vor- 
genommen: 

• verschiedene Schadstoffe der ersten und zwei- 
ten Kategorie 

• Schadstoffe und pathogene Organismen 

• Schadstoffe und meteorologische Faktoren 

• Schadstoffe und Ernährungsweise 

• Schadstoffe und chemische und pharmazeu- 
tische Produkte 

— werden die Belange kritischer und besonders an- 
fälliger Bevölkerungsgruppen berücksichtigt. 


Kapitel 2 

Verhütung und Verringerung der Verschmutzung 
der Gewässer und des Meeres 

1. Unter den natürlichen Ressourcen ist das Was- 
ser die einzige Hilfsquelle, die sich über den 
meteorologischen Zyklus ständig regeneriert. 
Diese natürliche Regeneration sichert eine kon- 
tinuierliche Versorgung fast aller Gebiete inner- 
halb der Gemeinschaft. 

Als Folge insbesondere der Bevölkerungsdichte, 
der Konzentration und des Lebensniveaus der 
Bevölkerungen und des hohen Umfangs der 
wirtschaftlichen Aktivitäten im westlichen Euro- 
pa wird jedoch ein Teil dieser potentiell ver- 
fügbaren Ressourcen durch Verunreinigung teil- 
weise und häufig sogar gänzlich der Verwen- 
dung entzogen. 

Es bedarf sicherlich keines Hinweises, daß das 
Wasser für die Existenz des menschlichen Le- 
bens ein unmissbares Element ist und daß es für 
viele Funktionen im Zusammenhang mit den 
menschlichen Tätigkeiten, die davon zu zahlrei- 
chen und unterschiedlichen Zwecken Gebrauch 
machen, zur Verfügung stehen muß. 

Die Wasserfülle der Meere ist hierbei, wie es 
das Aktionsprogramm (Teil II, Titel I, Kapitel 6, 
Abschnitt 1) schon hervorhebt, von ganz beson- 
derer Bedeutung: „Die Meere sind eine wesent- 
liche Quelle von Erzeugnissen, insbesondere von 
wertvollen Proteinen, für eine in zunehmendem 
Maße übervölkerte Welt. Außerdem erfüllen 
sie als Lieferanten eines bedeutenden Teils des 
lebensnotwendigen Sauerstoffs eine wesentliche 
Rolle im natürlichen ökologischen Gleichge- 
wichtssystem. Ferner sind die Meere und Kü- 
stengebiete von größtem Wert für Erholung 
und Freizeit. 

Die Verunreinigung der Meere hat bereits ein 
sehr hohes Ausmaß erreicht. So ist eine besorg- 
niserregende Anhäufung bestimmter Schadstoffe 
bei Plankton, Lebewesen und Sedimenten fest- 
zustellen; schon jetzt sind einige Flußmündun- 
gen und Küstengebiete erheblich von Eutrophie- 
rung bedroht. 

In Anbetracht der wichtigen Rolle des Meeres 
für die Prozesse der Erhaltung und Entwicklung 
der Arten sowie der Bedeutung der Seeschiff- 
fahrt und des Seetransports für die harmonische 
wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinschaft 
geilt das Problem der Meeresverschmutzung die 
Gemeinschaft als Ganzes an." 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 9 
vom 15. März 1973, S. 1 

3) Die Kommission hat dem Rat bereits einen Richtlinien- 
vorschlag über biologische Normen für Blei und die 
Überwachung der Gefährdung durch Blei sowie einen 
Entschließungsentwurf zu den Kriterien für Schwefel- 
anhydrid und suspendierte Teilchen übermittelt. 
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Aus diesen Gründen stellen der Schutz und die 
Sanierung der Gewässer und des Meeres - um 
den wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen 
zu genügen und die Aufrechterhaltung des le- 
bensnotwendigen ökologischen Gleichgewichts 
zu gewährleisten - eine vorrangige Aufgabe im 
Rahmen des Aktionsprogramms der Europäi- 
schen Gemeinschaft für den Umweltschutz dar. 

Im Rahmen der Gemeinschaft wurde auf die- 
sem Gebiet eine Reihe wichtiger Maßnahmen 
festgelegt, die in ihrer Gesamtheit schon jetzt 
und für die künftige Entwicklung die reale Basis 
einer kohärenten Politik zur Verhütung und 
Verringerung dieser Art von Umweltbelastung 
darstellen. 

In den heranstehenden Jahren wird sich die 
Tätigkeit auf diesem Gebiet nun insbesondere 
darauf konzentrieren, diese Maßnahmen wei- 
terhin in die Tat umzusetzen. 

2. Die Gemeinschaft wird die weitere Durchfüh- 
rung der Aktionen in bezug auf die Wasserver- 
schmutzung betreiben, die in dem Aktionspro- 
gramm vom 22. November 1973, Teil II, Titel I 
festgelegt sind; es handelt sich hierbei um fol- 
gende Themen: 

— Objektive Beurteilung der Gefahren der Um- 
weltbelastungen für die menschliche Gesund- 
heit und die Umwelt (vgl. Kap. 1); 

— Festlegung von Normen (vgl. Kap. 2) ; 

— Informationsaustausch zwischen den über- 
wachungs- und Kontrollnetzen (vgl. Kap. 3); 

— Festlegung von Qualitätszielen (vgl. Kap. 3) ; 

— Aktionen im Bereich bestimmter Erzeugnisse 
(vgl. Kap. 4) ; 

— spezifische Aktionen im Bereich bestimmter 
Industriesektoren und der Energieerzeugung 
(vgl. Kap. 5) ; 

— spezifische Aktionen zum Schutz bestimmter 
Gebiete gemeinsamen Interesses: 

— Verschmutzung der Meere, 

— Reinhaltung der Gewässer des Rheinein- 
zugsgebiets, 

— Umweltschutzaktionen in Grenzgebieten 
(vgl. Kap. 6). 

3. Unabhängig von der Durchführung der Rats- 
richtlinien durch die Mitgliedstaaten wird die 
Kommission die sie selbst im Rahmen der nach- 
stehend angeführten Richtlinien (sowie weitere 
Richtlinien, die zur Durchsetzung des Aktions- 
programms noch ergehen werden) betreffenden 
Aktionen durchführen: 


a) Richtlinien des Rates vom 16. Juni 1975 über 
die Qualitätsanforderungen an Oberflächen- 
wasser für die Trinkwassergewinnung in den 
Mitgliedstaaten ; 

b) Richtlinie des Rates vom 8. Dezember 1975 
über die Qualität von Badegewässern ; 

c) Richtlinie des Rates vom . . . zur Eindäm- 
mung der Verunreinigung infolge der Ab- 
leitung bestimmter gefährlicher Stoffe in die 
Gewässer der Gemeinschaft ^). 

Inhaltlich erstrecken sich diese Aktionen auf fol- 
gende Bereiche: 

i) die Richtlinie vom 16. Juni 1975 (s. oben a) ): 

— Prüfung der einzelstaatlichen Program- 
me für die Sanierung der Oberflächen- 
gewässer (vgl. Artikel 4 Ziffer 2); 

— Prüfung der Begründungen für die aus- 
nahmsweise Verwendung von Wasser 
geringerer Qualität als A 3 (vgl. Arti- 
kel 4 Ziffer 3) ; 

— Ausarbeitung eines Richtlinienentwurfs 
betreffend die Meßmethoden, die Zeit- 
folge für die Probenahme und die Ana- 
lyse nach den in der Richtlinie festgeleg- 
ten Parametern (vgl. Artikel 5 Ziffer 2) ; 

Prüfung der Abweichungen gemäß Artikel 8; 

— eventuelle Vorschläge zur Revision der 
in der Richtlinie festgelegten Werte und 
Parameter (vgl. Artikel 9) ; 

— Ausarbeitung eines Richtlinienvorschlags 
betreffend Sickerwasser; 

— allgemeine Überwachung der Durchfüh- 
rung dieser Richtlinie. 

ii) die Richtlinie vom 8. Dezember 1975 über 

die Qualität der Badegewässer: 

— Prüfung der Begründungen für die von 
einem Staat eventuell genehmigten Aus- 
nahmen sowie der Verwaltungspläne für 
die Wasservorräte innerhalb der betref- 
fenden Zonen (vgl. Artikel 4 Abs. 3) ; 

— Beteiligung an den gemeinsamen Maß- 
nahmen der Mitgliedstaaten gemäß Arti- 
kel 4 Abs. 4; 

— Prüfung der Abweichungen nach Arti- 
kel 8; 


4) Die Kommission hat dem Rat bereits Vorschläge für 
Richtlinien über die Qualität der für den menschlichen 
Verbrauch bestimmter Wasser vorgelegt. 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 25. Juli 1975 (Richtlinie 75/440/EWG). 

<») Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 31 
vom 5. Februar 1976 (Richtlinie 76/160/EWG). 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. . . . 
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— Ausarbeitung der zur Anpassung an den 
technischen Fortschritt erforderlichen 
Vorschläge (Artikel 9, 10 und 11); 

— Veröffentlichung eines Syntheseberichts 
über die Badegewässer in den Mitglied- 
staaten und deren signifikantesten Merk- 
male (Artikel 13); 

— allgemeine Überwachung der Durchfüh- 
rung der Richtlinie. 

iii) die Richtlinie des Rates vom . . . zur Ein- 
dämmung der Verunreinigung infolge der 

Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe in 

die Gewässer der Gemeinschaft: 

— Ausarbeitung von Vorschlägen zur Re- 
gelung insbesondere der betriebsbeding- 
ten Ableitung von Abfallstoffen von 
Schiffen aus in das Küstenmeer, unter 
Berücksichtigung der auf diesem Gebiet 
bestehenden internationalen Überein- 
kommen (Artikel 1 Abs. e); 

— Ausarbeitung von Vorschlägen zum 
Schutz des Grundwassers (Artikel 3)j. 

— Ausarbeitung von Vorschlägen über die 
Grenzwerte, die Maximalfristen, die 
Qualitätsziele und das Überwachungs- 
verfahren für die Stoffe der Liste I (vgl. 
Artikel 5 Abs. 1 und 2); 

— Prüfung - in den Fällen, wo ein Staat 
gewisse Qualitätsziele festlegen will - 
der beigebrachten Nachweise, ob diese 
Ziele in Übereinstimmung mit Artikel 5 
Abs. 3 erreicht sind oder aufrecht erhal- 
ten werden; 

— Berichterstattung an den Rat über die 
Fälle, in denen die Kommission der Fest- 
legung von Qualitätszielen gemäß Arti- 
kel 5 Abs. 3 zugestimmt hat; 

— Organisation regelmäßiger Vergleiche 
der Programme betreffend die Stoffe der 
Liste II zur Sicherstellung einer harmo- 
nisierten Anwendung; 

— eventuelle Vorschläge zur Überprüfung 
der Listen I und II im Lichte der Erfah- 
rungen; hierbei können gegebenenfalls 
bestimmte Stoffe der Liste II in die Liste 
I übernommen werden; 

— allgemeine Überwachung der Durchfüh- 
rung der Richtlinie. 

4. Die Kommission wird sich außerdem weiterhin 
um die Durchführung folgender Ratsbeschlüsse 
betreffend die Aktivitäten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft im Rahmen internatio- 
naler Übereinkommen bemühen: 

a) Beschluß des Rates vom 3. März 1975 über 
den Abschluß des Übereinkommens zur Ver- 
hütung der Meeresverschmutzung vom Lan- 
de aus ®) ; 


b) Beschluß des Rates vom 3. März 1975 über 
die Beteiligung der Gemeinschaft an der 
Interimskommission, die auf der Grundlage 
der Entschließung Nr. III des Übereinkom- 
mens zur Verhütung der Meeresverschmut- 
zung vom Lande aus eingesetzt worden ist ; 

c) Beschluß des Rates vom 8. Dezember 1975 
über die Beteiligung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft an den Verhandlungen 
über ein Rahmenabkommen mit Protokollen 
zum Schutz des Mittelmeers gegen Ver- 
schmutzung ; 

d) Beschluß des Rates vom 19. Januar 1976 über 
die Beteiligung der Europäischen • Wirt- 
schaftsgemeinschaft an den Verhandlungen 
zum Abschluß eines Übereinkommens zum 
Schutz des Rheins gegen chemische Ver- 
schmutzungen 

4.1 Als Ergebnis der Verhandlungen in Bezug auf 
die unter c) und d) erwähnten Übereinkommen 
wird die Kommission entsprechende Vorschläge 
über den Abschluß und die Wahrnehmung die- 
ser Übereinkommen vorlegen. Die Kommission 
wird ferner zu gegebener Zeit den Entwurf eines 
Beschlusses unterbreiten, der sie ermächtigt, 
über die Beteiligung der Gemeinschaft an dem 
Übereinkommen von Helsinki ,.^über die Ostsee 
zu verhandeln. 

4.2 In Bezug auf die Meeres Verschmutzung durch 
die „Verklappung“ giftiger Stoffe hat die Kom- 
mission bereits einen Richtlinienvorschlag un- 
terbreitet. Sie wird außerdem entsprechende 
Vorschläge über die Beteiligung der Gemein- 
schaft an den verschiedenen internationalen 
Übereinkommen vorlegen, die diese Art der 
Meeresverschmutzung zum Gegenstand haben. 

4.3 Auf dem Gebiet der Meeresverschmutzung durch 
den Verkehr und die Schiffahrt wird die Kom- 
mission, soweit dies für das gute Funktionieren 
des gemeinsamen Marktes und die Durchfüh- 
rung des vorliegenden Programms erforderlich 
ist, außer dem obengenannten Vorschlag 
über die betriebsbedingte Ableitung von Abfall 
von Schiffen gegebenenfalls entsprechende Vor- 
schläge zur Durchführung der internationalen 
Übereinkommen und zur Anpassung der Durch- 
führungsbestimmungen zu diesen Übereinkom- 
men vorlegen. 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 27. Juli 1975 (Richtlinie 75/437/EWG). 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 27. Juli 1975 (Richtlinie 75/438/EWG). 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

vom . . ., S. . . . 

11) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . S. . . . 
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4.4 Im Problembereich der Meeres Verschmutzung 
durch die Einleitung von Abwässern vom Lande 
aus nimmt die Kommission im Namen der Ge- 
meinschaft an den Arbeiten der Durchführung 
des Pariser Übereinkommens „Nord-Ost- Atlan- 
tik" teil. 

Auf allgemeiner Ebene wird die Kommission 
Vorschläge über gemeinschaftliche Maßnahmen 
zur Verhütung und Verringerung der Meeres- 
verschmutzung vom Lande aus gemäß Kapitel 6 
Abschnitt 1 (Teil II, Titel I) des Aktionspro- 
gramms vom 22. November 1973 und der oben- 
erwähnten Richtlinie des Rates vom Datum über 
die Wasserverschmutzung durch bestimmte ge- 
fährliche Stoffe vorlegen. 

4.5 In Bezug auf die Meeresverschmutzung durch 
die Exploration und Ausbeutung der Meeres- 
gründe ist die Gemeinschaft an den entsprechen- 
den Arbeiten im Rahmen des oben erwähnten 
Pariser Übereinkommens beteiligt. Die Gemein- 
schaft nimmt außerdem als Beobachter an den 
Arbeiten im Rahmen der Londoner Konferenz ^2) 
teil - eine Arbeitsgruppe dieser Konferenz be- 
handelt das Problem der zivilrechtlichen Haf- 
tung mit Bezug auf diese Verschmutzungsart. 
Außerdem verfolgt die Kommission aufmerksam 
die diesen Bereich betreffenden Arbeiten im 
Rahmen der Dritten Seerechtskonferenz. 

4.6 Was die im Rahmen dieser letzteren Konferenz 
laufenden Arbeiten auf dem Gebiet der Meeres- 
verschmutzung mehr allgemein anbetrifft, so 
wird die Kommisis on darauf achten, daß die 
Ergebnisse dieser Konferenz mit den Regeln der 
Verträge sowie den auf Gemeinschaftsebene im 
Bereich des Umweltschutzes getroffenen Maß- 
nahmen im Einklang sind. Zur Sicherstellung 
dieser Übereinstimmung wird sie zu gegebener 
Zeit die erforderlichen Vorschläge vorlegen. 

4.7 Die Kommission wird weiterhin an den Arbei- 
ten der internationalen Kommission für den 
Schutz des Rheins gegen Verunreinigung teil- 
nehmen. Sie wird geeignete Entwürfe für die 
Teilnahme der Gemeinschaft an dem Überein- 
kommen zum Schutz des Rheins gegen chemi- 
sche Verschmutzungen unterbreiten. Ganz allge- 
mein wird sie darauf achten, daß die zur Ver- 
hütung und zur Verringerung der Verschmut- 
zung des Rheins getroffenen Maßnahmen so- 
wohl den allgemein auf Gemeinschaftsebene 
zum Kampf gegen die Wasserverschmutzung er- 
lassenen Regelungen als auch den Vorschriften 
über die Wassermerkmale, den Bestimmungen 
in Bezug auf die Verschmutzung des Rheins und 
der Tatsache, daß die Gewässer dieses Stroms in 
einem Drittstaat entspringen und auch ein Teil 
seines Laufes durch einen Drittstaat führt, Rech- 
nung tragen. 


4.8 Die Kommission hat dem Rat bereits Vorschlä- 
ge mit Bezug auf die Beteiligung der Gemein- 
schaft an dem Europäischen Übereinkommen zum 
Schutz der internationalen Wasserläufe gegen 
Verschmutzung (Straßburger Übereinkommen) 
vorgelegt; sie wird den Rat ersuchen, diese Vor- 
schläge definitiv anzunehmen, sobald die im 
Rahmen des Europarats laufenden Verhandlun- 
gen abgeschlossen sind. 

5. Zusammenfassend und im Ergebnis werden sich 
die Arbeiten der Gemeinschaft zur Verhütung 
und Verringerung der Wasserverschmutzung - 
Süßgewässer und Meere - prioritär auf folgen- 
de Ziele erstrecken: 

— Schutz des Grundwassers; 

— Ausarbeitung von Qualitätszielen für Was- 
ser, soweit entsprechende Arbeiten im Ak- 
tionsprogramm vom 22. November 1973 vor- 
gesehen, bisher aber noch nicht erledigt sind; 

— Definition gemeinsamer Methoden zur Fest- 
stellung der Maßnahmen, die zur Erreichung 
und Aufrechterhaltung der gegebenen und 
der künftigen Zielwerte erforderlich sind; 

— gemeinsame Forschung zur Feststellung 
langfristig genügender Minimal-Qualitäts- 
anforderungen unter Berücksichtigung der 
verschiedenen Umwelttypen, die in ihrer Ge- 
samtheit die Umwelt der Gemeinschaft bil- 
den; 

— Informationsaustausch zwischen den in der 
Gemeinschaft bestehenden Netzen für die 
Überwachung und Kontrolle der Wasserver- 
schmutzung; 

— Festlegung von Emissionsgrenzwerten, Maxi- 
malfristen und Qualitätszielen für eine erste 
Liste I zur Richtlinie des Rates vom ; 

— Festlegung eines Kontroll- und Überwa- 
chungsverfahrens in Bezug auf die Stoffe der 
Liste I der Richtlinie des Rates vom . . ., ins- 
besondere für die Küstenmeere der Gemein- 
schaft; 

— Durchführung der Richtlinien betreffend die 
vom Rat festgelegten Qualitätsziele; 

— Verhütung und Verringerung der Meeres Ver- 
schmutzung vom Lande aus; 


12) Londoner Konferenzen vom März 1973 und Oktober 
1975 über die Probleme Sicherheit und Schutz gegen 
Verschmutzung bei der Exploration und der Förderung 
mineralischer Rohstoffe in Meeresgebieten des Nord- 
Ost-Atlantiks. 

13) Diese Vorschläge waren bereits Gegenstand einer 
Vereinbarung im Rahmen des Ausschusses der Stän- 
digen Vertreter (vgl. Protokoll COREPER vom 18. Juli 
1975; Dok. des Rates Nr. 940/75 -RP - CRS 26). 
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— Durchführung der internationalen Überein- 
kommen betreffend Süßwässer, denen die 
Gemeinschaft als Partner angehört oder an- 
gehören wird. 

Die Gemeinschaft wird ferner prüfen, welche 
Maßnahmen geeignet sind, eine konzertierte 
Planung für den Bau von Chloranlagen und von 
Kontrollstationen zur Überwachung der Ver- 
schmutzung in den nächsten 15 Jahren sicherzu- 
stellen. 

Kapitel 3 

Die Luftverschmutzung 

I. Einführung 

Die Luftverschmutzung unterscheidet sich von den 

anderen „Verschmutzungskategorien" durch folgen- 
de besondere Merkmale: 

1. Sie tritt besonders akzentuiert in städtischen und 
industriellen Ballungszentren auf, in Zonen also, 
in denen zur Zeit mehr als 60 v. H. der Gemein- 
schaftsbevölkerung leben. 

2. Sie wird in erheblichem Maße durch meteorologi- 
sche Bedingungen (Einfluß des Windes, der Nie- 
derschläge, der Temperaturinversion, der Son- 
nenstrahlung usw.) beeinflußt. 

3. Sie kann auf Grund des Transports von Luft- 
schadstoffen durch die Luftströmungen auf weite 
Entfernungen durch ferngelegene Verschmut- 
zungsherde verursacht werden (grenzüberschrei- 
tende Verunreinigungen). 

4. Sie kann durch ortsfeste (Haushalte und Indu- 
strieanlagen) und ortsbewegliche (Kraftfahrzeu- 
ge) Emissionsquellen verursacht werden. 

5. Durch das Auftreten neuer Produkte wird die 
Zahl der in die Luft abgegebenen Schadstoffe 
immer zahlreicher. Ferner wird die Zusammen- 
setzung der Emissionen durch neue Herstellungs- 
verfahren verändert. Oft findet überdies eine 
Umwandlung der emittierten Stoffe statt, die 
entweder untereinander oder mit den in der Luft 
vorhandenen natürlichen Stoffen (oder physikali- 
schen Komponenten, wie z. B. der Sonnenstrah- 
lung) reagieren, wobei neue chemische Stoffe 
entstehen, die noch schädlicher sein können als 
die Primärschadstoffe, 

6. Es bestehen noch Schwierigkeiten im Bereich 
der Probenahme der oft in sehr geringer Konzen- 
tration vorhandenen Schadstoffe; erst wenn diese 
Schwierigkeiten gelöst sind, sind die in verschie- 
denen Regionen erhaltenen Meßergebnisse ohne 
weiteres vergleichbar. 

7. Aufgrund der Komplizität der in der Luft vor- 
handenen Schadstoffverbindungen und des even- 


tuellen gleichzeitigen Einflusses der Witterungs- 
bedingungen ist die Bewertung der Auswirkun- 
gen der verschiedenen Luftschadstoffe auf die 
Gesundheit und das ökologische Gleichgewicht in 
vielen Fällen schwierig. 

Diese spezifischen Umstände müssen bei den Über- 
legungen, welche Arten von Maßnahmen auf den 
verschiedenen Entscheidungsebenen und insbeson- 
dere auf Gemeinschaftsebene zu treffen sind, berück- 
sichtigt werden. 


11. Aktion auf Gemeinschaftsebene 

Diese Aktion wird in erster Linie in der weiteren 
Durchführung der vom Rat auf diesem Gebiet bereits 
getroffenen Maßnahmen bestehen: 

A, Das Aktionsprogramm vom 22. November 1973 

Die Verwirklichung der auf diesem Gebiet im Ak- 
tionsprogramm vom 22. November 1973 vorgesehe- 
nen Teilaktionen wird weiter vorangetrieben; im 
einzelnen handelt es sich um folgende Aufgaben: 

1. Festlegung von Kriterien (vgl. Teil II, Titel I, 
Kap. 1 des Aktionsprogramms sowie Titel I, 
Kap. 1 des vorliegenden Dokuments) ; 

2. Festlegung von Qualitätszielen (Teil II, Titel I, 
Kap. 3, Abschnitt 2) ; 

3. Festlegung von Normen (Teil II, Titel I, Kap. 2); 

4. Informationsaustausch zwischen den überwa- 
chungs- und Kontrollnetzen (Teil II, Titel I, Kap. 3, 
Abschnitt 1); 

5. Spezifische Aktionen im Bereich bestimmter Er- 
zeugnisse (Teil II, Titel I, Kap. 4); 

6. Spezifische Aktionen im Bereich bestimmter In- 
dustriesektoren und der Energieerzeugung (Teil 
II, Titel I, Kap. 5, Abschnitte 1 und 2). 

Zu 1 

Wie das Programm erwähnt, setzt die Festlegung 
von Kriterien Arbeiten zur Normung und Harmoni- 
sierung der Meßmethoden und -instrumente voraus; 
dies wird die Lücken im Stand der Kenntnisse her- 
vortreten und erkennen lassen, welche Forschungs- 
themen gegebenenfalls in das Forschungs- und Ent- 
wicklungsprogramm der Gemeinschaft aufzunehmen 
sein werden. 

Zu 2 

Diese Teilaktion wird sich vorrangig auf folgende 
Luftschadstoffe erstrecken; 

Pb (Blei) 

NO (Stickoxid) 

CO (Kohlenmonoxid) 

SO 2 (Schwefelanhydride) und Schwebstoffe 
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Photochemisdie Oxydantien 
Asbest 

Kohlenwasserstoffe 

Vanadin 

Zu 3 

Diesbezüglich wird die Kommission gegebenenfalls 
dem Rat vorläufige gemeinsame Normen, abgestellt 
auf den Schutz der menschlichen Gesundheit oder 
den Schutz der Umwelt, zur Annahme Vorschlä- 
gen 

Zu 4 

Die Kommission wird in erster Linie auf die Durch- 
führung der „Entscheidung des Rates vom 24. Juni 
1975 zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens 
für einen Informationsaustausch zwischen den über- 
wachungs- und Kontrollnetzen betreffend die Daten 
über die Luftverschmutzung durch bestimmte Schwe- 
felverbindungen und durch Schwebstoffe" (vgl. nach- 
stehenden Absatz C) achten. Sie wird gegebenenfalls 
weitere Vorschläge betreffend andere Schadstoffe 
im Sinne von Artikel 3 Abschnitt 1, Absätze A, B 
und C (Teil II, Titel I) des Aktionsprogramms vom 
22. November 1973 vorlegen. 

Zu 5 

Die in diesem Kapitel vorgesehenen Teilaktionen 
werden in spezifischer Ausrichtung auf die Luft- 
schadstoffe weitergeführt. Im einzelnen werden die 
Richtlinien über die Schadstoffe in den Abgasen von 
Kraftfahrzeugmotoren den Schwefelgehalt der 
Heizöle und gegebenenfalls Gegenstand von Än- 
derungs- und Ergänzungsvorschlägen - und unter 
Berücksichtigung der neuesten wissenschaftlich-tech- 
nischen Forschritte - sein. 

Zu 6 

Die in diesem Kapitel genannten Aktionen werden 
weitergeführt, wobei den Arbeiten betreffend die 
Industrien, die an die Umwelt Staub, Schwefel- und 
Stickoxide, Kohlenwasserstoffe und Lösungsmittel, 
Fluor und Schwermetalle abgeben, Vorrang einge- 
räumt werden soll. 

B. Die Entschließung des Rates vom 3. März 1975 
über Energie und Umweltschutz 

Diese Entschließung sieht außer den bereits erwähn- 
ten Tätigkeiten im Rahmen des Aktionsprogramms 
(insbesondere in Bezug auf die Verringerung des 
Schwefelgehalts flüssiger Brennstoffe, die Entwick- 
lung von Meßmethoden und die Durchführung von 
Forschungen über die Stickoxide) vor, daß die Kom- 
mission die Probleme im Zusammenhang mit folgen- 
der Aufgabenstellung untersucht: 

— Sicherstellung einer Versorgung mit umwelt- 
freundlichen Brennstoffen, z. B. schwefelarmen 
Rohölen, für die Gebiete mit besonderen Um- 


weltbelastungen und für Verbraucher, die be- 
triebsbedingt eine starke Umweltverschmutzung 
verursachen; 

— Förderung der Entwicklung von Entschwefelungs- 
verfahren und aller anderen technischen Verfah- 
ren zur selektiven Verringerung der Schwefel- 
anhydrid-Emission in die Atmosphäre. 

C. Bereits erlassene Richtlinien und Entscheidungen 
des Rates mit Bezug auf die Luftverschmutzung 

Diese Richtlinien und Entscheidungen werden durch 
die Mitgliedstaaten in die Praxis umgesetzt. 

Die Kommission wird insbesondere die Festlegung 
der Zonen für die Verwendung bestimmter Typen 
von Gasölen (vgl. Artikel 5 der Richtlinie vom 
24. November 1975) im Auge behalten. Sie wird ge- 
gebenenfalls dem Rat geeignete Vorschläge zur Re- 
vision oder Vervollständigung dieser Richtlinie 
(vgl. Artikel 6) insbesondere in Bezug auf den Luft- 
transport von Schwefelverbindungen auf weite Ent- 
fernungen unterbreiten. 

Die Kommission wird außerdem die erforderlichen 
Maßnahmen zur praktischen Durchführung des Ver- 
fahrens für den Informationsaustausch über die 
Luftverschmutzung durch bestimmte Schwefelverbin- 
dungen und Schwebstoffe treffen ^®) ; sie wird vor 
allem im Benehmen mit den Mitgliedstaaten die für 
das Programm geeigneten Standorte auswählen, ein- 
heitliche Formulare für die Übermittlung der Daten 
erstellen, ein Programm für die Verarbeitung der 
Meßdaten ausarbeiten, das eine einfache und über- 
sichtliche Darstellung der Ergebnisse ermöglicht, und 
die Mitgliedstaaten hinsichtlich der Form der zu 
erstellenden Berichte und die Optimierung dieses 
Informationsaustausches konsultieren. Schließlich 
wird sie Vergleichsprogramme ausarbeiten und die 
Probenahme- und Analysenmethoden im Hinblick auf 
eine bessere Vergleichbarkeit der numerischen Da- 
ten vereinheitlichen. 


14) Die Kommission hat bereits Qualitätsnormen für die 
Luftqualität in Bezug auf Blei und Gesundheitsnormen 
für Schwefelanhydrid und Schwebstoffe in der Luft von 
Siedlungsgebieten vorgelegt. 

15) Richtlinie vom 28. Mai 1974 zur Anpassung der Richt- 
linie vom 20. März 1970 zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen 
gegen die Verunreinigung der Luft durch Abgase von 
Kraftfahrzeugmotoren mit Fremdzündung an den tech- 
nischen Fortschritt (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 159 vom 15. Juni 1974, S. 61). 

16) Richtlinie vom 24. November 1975 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den 
Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Brennstoffe (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 307 vom 
27. November 1975, S. 22). 

17) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 168 
vom 25. Juli 1975. 

18) Vgl. Entscheidung des Rates vom 24. Juni 1975 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 vom 
25. Juli 1975). 
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Außer den oben beschriebenen Aktionen wird die 
Kommission im Rahmen einer Sachverständigen- 
Gruppe den Informationsaustausch über die auf 
nationalem oder regionalem Niveau angewandten 
Mittel zum Kampf gegen die Luftverschmutzung 
organisieren; hierbei wird es sich insbesondere um 
folgende Detailaufgaben handeln: 

1. die Erstellung nationaler oder regionaler Pläne; 

2. die Errichtung spezifischer Strukturen; 

3. den Einsatz wirtschaftlicher Mittel; 

4. die Inventarisierung der Verschmutzungsherde; 

5. die Ausarbeitung eines Verfahrens für den Infor- 
mationsaustausch zwischen den Alarmnetzen; 

6. die Anwendung mathematischer Modelle; 

7. die Festlegung von Emissionsnormen für be- 
stimmte als gefährlich geltende Luftschadstoffe; 

8. die Kontrolle der luft verschmutzenden Betriebe 
usw. 

Die Kommission wird sich außerdem mit folgenden 
weiteren Themen befassen: 

a) Einfluß der Fluor- und Chlorverbindungen sowie 
der Stickoxide auf die höheren Schichten der 
Atmosphäre; 

b) Luftverschmutzung durch zunehmende Anwen- 
dung von Gasturbinen; 

c) Probleme der Luftverschmutzung durch Klein- 
anlagen (Haushaltsfeuerungen, Verbrennungs- 
apparaturen usw.). 

Auf der Grundlage der Ergebnisse des Informations- 
austausches und dieser Untersuchungen wird die 
Kommission gegebenenfalls dem Rat entsprechende 
Vorschläge unterbreiten. 

Kapitel 4 

Lärmbekämpfung 

I. Einleitung 

Als Lärm wird im allgemeinen eine Gesamtheit von 
Geräuschen definiert, die für den Menschen unan- 
genehm und im Hinblick auf die dadurch verursach- 
te Belästigung, Ermüdung, Störung und gegebenen- 

f allo rÄ'T'vtrofn T*c ooi n +Tä +i mi n rr ■nir’Vtt 

X Wi.J.XO OV^LXXXXV^X Xj V V^x M.X O ^ V^LX V^XX VA WA WAWLA WA^ VAX AM AXAX^LX W 

annehmbar ist. 

Je nach Intensität und Art hat der Lärm bei den die- 
ser Umweltbelastung ausgesetzten Menschen ver- 
schiedene Folgen, die von der einfachen Belästigung 
bis zu bestimmten psychischen und patheologischeii 
Wirkungen reichen. Die empfundene Belästigung 
variiert u. a. je nach der Art und der Intensität des 


Lärms (diskret zusammengesetzte Geräusche, Laut- 
stärke, „Lautstrom"), der einfluß wirksamen Infor- 
mation des Lärmsignals (bewußte oder unbewußte 
Aufnahme) der Lärmempfindlichkeit der betreffenen 
Person, der Tätigkeit der dem Lärm ausgesetzten 
Personen usw. 

Unter den meßbaren psychischen und pathologischen 
Wirkungen unterscheidet man vor allem die Störun- 
gen 

der mündlichen Kommunikation, 
der Leistungsfähigkeit, 
des Schlafs, 
der Gesundheit 

und das Auftreten von Gehörschäden. 

Die Lärmbelastung hat parallel zur Entwicklung der 
modernen Industriegesellschaft enorm zugenommen, 
so insbesondere durch die wachsende Verwendung 
mechanischer Mittel und Geräte mit zunehmender 
Lärmentfaltung in fast allen Bereichen der mensch- 
lichen Aktivitäten: Entwicklung des Eisenbahn-, 
Straßen- und Luftverkehrs, Mechanisierung der 
Landwirtschaft, Entwicklung der Industrie, erhöhter 
Einsatz von Haushaltsgeräten und Kommunikations- 
medien (Rundfunk, Fernsehen). 

Nicht nur die Zahl der lärmverursachenden Geräte 
wird immer größer, auch das Lärmniveau verschie- 
dener Geräte, Motoren und Maschinen ist angestie- 
gen. 

Die unerwünschten, störenden und schädlichen Wir- 
kungen des Lärms sind seit mehreren Jahren Gegen- 
stand sehr zahlreicher Untersuchungen, sowohl auf 
nationalem wie auf internationalem Niveau. 

Zur Verringerung dieser Art von Umweltbelastung 
haben die Mitgliedstaaten bereits verschiedene 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften mit Bezug auf 
bestimmte Lärmquellen und / oder in einigen Fällen 
Rahmengesetze erlassen ^®). 

Die auf nationaler Ebene getroffenen Maßnahmen 
zur Verringerung der Umweltbelastung durch Lärm 
werden zwangsläufig auch bestimmte Auswirkungen 
auf das Funktionieren des gemeinsamen Marktes 
haben, da sie einerseits zum Zustandekommen von 
technischen Handelshemmnissen für Erzeugnisse, die 
solchen Lärmbekämpfungsvorschriften unterworfen 
sind, führen können und andererseits gegebenenfalls 
Investitions- und Preisverzerrungen - im Zusammen- 
hang mit Lärmschutzmaßnahmen für lärmintensive 
Anlagen - verursachen können. Unterschiede in den 
geLiurfeiieii Maßnalimen sowie in den auf erlegten 
Schutzniveaus führen außerdem zu qualitativen 
Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft, deren Bevölkerungen (nach dem 


19) Vgl. insbesondere den niederländischen Gesetzentwurf 
zum Schutz der Umwelt gegen Lärmbelästigungen. 
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Wortlaut der Präambel zum EWG-Vertrag) „die 
stetige Besserung der Lebens- und Beschäftigungs- 
bedingungen" in der gesamten Gemeinschaft erwar- 
ten dürfen. 

Um wirtschaftliche Verzerrungen zu vermeiden, die 
durch Spezifikationsunterschiede für bestimmte Er- 
zeugnisse und lärmintensive Anlagen und Einrich- 
tungen entstehen können, und gleichzeitig auch in 
der Absicht, die Lärmemissionen, die Ursache dieser 
Verzerrungen sind, einzudämmen, hat die Kommis- 
sion dem Rat eine Reihe von Richtlinienvorschlägen 
unterbreitet, die - im einzelnen - auf die Beschrän- 
kung der Lärmemissionen von Drucklufthämmern, 
Turmkränen, Kraftstromgeneratoren, Schweißgene- 
ratoren, Motorfahrzeugen (Überarbeitung der Richt- 
linie 157/70 des Rates), Motorfahrrädern / und Luft- 
fahrzeugen / abgestellt sind. 

Die allgemeine Zunahme der Lärmbelästigungen ver- 
anlaßt jedoch dazu, für die weitere Entwicklung eine 
Lösung dieses globalen Problems durch die Erstel- 
lung eines Gesamtprogramms für die Lärmbekämp- 
fung ins Auge zu fassen - ein Gesamtprogramm, 
das in seinen großen Linien auf Gemeinschaftsebene 
definiert und dessen Verwirklichung im einzelnen 
dann je nach der Art der geplanten Maßnahme auf 
der jeweils geeigneten Ebene - Gemeinschafts-, na- 
tionale, regionale oder lokale Ebene - in Angriff 
genommen werden soll. 

IL Definition und Verwirklichung einer 

Gemeinschaftspolitik zur Lärmbekämpfung 

Die Kommission wird in Kürze einen Vorschlag un- 
terbreiten, indem sie einen Gesamtplan für Maßnah- 
men zur Lärmbekämpfung auf verschiedenen Ebenen 
und eine entsprechende Zeitplanung vorstellen wird. 

Diese Maßnahmen müssen zielbezogen definiert und 
diversifiziert werden, und zwar im Hinblick auf die 
Tätigkeits- und Lebensbereiche, die entweder lärm- 
schutzbedürftig sind (nicht berufliche Tätigkeiten: 
Erziehung, Pflege, Entspannung, Erholung, Freizeit- 
gestaltung usw.) oder für die Regelungen zur Ver- 
minderung des Lärms, den sie verursachen, erfor- 
derlich sind (Verkehr, Industrie, Landwirtschaft, 
lärmintensive Freizeitgestaltung usw.). Die Messun- 
gen dürfen sich nicht nur auf die Emissionsquellen 
erstrecken, sondern müssen auch die Bedingungen 
für die Lärmfortpflanzung und die Lärmaufnahme 
berücksichtigen (z. B. der Straßenverkehrslärm kann 
nicht nur durch Herabsetzung des Lärmpegels der 
Kraftfahrzeuge eingedämmt werden, sondern auch 
durch Verbesserung der Lärmschutzverkleidungen 
und -anlagen entlang der Straßen und durch ent- 
sprechende Straßenplanung im Rahmen der Raum- 
planung). Die vorgeschlagenen Maßnahmen werden 
je nach der Art des angestrebten Ziels folgende 
Details umfassen: 

— Definition von Niveaus nach Maßgabe medizini- 
scher und sozialer Kriterien entsprechend den 


vorherrschenden Tätigkeiten zu einem gegebenen 
Zeitpunkt in einer gegebenen Gebietszone (vgl. 
Teil II, Titel I, Kapitel 3, A.bschnitt 2, Absatz C) 
des Aktionsprogramms vom 22. November 1973: 
Qualitätsziele) ; 

— Weiterführung der Forschung über die bisher 
wenig bekannten Auswirkungen des Lärms auf 
den Menschen (vor allem Geräusche von kurzer 
Dauer oder niedriger Frequenz) sowie weitere 
epidemiologische Untersuchungen? 

— ■ Erarbeitung von Spezifikationen für lärminten- 
sive Erzeugnisse und Einrichtungen? 

— Vorschriften für die Verwendung lärmintensiver 
Erzeugnisse und Einrichtungen? 

— informative Kennzeichnung mit Bezug auf das 
Lärmniveau von Erzeugnissen, Anbringung von 
Lärmbekämpfungs-Hinweisschilder? 

— Verfahren für die Einstufung und zur Erteilung 
von Errichtungs- und Betriebsgenehmigungen für 
lärmintensive Betriebe? 

— Festsetzung (eventuell) besonderer nichtspezifi- 
scher oder spezifischer Abgaben, die von den 
Herstellern oder Benutzern lärmintensiver Geräte 
usw. zu entrichten wären? 

— Festlegung von Schallisolationsnormen (für Stra- 
ßen-Lärmschutz Verkleidungen, Wohngebäude, In- 
dustrieanlagen usw.) ? 

— Bestimmungen für die Entschädigung für erlittene 
Schäden. 

Dieser allgemeine Vorschlag soll zur Entwicklung 
nationaler oder regionaler Programme - unter Be- 
rücksichtigung der jeweiligen spezifischen, . wirt- 
schaftlichen und sozialen Situations- und Bedarfs- 
merkmale - Anlaß geben. 

Auf Gemeinscbaftsebene - in Form weiterer Richt- 
linien - sollen jedoch folgende Detailfragen geregelt 
werden: 

— die Niveaus (Qualitätsziele) entsprechend der 
vorherrschenden Bestimmung der einzelnen Zo- 
nen: Erholungsgebiet, Wohngebiet, Freizeitzone, 
Industriegebiet, Straßen, Eisenbahnanlagen, 
Flugplätze, internationale Wasserwege usw.? 

— die Methoden der Lärmmessung? 

— die Spezifikationen 2^), die Verwendungs Vor- 
schriften sowie die Vorschriften für die Kenn- 
zeichnung 2 ®) und das Anbringen von Hinweis- 
schildern an lärmintensiven Erzeugnissen? 

— in Bezug auf die Abgaben (eventuell): Veranla- 
gung und Niveaus? 

— Scballschutznormen ^^). 


20) Die diesbezüglichen Arbeiten werden im Rahmen des 
allgemeinen Programms zur Aufhebung der techni- 
schen Handelshemmnisse behandelt. 
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Zur Unterstützung bei der Ausarbeitung dieses Do- 
kuments und der im Sinne der obigen Aufzählung 
vorgesehenen Einzelrichtlinien wird die Kommission 
einen Ausschuß nationaler Sachverständiger einset- 
zen (dadurch wird die Existenz von Sachverständi- 
gengruppen, die bereits mit Einzelthemen befaßt 
sind, nicht berührt). Dieser Ausschuß wird ferner 
die Aufgabe haben, die Kommission bei der verglei- 
chenden Prüfung der nationalen Programme für die 
Lärmbekämpfung zu unterstützen. 

Kapitel 5 

Spezifische Aktionen im Bereich bestimmter 
Industriesektoren und der Energieerzeugung 

Abschnitt 1 

Spezifische Aktionen im Bereich 
bestimmter Industriesektoren 

Verschiedene Aktionen, die sich auf die industriellen 
Aktivitäten beziehen, sind in den Kapiteln über die 
Wasserverschmutzung, Luftverschmutzung, den 
Kampf gegen die Verschwendung und die Lärmbe- 
kämpfung erwähnt. 

Die Kommission wird außerdem die in Kapitel 5, 
Abschnitt 1 (Teil II, Titel I) des Aktionsprogramms 
vom 22. November 1973 vorgesehenen Arbeiten 
weiterführen, 

Abschnitt 2 

Spezifische 

Aktionen im Bereich der Energieerzeugung 

Einige Aktionen zur Verringerung der Luftver- 
schmutzung durch den Kraftwerksbetrieb und durch 
radioaktive Abfälle sind in Titel II, Kapitel 3 und 
Titel III, Kapitel 3 des vorliegenden Programms 
erwähnt. 

Die Kommission wird außerdem die in Kapitel 5, 
Abschnitt 2 (Teil II, Titel I) des Aktionsprogramms 
vom 22. November 1973 und in der Entschließung 
des Rates vom 3. März 1975 über Energie und Um- 
weltschutz vorgesehenen Arbeiten fortsetzen. 

Was den Sonderbereich der Abwärme von Kraft- 
werken anbetrifft, so wird die Kommission im Hin- 
blick auf eventuelle Vorschläge an den Rat folgende 
Arbeiten durchführen : 

„1. Neuordnung des Datenmaterials über die Wir- 
kungen der Abwärme auf die Umwelt, Verbesse- 
rung des Kenntnisstandes auf diesem Gebiet; 

2. Informationsaustausch - auf Gemeinschaftsebene 
- über die Programmierung der Standortfrage für 
neue Kraftwerke unter Berücksichtigung der Um- 
weltrisiken; 


3. Untersuchung über die Notwendigkeit, überall 
da, wo es der Umweltschutz erfordert, neue Kraft- 
werke mit Kühltürmen auszurüsten und außer- 
dem unverzüglich die Konzeption und Technolo- 
gie der Trockenkühl türme zu verbessern, letzte- 
res mit dem Ziel, die Nachteile zu verringern, die 
diese in Bezug auf bestimmte Aspekte des Um- 
weltschutzes noch aufweisen; 

4. Nützung der Abwärme." 

Die Kommission wird ferner die weitere Behandlung 
der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
13. Januar zu den „Voraussetzungen für eine ge- 
meinschaftliche Standardpolitik für Kernkraftwerke 
unter Berücksichtigung ihrer Zumutbarkeit für die 
Bevölkerung" prüfen. 

Kapitel 6 

Aktionen im Bereich bestimmter Erzeugnisse 

Verschiedene Aktionen in Bezug auf umweltver- 
schmutzende Stoffe und Erzeugnisse wurden bereits 
in den vorausgehenden Kapiteln behandelt. 

Die Kommission wird außerdem auf diesem Gebiet 
die in Kapitel 4 (Teil II, Titel I) des Aktionspro- 
gramms vom 22. November 1973 erwähnten Arbei- 
ten zur Harmonisierung der Spezifikationen dieser 
Erzeugnisse insbesondere im Rahmen des allgemei- 
nen Programms zur Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse sowie über die Zusammenset- 
zung, Konzeption und Verschwendung solcher Pro- 
dukte fortsetzen. 

Die Kommission prüft zur Zeit eine Reihe von Maß- 
nahmen, die darauf abzielen, mögliche umweit- und 
gesundheitsschädliche Wirkungen neuer chemischer 
Stoffe durch Kontrollen vor dem Inverkehrbringen 
dieser Stoffe zu begrenzen. 

Die Kommisison hält es ferner für erforderlich, auf 
Gemeinschaftsebene ein permanentes Überprüfungs- 
system zur Kontrolle der Auswirkungen chemischer 
Verbindungen auf die Umwelt einzuführen. Dafür 
gibt es triftige Gründe: Im Laufe der letzten Jahre 
sahen sich die Behörden in zunehmendem Maße mit 
Schwierigkeiten konfrontiert, die durch Verwendung 
bereits eingeführter chemischer Verbindungen (z. B. 
PCB, VCM, Freone, Quecksilberverbindungen) ver- 
ursacht wurden, deren Auswirkungen auf die Um- 
welt zuvor nicht hinreichend in Erscheinung getreten 
waren. 


21) Die Kommission hat dem Rat bereits zwei Riditlinien- 
entwürfe betreffend die Verringerung der Abwässer 
von Zellstoffabriken und der Titandioxidindustrie 
übermittelt. 

22) Entschließung des Rates vom 3. März 1975 über Ener- 
gie und Umwelt (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 168 vom 25. Juli 1975). 

23) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 9. Februar 1976. 
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Es ist deshalb angezeigt, künftig systematisch - nach 
den Kriterien Toxizität, biologische Abbaubarkeit 
und Persistenz - die Spezifikationen und Verwen- 
dungsbedingungen zu untersuchen; hierzu müßten 

— die seit dem Inverkehrbringen dieser Stoffe er- 
langten und vertieften wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse auf dem Gebiet der Ökotoxizität, 

— • die genauere Beurteilung der Expositionsniveaus 
der Betroffenen, 

— eventuelle neue Verwendungen der chemischen 
Verbindungen sowie 

— ihre Kompatibilität mit den Recycling- Techniken 
berücksichtigt werden. 

Die Kommission wird diese Untersuchung mit Hilfe 
eines Ausschusses nationaler Sachverständiger 
durchführen. 

TITEL III 

Schutz und rationelle Nutzung des Raumes, 
der Umweltmedien und der natürlichen Ressourcen 

Kapitel 1 

Schutz und rationelle Nutzung des 
Landschaftsraumes 

Einleitung 

Errichtung und Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes lassen eine Reihe raumordungspolitischer 
Probleme immer akuter werden, die auf nationaler 
und regionaler Ebene schon in Erscheinung getreten 
sind. 

Dies sind namentlich: 

— • die optimale räumliche Verteilung der Menschen 
und der Wirtschaftstätigkeiten; 

— die für den Menschen und den natürlichen Le- 
bensraum schädlichen oder unerwünschten Aus- 
wirkungen einer intensiven Raumnutzung. 

Die Freizügigkeit der Menschen, der freie Waren- 
und Kapitalverkehr, die Strukturveränderungen, vor 
allem in der Landwirtschaft, die raschen technologi- 
schen, wirtschaftlichen und sozialen Umstellungen, 
besonders auch das Wachstum der industriellen und 
der landwirtschaftlichen Produktion und der schnelle 
Ausbau der Verkehrsinfrastrukturen haben einer- 
seits zum Entstehen oder zur Vergrößerung regio- 
naler Ungleichgewichte zwischen städtischen und 
ländlichen Gebieten und andererseits zu einer inten- 
siven wirtschaftlichen Erschließung sowohl des länd- 
lichen als auch des städtischen Raumes geführt. 
Wegen ihrer vielfältigen Funktionen werfen die 
Küstengebiete und in geringerem Maße auch die 
Berggebiete ihrerseits besonders schwierige Proble- 
me auf. 


In Kapitel 1 und 3 (Zweiter Teil, Titel II) sieht das 
Aktionsprogramm eine Reihe von Studien und Ar- 
beiten vor, die auf Gemeinschaftsebene in diesem 
Bereich durchgeführt werden sollen. 

Außerdem hat der Rat in seiner Sitzung vom 7. No- 
vember 1974 die Kommission aufgef ordert, „die 
Arbeiten zur Einstufung des Gebiets der Gemein- 
schaft auf der Grundlage seiner Umweltmerkmale 
in Angriff zu nehmen, damit Ziele und Maßnahmen 
im einzelnen herauskristallisiert und festgelegt wer- 
den können.“ 

Die Gemeinschaft wird alle diese Maßnahmen in 
den nächsten Jahren durchführen. Hierzu gehören: 

1. die Festlegung eines kartographischen Verfah- 
rens, bei dem die Daten der natürlichen Umwelt 
in die Raumordnung integriert werden; 

2. die Suche nach Lösungen für bestimmte Umwelt- 
probleme, die aus der intensiven landwirtschaft- 
lichen Nutzung erwachsen-, 

3. die Raumordnung in Stadt-, Küsten- und Berg- 
gebieten. 


Abschnitt 1 

Festlegung eines kartographischen Verfahrens, 
bei dem die Daten der natürlichen Umwelt 
in die Raumordnung integriert werden 

Die Kommission ist der Aufforderung des Rates 
vom 7. November 1974 nachgekommen und hat un- 
verzüglich die entsprechenden Vorarbeiten in An- 
griff genommen. 

Ziel dieser Arbeiten ist die Definition eines sich in 
erster Linie der Kartographie bedienenden Verfah- 
rens, das es ermöglicht, Daten und Werte, die sich 
auf die natürliche Umwelt beziehen, in die physische 
Ordnung des Raumes zu integrieren, und dem öko- 
nomischen Modell, das den sozialen Bedarf aus- 
drückt, das ökologische Modell, welches das Ange- 
bot der Umweltmedien wiedergibt, gegenüberzustel- 
len. 

Mit diesem Verfahren wird es möglich sein, die Um- 
welt rationell zu beschreiben und ihre extreme Man- 
nigfaltigkeit in Eignungsstufen - bezogen auf eine 
Skala von Nutzungen durch den Menschen - auszu- 
drücken, die von der wissenschaftlichen Beschrei- 
bung der elementaren Merkmale der Umweltmedien 
bis zu ihrer raumordnungspolitischen Signifikanz 
reichen. 

Ein solches Verfahren wird - auf den geeigneten 
Ebenen angewandt - wesentlich dazu beitragen, daß 
die öffentliche Hand vorsorglich Umweltdaten in 
die raumordnungspolitischen Entscheidungsprozesse 
einbezieht (siehe Verfahren zur Bewertung der Aus- 
wirkungen auf die Umwelt - Titel 111, Kapitel 1). 
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Es wird mithelfen, spezifische Maßnahmen zu defi- 
nieren, die auf Gemeinsdiaftsebene hinsiditlidi be- 
stimmter Gebiete zu treffen sind, insbesondere sol- 
cher, die Beihilfen der Gemeinschaft erhalten (regio- 
nale, sektorale, landwirtschaftliche und sonstige Bei- 
hilfen). 

Diese Aktion wird nach einem mehrjährigen Arbeits- 
plan abgewickelt und stützt sich auf eine enge 
Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten. Bei der Durchführung der verschie- 
denen Programmphasen wird die Kommission von 
einer bereits bestehenden Gruppe nationaler Sach- 
verständiger unterstützt. 

Die Aktion wird in vier Phasen durchgeführt: 

1. Die erste Phase besteht in der Ausarbeitung eines 
Pilotverfahrens, in dem besonders die schon von 
den Mitgliedstaaten in diesem Bereich durchge- 
führten Arbeiten berücksichtigt werden. Dieses 
Verfahren soll von der Kommission in Zusam- 
menarbeit mit den betreffenden Mitgliedstaaten 
bei Fallstudien angewandt werden, die in mehre- 
ren Mitgliedstaaten durchzuführen sind. Das ge- 
gebenenfalls an Hand der Fallstudien verbesser- 
te Pilotverfahren wird dann dem Rat zur Billi- 
gung vorgelegt. 

2. In einer zweiten Phase soll festgelegt werden, 
wie dieses Verfahren von den Mitgliedstaaten 
anzuwenden ist, damit das gesamte Gebiet der 
Gemeinschaft nach und nach erfaßt wird. Die 
Kommission wird dem Rat hierzu einen Beschluß- 
entwurf vorlegen. 

3. In einer dritten Phase werden nationale Dossiers 
angelegt und auf Gemeinschaftsebene verglichen. 
Die Ergebnisse dieser Vergleichsanalysen werden 
von der Kommission dem Rat vorgelegt. 

4. In einer vierten Phase wird die Kommission 
gegebenenfalls konkrete Vorschläge unterbrei- 
ten, die sich aus dem Vergleich des auf diese 
Weise entstandenen Kartenwerks mit Karten 
über die derzeitige oder geplante Raumnutzung, 
besonders in bestimmten anfälligen Gebieten, 
ergeben. 

Abschnitt 2 

Maßnahmen für den ländlichen Raum 

A. Leitlinien und Grundsätze 

Wenn auch, wie im Aktionsprogramm vom 22. FnO- 
vember 1973 gesagt wird, die Landwirte durch ihre 
Tätigkeit nützliche Boden- und Landschaftpflege- 
funktionen erfüllen, so ziehen die landwirtschaft- 
lichen Tätigkeiten, und hier ganz besonders die 
modernen Anbau- und Produktionsverfahren, doch 
auch gewisse Konsequenzen für die natürliche Um- 
welt nach sich. Daher sollen die Bemühungen in den 
nächsten Jahren im Rahmen des Umweltprogramms 


auf diesem Gebiet in zwei Richtungen gehen, die 
sich aus dieser Feststellung ergeben: die positive 
Wirkung der landwirtschaftlichen Tätigkeit auf die 
Umwelt ist zu verstärken, die nachteiligen Wirkun- 
gen sind zu reduzieren. 

Um in diesem Sinne tätig zu werden, muß die Kom- 
mission: 

— die Kenntnisse über die Auswirkungen der land- 
wirtschaftlichen Tätigkeit auf die Umwelt vertie- 
fen. Damit werden die Bemühungen um die Iden- 
tifizierung der Wirkungen auf die einzelnen, beim 
Umweltschutz berücksichtigten Elemente wie Bo- 
den, Luft, Wasser, Tier- und Pflanzenwelt und 
Landschaft sowie die Ermittlung ihrer Ursachen 
fortgesetzt. Besonders kommt es darauf an, die 
relative Bedeutung dieser letzteren festzustellen; 

— Maßnahmen erforschen und entsprechend den 
erzielten Ergebnissen vorschlagen, die nach In- 
halt und Ansatzebene am besten geeignet sind, 
bestimmte Wirkungen so zu ändern, daß der 
günstige Einfluß der Landwirtschaft auf die Um- 
welt (z. B. Schutz des Bodens gegen Erosion) ver- 
stärkt wird, die nachteiligen Effekte dagegen 
reduziert werden (z. B. Reduzierung der Verluste 
an Nährstoffen in bebauten Böden oder Reduzie- 
rung der Sekundäreffekte, die die Verwendung 
von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf die Tier- 
und Pflanzenwelt hat). 

Im Rahmen ihres Aktionsprogramms vom 22. No- 
vember 1973 hat die Kommission eine Reihe von 
Untersuchungen zur besseren Beurteilung der Aus- 
wirkungen verschiedener Produktionstechniken auf 
die Umwelt durchgeführt. Zwei Punkte werden mit 
besonderer Aufmerksamkeit untersucht: 

— die Verwendung von Schädlingsbekämpfungs- 
mitteln und die Möglichkeit, die herkömmlidie 
chemische Schädlingsbekämpfung durch Metho- 
den der biologischen und integrierten Schädlings- 
bekämpfung zu ersetzen; 

— die Behandlung der Abwässer aus Betrieben in- 
tensiver Tierzucht. 

Im weiteren Verlauf des Programms sollen diese 
Untersuchungen unter Einbeziehung der bereits er- 
zielten Ergebnisse und unter Berücksichtigung der 
von den Mitgliedstaaten vorgelegten Dokumentation 
vertieft und erweitert werden. Gleichzeitig wird die 
Kommission im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik und der Verbraucherschutzpolitik die im 
Programm vom 22. November 1973 erwähnten Maß- 
nahmen bezüglich der Qualität der Lebensmittel vor- 
antreiben. 

Was die Förderung forstwirtschaftlicher Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstrukturen betrifft, so 
hat die Kommission dem Rat am 21. Februar 1974 
einen Richtlinienvorschlag zugeleitet, der dort zur 
Zeit erörtert wird. 
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B. Schädlingsbekämpfungsmittel 

Das Zusammenwirken von vier Arten von Maßnah- 
men kann die Umweltbelastung durch Schädlings- 
bekämpfungsmittel verhindern: 

— Verbot der gefährlichsten Mittel? 

— Kontrolle vor dem Inverkehrbringen der Mittel; 

— Verbesserung der Spritz verfahren und -geräte im 
Hinblick auf eine Verringerung der Dosis; 

— Entwicklung von Verfahren zur Substitution der 
chemischen Schädlingsbekämpfung. 

In diesem Sinne wird die Kommission 

a) einen Richtlinienvorschlag unterbreiten, der die 
Verwendung persistenter organischer Chlorver- 
bindungen und organischer Quecksilberverbin- 
dungen zur Schädlingsbekämpfung untersagt; 

b) einen Richtlinienvorschlag für die EWG-Zulas- 
sung und das Inverkehrbringen von Pflanzen- 
schutzmitteln vorlegen. Danach sollen nur solche 
Mittel die EWG-Zulassung erhalten, die bei sach- 
gemäßem Gebrauch keine unerwünschten Wir- 
kungen auf Pflanzen oder pflanzliche Erzeugnisse 
haben, nicht gesundheitsschädlich für den Men- 
schen oder für Haustiere sind und die Umwelt 
einschließlich der freilebenden Tiere nicht in 
unannehmbarer Weise belasten bzw. beeinträch- 
tigen; 

c) eine Untersuchung darüber durchführen lassen, 
wieweit sich die Wirkstoffverluste bei der Ver- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln durch tech- 
nische Verbesserung der Spritzgeräte reduzieren 
lassen. Nach Maßgabe der Ergebnisse wird die 
Kommission die geigneten Maßnahmen zur Redu- 
zierung von Überdosen einleiten (Verteilung 
einer Verfahrensvorschrift für die Verwendung 
von Pflanzenschutzmitteln, Förderung der Ent- 
wicklung neuer Spritzgeräte ) ; 

d) dem Rat Förderungsmaßnahmen für die Entwick- 
lung von Verfahren des biologischen und inte- 
grierten Pflanzenschutzes für Obstkulturen Vor- 
schlägen; 

e) eine Einschaltung der Gemeinschaft im Bereich 
der Forschung vorschlagen, damit diese Techni- 
ken auch auf andere Arten pflanzlicher Produkte 
Anwendung finden. 

C. Massentierhaltung 

Bei der Massentierhaltung haben die Untersuchun- 
gen über die ökologischen Konsequenzen der An- 
wendung moderner Produktionstechniken in der 
Landwirtschaft drei Belästigungsquellen identifiziert: 
den Geruch, die Masse der - im wesentlichen aus 
Fäkalien bestehenden - Abfälle und den Lärm. 

Die Kommission hat festgestellt, daß die Lösung 
dieser Probleme eine Vielzahl neuer Kenntnisse 
erfordert In diesem Sinne wurde das Forschungs- 


programm über Tierzuchtabfälle -^) festgelegt, das 
die Kommission und die Mitgliedstaaten von 1975 
an vier Jahre lang gemeinsam durchführen. 

Wegen der besonderen Bedeutung der Probleme, die 
der Fäkalienanfall bei großen, auf kleiner Fläche 
konzentrierten Mengen von Tieren verursacht, ist 
im Rahmen des ersten Programms im Aufträge der 
Kommission untersucht worden, unter welchen Be- 
dingungen das empirische Verfahren der Begüllung, 
die einer Wiederverwertung von organischen und 
mineralischen Stoffen im Ackerboden gleichzusetzen 
ist, eine befriedigende Lösung bedeuten kann. 

In diesem Kontext dürften sich die Belästigungen 
durch das Zusammenwirken von zwei Arten von 
Maßnahmen reduzieren lassen: Verhütung bzw. 
Begrenzung der Abwasserverluste durch Verrinnen 
oder Versickern sowie Einsatz technischer Verfahren, 
die die Emission übler Gerüchte sowohl im Stadium 
der Sammlung und Lagerung der Abwässer als auch 
im Stadium der Begüllung der Felder reduzieren. 

Die Kommission wird im Hinblick auf diese Ziele 

a) eine Richtlinie über die Behandlung der Abfälle 
aus der Tierhaltung vorschlagen, die 

— die technischen Anforderungen festlegt, denen 
die Abwassersammel- und -lagereinrichtungen 
genügen müssen, 

— Begrenzungen für die Begüllung der Felder 
festlegt; 

b) Untersuchungen anstellen über die Hygienean- 
forderungen und den zulässigen Höchstgehalt an 
unerwünschten Substanzen in zur Begüllung be- 
stimmten Tierzuchtabwässern und anderen orga- 
nischen Abfällen. Nach Maßgabe der Ergebnisse 
dieser Untersuchungen wird die Kommission 
geeignete Vorschläge unterbreiten, 

D. Mineralische Düngemittel 

Was die Verwendung mineralischer Düngemittel 
betrifft, so hat die Untersuchung über die ökologi- 
schen Folgen der modernen Produktionstechniken 
nur beschränkte Erkenntnisse über die Eutrophierung 
des Oberflächenwassers und die Anreicherung des 
Grundwassers mit Nitraten erbracht. Es ist jedoch 
zu bemerken, daß dieses Problem im Grunde genom- 
men dem der Abwässer aus der Tierhaltung ziem- 
lich ähnlich ist. In beiden Fällen geht es darum zu 
verhindern, daß gewisse Substanzen, die sich als 
ökologisch schädlich erweisen können, insbesondere 
Stickstoff und Phosphor, in die Gewässer gelangen. 
In diesem Sinne lassen sich Begüllung und Düngung 
mit mineralischen Stoffen nicht voneinander tren- 
nen; zur Begrenzung des Ausschwemmens von 
Dungstoffen festgelegte Höchstwerte für die Begül- 
lung wären zum Teil wirkungslos ohne Maßnahmen 
gleicher Wirkung für die intensive mineralische 
Düngung. 

24) Ratsbeschluß 75/460/EWG vom 22. Juli 1975. 
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Allerdings machen mehrere Tatsachen eine genauere 
Analyse dieser Frage erforderlich: zum einen die 
unterschiedliche Speisung von Oberflächenwasser 
und Grundwasser, zum anderen die immer allgemei- 
ner werdende intensive mineralische Düngung und 
die bestimmende Rolle, die sie für den Anbauertrag 
spielt. 

Daher wird die Kommission untersuchen, 

a) unter welchen Bedingungen bestimmte Oberflä- 
chengewässer nur begrenzt Nährstoffe aufneh- 
men können, wenn die ihrer Verwendung ent- 
sprechenden Qualitätsziele eingehalten werden 
sollen; 

b) unter welchen Bedingungen Grundwasser nur 
begrenzt Nährstoffe aufnehmen kann, wenn die 
seiner Verwendung entsprechenden Qualitäts- 
ziele eingehalten werden sollen. 

Die Kommission wird ferner untersuchen, 

a) inwieweit Maßnahmen zur Beschränkung der 
Nährstoffverluste die Nutzungsart des Bodens 
beeinflussen (Beschaffenheit der Kulturen, An- 
bauverfahren, Produktionsintensität) ; 

b) welche Ausgleichsmaßnahmen eventuell notwen- 
dig werden. Hier ist zu prüfen, inwieweit schon 
bestehende Maßnahmen 2 ^) angewandt werden 
können oder ein eigenes System geschaffen wer- 
den muß. 

Im Anschluß an diese Untersuchungen wird die 
Kommission geeignete Vorschläge unterbreiten. 

E. Moderne Anbauv er fahren 

Auf Grund der vielfältigen Wechselwirkungen in 
den Ökosystemen, in denen landwirtschaftliche Tä- 
tigkeiten ausgeübt werden, muß den ökologischen 
Konsequenzen der Anwendung moderner Anbau- 
verfahren und der Einrichtung neuer Anbausysteme 
besondere Beachtung geschenkt werden. 

Dieses Vorgehen hat den Vorteil, daß es ein zusam- 
menfassendes Urteil darüber ermöglicht, welche die 
Besetzung des Raums mit bestimmten Arten land- 
wirtschaftlicher Tätigkeit mit sich bringt; es weist 
aber auch die Schwierigkeiten einer Untersuchung 
auf, bei der eine Vielzahl von Faktoren eine Rolle 
spielen. 

Ohne hierbei den Gedanken einer Gesamtschau 
fallenzulassen, hat die Kommission festgestellt, daß 
es notwendig ist, eine ökologische Bilanz der Ver- 
änderungen in der natürlichen Umiwelt zu ziehen, 
die der Einsatz der modernen Anbauverfahren be- 
wirkt. 

Die Kommission wird 

a) die ökologischen Folgen von Bodenumgestaltun- 
gen (Flurbereinigung, Veränderung von Busch- 
landschaften, Trockenlegung feuchter Gebiete, 
Wasserlaufbegradigungen) untersuchen und 


b) bei einigen kleineren Gebieten in der Gemein- 
schaft eine detailliertere Analyse vornehmen. 

An Hand der Ergebnisse wird die Kommission die 
ihr am geeignetsten erscheinenden Maßnahmen ein- 
leiten. 

Abschnitt 3 

Stadt-, Küsten- und Berggebiete 

Das Aktionsprogramm vom 22. November 1973 sieht 
vor, daß die Kommission eine Reihe von Umwelt- 
problemen im Zusammenhang mit der Entwicklung 
großer Verstädterungszonen untersucht: Probleme, 
die aus dem Entstehen einer Megalopolis in Nord- 
west-Europa erwachsen, spezifische Umweltprobleme 
der Stadtzentren und der Küstengebiete. Die Kom- 
mission will bei ihren Untersuchungen ermitteln, 
für welche Aspekte Lösungen auf Gemeinschafts- 
ebene angezeigt wären. Die Kommission wird diese 
Arbeiten weiterverfolgen und nach Anhörung einer 
Gruppe nationaler Sachverständiger dem Rat geeig- 
nete Vorschläge unterbreiten. 

Es ist zu bemerken, daß die Aktionen gemäß Titel IV 
Kapitel 1 „Beurteilung der Auswirkungen auf die 
Umwelt" und Titel III Kapitel 1, Abschnitt 1 „Fest- 
legung eines kartographischen Verfahrens, bei dem 
die Daten der natürlichen Umwelt in die Raumord- 
nung integriert werden" beträchtlichen Einfluß auf 
die Politik und die Entscheidungen der zuständigen 
Stellen für Stadtplanung und Raumordnung haben 
werden. 

Die Kommission wird außerdem die nachstehenden 
Maßnahmen durchführen: 

1. Veranstaltung einer Konferenz über 
Stadtplanungsprobleme 

Die Kommission wird 1977 in Zusammenarbeit mit 
dem Rat der Europäischen Gemeinschaften und der 
International Union of Local Authorities eine Konfe- 
renz für öffentliche Vertreter und Sachverständige 
der Gemeinden und Gebietskörperschaften aller Mit- 
gliedsländer veranstalten. 

Hauptthema dieser Konferenz: Wachstum der Städte 
- Verfall der Städte. Grundlage für die Vorträge 
und Diskussionen sollen die oben erwähnten Unter- 
suchungen sowie drei andere, zur Zeit laufende 
Studien über die räumliche Verdichtung in den Län- 
dern der Europäischen Gemeinschaft, die Ausarbei- 
tung einer Methodik für die Untersuchung und Be- 
wertung der Absorptionsfähigkeit und des Entwick- 
lungspotentials einer Region und die Umweltver- 
träglichkeitsprüfung sein. 


25) Richtlinie Beihilfen für die Landwirtschaft in Bergge- 
bieten und für bestimmte benachteiligte Gebiete 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 19. Mai 1975). 
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2. Gemeinschaftliches Forschungsprogramm 
im Bereich der Städteplanung 

Die Kommission hat dem Rat einen Beschlußentwurf 
zur Festlegung eines Forschungsprogramms über die 
Entwicklung großer städtischer Ballungsgebiete vor- 
gelegt, das unter Mitwirkung einer Untergruppe des 
Ausschusses für wissenschaftliche und technische 
Forschung (AWTF) ausgearbeitet worden ist. Dieses 
Programm soll im Rahmen einer „konzertierten 
Aktion" durchgeführt werden, in der eine Reihe von 
Forschungstätigkeiten der Mitgliedstaaten im Be- 
reich Urbanistik koordiniert wird. Ziel dieses 
Zweijahresprogramms ist eine vergleichende Ana- 
lyse von Ursachen, Dynamik und Folgen der Ent- 
wicklung großer städtischer Ballungsgebiete in der 
Gemeinschaft. 

Drei Themen haben Vorrang: 

— Identifizierung der Kräfte, die Verstädterung und 
Verdichtung bedingen, 

— Analyse der Dynamik der Verdichtungsprozesse 
und Beleuchtung der Konsequenzen der Verdich- 
tung, 

— Bewertung der politischen Konzepte auf diesem 
Gebiet (Konsequenzen des freien Spiels der Kräf- 
te bzw. Faktoren oder des gezielten Handelns). 

3. Erhaltung von Kulturdenkmälern und 
historischen Städten 

Das architektonische und natürliche Erbe ist ein 
„unersetzlicher" Reichtum der Gemeinschaft, wichti- 
ges Element ihrer Umwelt und höchster materieller 
Ausdruck der kulturellen und historischen Identiät 
Europas. Dieses Erbe ist heute namentlich wegen der 
veränderten Lebensweise - trotz der bedeutenden 
Anstrengungen der öffentlichen Hand in allen Mit- 
gliedstaaten - ernstlich von Verfall und Untergang 
bedroht. Diese Feststellung gilt sowohl für den städ- 
tischen als auch für den ländlichen Lebensraum. 

Am 13. Mai 1974 hat das Europäische Parlament in 
seiner Entschließung zum Schutz des europäischen 
Kulturguts Gemeinschaftsaktionen in diesem Bereich 
empfohlen und die Schaffung eines europäischen 
Fonds für Kulturdenkmäler und historische Stätten 
vorgeschlagen. 

In einem ersten Abschnitt könnte eine Gemein- 
schaftsaktion auf folgenden Gebieten von Nutzen 
sein: 

1. Es müssen neue Techniken für Konservierung 
und Restaurierung entwickelt werden. In ein- 
schlägigen Instituten in den Mitgliedstaaten sind 
diesbezügliche Arbeiten bereits aufgenommen 
worden. Von Nutzen wäre für die hiermit befaß- 
ten Fachleute ein Informations- und Erfahrungs- 
austausch auf Gemeinschaftsebene, der die Ent- 
wicklung neuer Techniken unter technologisch 
wie finanziell optimalen Bedingungen fördern 
könnte. 


2. In allen Mitgliedstaaten fehlt es nachweislich an 
qualifiziertem Personal in diesem Bereich. Daher 
sollten spezialisierte Ausbildungsprogramme ins 
Leben gerufen werden. Da jedoch solche Pro- 
gramme sich auf einzelstaatlicher Ebene allein 
nicht immer rechtfertigen lassen, könnten durch 
Koordinierung und Stimulierung auf Gemein- 
schaftsebene bessere Ergebnisse erzielt werden. 

Die Kommission wird Möglichkeiten und Zweck- 
mäßigkeit solcher Beiträge zur Erhaltung von Kul- 
turdenkmälern und historischen Stätten in der Ge- 
meinschaft prüfen und dem Rat zu gegebener Zeit 
Vorschläge unterbreiten. 

4. Berggebiete 

Der rasche Aufschwung des Fremdenverkehrs in 
vielen Berggebieten in der Gemeinschaft wirft ge- 
wisse Probleme hinsichtlich des Landschaftsschutzes 
auf. Diese Fragen betreffen immer mehr Einwohner 
in der Gemeinschaft. Wenn es nicht zu einer nicht- 
wiedergutzumachenden Schädigung dieser Land- 
schaften kommen soll, muß ein Ausgleich angestrebt 
werden zwischen den Formen dieser Entwicklung 
- Sommer- und Wintertourismus - und generell 
zwischen dem natürlichen, vor allem landwirtschaft- 
lichen Charakter dieser Gebiete und ihrer Eignung 
für den Fremdenverkehr. 

Die Kommission wird die mannigfachen Aspekte 
dieses Problems untersuchen und dem Rat gegebe- 
nenfalls Vorschläge hierzu unterbreiten. 

5. Küstengebiete 

Die von der Kommission im Rahmen des Aktions- 
programms vom 22. November 1973 eingeleiteten 
Arbeiten zur Raumordnung nach ökologischen Ge- 
sichtspunkten in den europäischen Küstengebieten 
wie auch die einschlägigen Arbeiten verschiedener 
internationaler Organisationen, insbesondere der 
OECD und des Europarats haben die spezifischen 
Probleme der Küstengebiete in den Vordergrund 
gerückt und die Dringlichkeit von Lösungen auf 
internationaler Ebene erkennen lassen. 

Diese Probleme erwachsen in der Hauptsache aus 
der schnellen Entwicklung der Industrie und des 
Fremdenverkehrs in den letzten Jahren; sie werden 
in vielen Fällen dadurch verschärft, daß es an einer 
langfristigen Gesamtplanung fehlt. Das Ergebnis 
sind zahlreiche Konfliktsituationen auf Grund ver- 
schiedenartiger Tätigkeiten und gegensätzlicher 
Interessen. 

Die vorgenannten Arbeiten haben zur Formulierung 
von Grundprinzipien für die integrierte Küstenpla- 
nung geführt, die in den Empfehlungen des Europa- 
rats 2®) und der OECD zum Ausdruck gekommen 
sind. Jetzt geht es darum, daß diese Prinzipien auf 
Gemeinschaftsebene angewandt werden. 

26) Entschließung (73) 29, angenommen vom Ministeraus- 
schuß am 26. Oktober 1973. 

27) Dok. ENV(75)34. 
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Die Kommission wird dem Rat hierzu geeignete 
Vorschläge unterbreiten. 

Kapitel 2 

Schutz der Fauna und Flora 

Einleitung 

Die wildwachsenden Pflanzen und wildlebenden 
Tierpopulationen und -arten sind Bestandteil des 
natürlichen Besitzstandes der Menschheit. Ihre Be- 
deutung liegt darin, daß sie ein nicht erneuerbares 
genetisches Kapital darstellen und zum globalen 
ökologischen Gleichgewicht beitragen, dessen Stabi- 
lität von den mannigfachen Funktionen und der 
Vielfalt der Organismen, die hier eine Rolle spielen, 
abhängt. Die immer stärkere Dezimierung der wild- 
lebenden Arten ist nicht nur an sich eine Verarmung 
des natürlichen Besitzstandes, sondern sie beein- 
trächtigt auch die Vielfalt nicht erneuerbarer gene- 
tischer Ressourcen und wirkt sich mehr oder weni- 
ger gravierend auf das ökologische Gleichgewicht 
aus. 

Die wildlebenden Tiere und wildwachsenden Pflan- 
zen erfüllen zum Nutzen des Menschen zahlreiche 
Aufgaben: 

— Schutz gegen Parasiten und gegen Tiere, die die 
Anbaugebiete heimsudien? 

— Schutz des Bodens gegen Erosion; Regulierung 
der Wassersy Sterne; 

— Genetische Reserve für die Aufbesserung der 
Zuchtpflanzen und der Haustierarten (Wider- 
standsfähigkeit gegen Krankheiten - Fortpflan- 
zungsfähigkeit) ; 

— Frühes Aufzeigen bestimmter Formen der Um- 
weltbelastung (Bioindikatoren); 

— Laboratorium für die wissenschaftliche Forschung 
und den Unterricht auf dem Gebiet der Natur- 
wissenschaften (Biologie, Ökologie, Ethologie 
usw.) ; 

— Erholungs- und Freizeitgebiete. 

Angesichts dieser vielfachen und wichtigen Aufga- 
ben müssen die Tiere und Pflanzen wirksamen 
Schutz genießen. Dabei kann so vorgegangen wer- 
den, daß entweder die bedrohte Fauna und Flora 
selbst oder die natürlichen Lebensräume geschützt 
werden. 

Die in diesem Kapitel beschriebenen Aktionen be- 
treffen beide Arten des Schutzes der natürlichen 
Fauna und Flora. 

Ein drittes Schutzmittel - die geringere Verunreini- 
gung der natürlichen Lebensräume und der Nahrung 

— ist eines der Ergebnisse, die man sich von den 
unter Titel II beschriebenen Aktionen erhofft. 


Bei der Durchführung dieser Aktionen stützt sich 
die Kommission insbesondere auf die auf interna- 
tionaler Ebene durchgeführten Arbeiten, namentlich 
auf die Arbeiten des Europarates. 

A. Schutz der wildlebenden Tiere 

In den letzten beiden Jahren hat die Kommission 
bestimmte Fragen im Zusammenhang mit dem Schutz 
der Zugvögel und bestimmter bedrohter oder im 
Aussterben begriffener Tierarten untersucht. An- 
hand der betreffenden Untersuchungen hat sich 
erwiesen, daß es sich um ein typisch plurinationales 
Problem handelt, dessen Lösung internationale Ini- 
tiativen sowie Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene 
erforderlich macht. 

Der Richtlinienvorschlag zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten auf dem Ge- 
biet des Vogelschutzes, den die Kommission dem 
Rat am . . . vorgelegt hat, stellt eine Maßnahme in 
diesem Sinne dar. Diese Maßnahme entspricht vor 
allem dem Wunsch, den das EP in seiner Entschlie- 
ßung vom 21. Februar 1975 zum Ausdruck: gebracht 
hat. 

1. Internationaler Handel mit Arten wildwachsen- 
der Pflanzen und freilebender Tiere, die vom 
Aussterben bedroht sind 

Ein wichtiges Mittel zum Schutz der natürlichen 
Arten von Flora und Fauna, die vom Aussterben 
bedroht sind, ist eine strenge Beschränkung und 
Überwachung des internationalen Handels mit der- 
artigen Tieren und Pflanzen sowie mit daraus ge- 
wonnenen Erzeugnissen. 

Das Abkommen von Washington über den interna- 
tionalen Handel mit vom Aussterben bedrohten 
wildwachsenden Pflanzen und freilebenden Tieren 
entspricht diesem Ziel. 

Da es sich um ein internationales Problem handelt 
und da sich diese Schutzmaßnahme kommerziell 
auswirkt, scheint ein Beitritt der Gemeinschaft als 
solcher angezeigt. Die Kommission wird daher die 
diesbezüglich erforderlichen Maßnahmen aufzeigen. 

Damit das am 1. Juli 1975 in Kraft getretene Über- 
einkommen einen möglichst hohen Wirkungsgrad 
hat und keine wirtschaftlichen Verzerrungen inner- 
halb des Gemeinsamen Marktes verursacht, ist die 
harmonisierte Anwendung des Übereinkommens in 
der Gemeinschaft erforderlich. Die Kommission wird 
dem Rat so bald wie möglich geeignete Vorschläge 
hierfür vorlegen, 

2. Schutz der Meeresfauna 

Die zunehmende Dezimierung der Fischpopulationen 
und der Meeressäugetiere stellt eine ernsthafte Ge- 
fährdung des ökologischen Gleichgewichts der Meere 
dar. Außerdem könnten sich dadurch schwerwiegen- 
de Probleme für den Wirtschaftssektor des Fische- 
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reiwesens stellen, und zwar sowohl hinsiditlidi der 
Erzeugung als auch der Versorgungssicherheit der 
Märkte. 

In der Verordnung über die Erstellung einer gemein- 
samen Strukturpolitik auf dem Sektor des Fisdierei- 
wesens^®) ist daher ausdrücklich vorgesehen, daß 
der Rat auf Vorschlag der Kommission gegebenen- 
falls die erforderlichen Maßnahmen zur Erhaltung 
der Meeresressourcen treffen kann. 

In Anwendung dieser Maßnahme hat die Kommis- 
sion dem Rat Ende 1975 den Vorschlag einer Ver- 
ordnung über eine Aktion zur Umstrukturierung des 
Sektors der handwerklichen Küstenfischerei unter 
Berücksichtigung der von den Wissenschaftlern vor- 
geschlagenen Menge der Fänge und zur Vermeidung 
der übermäßigen Ausbeutung der Meeresgründe 
unterbreitet 

Zur Beseitigung der Schwierigkeiten, die sich zwei- 
fellos aus dem neuen Seerecht ergeben werden, das 
derzeit Gegenstand der Arbeiten der 13. UNO-Kon- 
ferenz über das Seerecht ist, hat die Kommission 
dem Rat zwei Mitteilungen unterbreitet. 

In diesen Mitteilungen empfiehlt die Kommission 
die Anwendung einer Verordnung, mit der die 
Erhaltung der betreffenden Ressourcen gewährlei- 
stet werden soll, und die Einsetzung eines gemein- 
schaftlichen Systems der Fangkontingente in den 
Gewässern, die unter die Gerichtsbarkeit der Mit- 
gliedstaaten fallen können. 

Bei den Anwendungsmodalitäten dieser Grundsätze, 
über die die Kommission Vorschläge vorlegen wird, 
müssen die international festgelegten Grenzen der 
verschiedenen Meeresbereiche berücksichtigt werden 
(Hoheitsgebiete, Wirtschaftszonen, internationale 
Zonen). 

Die Kommission wird die Möglichkeit prüfen, den 
Schutz der Meeressäugetiere und insbesondere der 
vom Aussterben bedrohten Arten zu verbessern. 

Außerdem wird die Kommission prüfen, ob es 
zweckdienlich ist, die Rechtsvorschriften über die 
Unterwasserjagd zu harmonisieren. 

3. Jagdvorschriften 

Obgleich die Jagd einen positiven Beitrag zur Auf- 
rechterhaltung des ökologischen Gleichgewichts lei- 
sten kann, geht die Erhaltung der zu den Wildarten 
gehörenden Tierarten und insbesondere die Erhal- 
tung ihrer Populationen auf einem in ökologischer 
Hinsicht zufriedenstellenden Stand weit über die 
Jagdvorschriften und ihre Erhaltung hinaus. 

Die Kommission wird die Jagdvorschriften prüfen; 
in diesem Zusammenhang werden bestimmte Maß- 
nahmen auf Gemeinschaftsebene erforderlich sein, 
damit die Ziele der Erhaltung der Tierarten erreicht 
werden. Die Kommission wird dem Rat entspredien- 
de Vorschläge unterbreiten. 


4. Schutz der Feuchtgebiete von internationaler 
Bedeutung 

Diese charakteristischen Ökosysteme müssen vor 
allem daher geschützt werden, damit die besonderen 
von diesen Ökosystemen abhängigen Pflanzen- und 
Tierformen erhalten werden können. 

Das Problem des Schutzes der Feuchtgebiete wurde 
bei zahlreichen Gelegenheiten auf internationaler 
Ebene angegangen. 

Die Möglichkeit, für diese Biotope ein internationa- 
les Aufsichts- und Erhaltungsinstrument zu schaffen, 
wurde erstmals 1962 auf der Internationalen Konfe- 
renz über die Sumpfgebiete (Konferenz MAR) unter- 
sucht. Neun Jahre später hat die Internationale 
Konferenz von Ramsar im Iran eine Konvention 
über die Feuchtgebiete von internationaler Bedeu- 
tung - vor allem Bereiche, die den Zugvögeln als 
Habitat und Raststätten dienen - verabschiedet. 

Der Beitritt der Mitgliedstaaten zur Konvention 
von Ramsar stellt die erste Maßnahme dar, die für 
den Schutz der Feuchtgebiete erforderlich ist®^). 
Abgesehen von diesem Übereinkommen müssen 
jedoch noch weitere Initiativen auf gemeinschaft- 
licher und auf nationaler Ebene ergriffen werden. 

Die Kommission wird ein Bestandsverzeichnis der 
Feuchtgebiete der Gemeinschaft erstellen, deren 
Schutz sie für erforderlich hält, da sie entweder auf- 
grund ihrer natürlichen Merkmale von gemeinschaft- 
licher oder internationaler Bedeutung sind oder da 
sie aufgrund ihrer geographischen Lage unerläßliche 
Stützpunkte für die Züge bestimmter Vogelarten 
sind. 

Die Kommission wird dem Rat die Ergebnisse dieser 
Arbeiten vorlegen und gegebenenfalls entsprechen- 
de Vorschläge vor allem für den Schutz und die 
Verwaltung bestimmter Feuchtgebiete und benach- 
barter Zonen unterbreiten. 

B. Schutz der wildwachsenden Pflanzen 

Im Rahmen des am 22. November 1973 verabschie- 
deten Umweltschutzprogramms beschränkten sich 
die Untersuchungen der Kommission auf dem Gebiet 
des Naturschutzes auf die bedrohten oder ausster- 
benden Tierarten. Die Lage betreffend vielerlei 
Pflanzenarten ist nicht weniger beunruhigend, ob- 
gleich man ihr vielleicht weniger Aufmerksamkeit 
widmet. 

28) Verordnung EWG Nr. 2141/70 des Rates vom 20. Okto- 
ber 1970 - Artikel 5 Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 236 vom 27. Oktober 1970 

29) Dokument KOM(75) 574 vom 14. November 1975 
80) Dok. SEK(74) 4400 vom 4. Dezember 1974 

Dok SEK(76) 59 def. vom 18. Februar 1976 
31) Die Kommission hat am 20. Dezember 1974 (siehe 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 21 
vom 28. Januar 1975) eine diesbezügliche Empfehlung 
an die Mitgliedstaaten gerichtet. Am 1. Februar 1976 
hatten sechs Mitgliedstaaten dieses Übereinkommen 
unterzeichnet, ein Mitgliedstaat hatte es ratifiziert. 
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Ein bedeutender Schritt auf dem Wege zum Schutze 
dieser Tier- und Pflanzenarten ist der konzertierte 
Beitritt der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 
zum Übereinkommen von Washington sowie der 
Schutz der obengenannten Feuchtgebiete. Die Kom- 
mission wird weitere Aktionsarten prüfen, die, wenn 
sie auf gemeinschaftlicher Ebene durchgeführt wer- 
den, zum Schutze der wildwachsenden Pflanzen bei- 
tragen könnten. 


C. Erhaltung des genetischen Besitzstandes 

Die Tiere tmd Pflanzen weisen ein genetisches Kapi- 
tal auf, das eine nicht erneuerbare Quelle von wis- 
senschaftlichem und wirtschaftlichem Interesse dar- 
stellt (Verwendtmg von Genen wilder Arten zur 
Aufbesserung von Kulturpflanzen oder von Tier- 
rassen). 

Alle im Kapitel „Schutz der Fauna und Flora" be- 
schriebenen Aktionen tragen dazu bei, den geneti- 
schen Besitzstand unversehrt zu erhalten. 

Außer dieser Erhaltung allgemeiner Art sind spezifi- 
sche Aktionen betreffend die Haustiere und Zucht- 
pflanzen sowie die mit ihnen verwandten Arten 
erforderlich. 

Einige Mitgliedstaaten sowie bestimmte Drittländer 
haben bereits Sammlungen von Arten sowie von 
Genbanken eingerichtet. Der Ausbau und die ratio- 
nelle Verwaltung dieser Einrichtungen erfordern 
besondere Kogrdinierungsbemühungen. 

Eine entsprechende internationale Zusammenarbeit 
wird derzeit unter der Federführung der FAO ein- 
gerichtet. 

Angesichts der ökologischen und wirtschaftlichen 
Bedeutung der Erhaltung des genetischen Besitz- 
standes der Haustiere und der Zuchtpflanzen, insbe- 
sondere für langfristige Ziele der gemeinsamen 
Landwirtschaftspolitik, wird die Kommission die 
verschiedenen in diesem Bereich unternommenen 
Arbeiten unterstützen, insbesondere: 

— Das Bestandsverzeichnis der in den Mitgliedstaa- 

ten vorhandenen Sammlungen und der Genban- 
ken, ' 

— Erstellung von Normen für die Dokumentation 
und für den Informationsaustausch, 

— Beteiligung der Gemeinschaft bei der Einrichtung 
des weltweiten Netzes der Genbanken in der 
Gemeinschaft (Programm FAO-IBPGR). 

Die Kommission wird gegebenenfalls die erforder- 
lichen Maßnahmen - vor allem im Rahmen der ge- 
meinsamen Landwirtschaftspolitik - auf gemein- 
schaftlicher Ebene ergreifen. 


Kapitel 3 

Erhaltung und Bewirtschaftung der 
natürlichen Ressourcen 

Abschnitt 1 

Der Schutz der Wasserressourcen 

1. Die Wechselbeziehungen zwischen doti verschie- 
denen Milieus, die das aquatische Ökosystem bil- 
den - z. B. Oberflächengewässer, Grund wasser 
und Meereswasser - und die entsprechenden 
Wechselbeziehungen zwischen der Qualität und 
der Quantität der Wasserressourcen spielen eine 
grundlegende Rolle bei der globalen Politik der 
Verwaltung dieser Ressourcen, 

Im Rahmen des hydrologischen Zyklus fällt jedes 
Jahr eine unterschiedliche Menge an Süß wasser 
an. Bis vor verhältnismäßig kurzer Zeit bestan- 
den nur in Trockengebieten Probleme bezüglich 
der Verfügbarkeit und der Verteilung des Was- 
sers. Heute macht sich infolge der Erweiterung 
der Wirtschaftstätigkeiten, der Verdichtung der 
Siedlungsgebiete und der qualitativen Ver- 
schlechterung der verfügbaren Ressourcen in der 
gesamten Gemeinschaft die Notwendigkeit einer 
strengeren Planung und Kontrolle bemerkbar. 

Die Reichweite dieser Planung und der Erschlie- 
ßimg der Ressourcen hat sich vergrößert und 
erstreckt sich nicht nur auf so vielfältige Ziele wie 
die Regelung und Beibehaltimg eines Mindest- 
durchsatzes sowie die anschließende Wiederver- 
wendung von Wasser, sondern auch auf eine 
eingehendere Untersuchung der verschiedenen 
Lösungen zur Erreichung der spezifischen Ziele 
im Bereich der Wirtschaft, des Sozialwesens und 
der Umwelt. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß auf die- 
sem Gebiet nicht nach i;ein wirtschaftlichen und 
monetären Erwägungen vorgegangen werden 
sollte, denn einige der wichtigsten Auswirkun- 
gen der Planung sind, ökologischer Art und beein- 
trächtigen auch das soziale Wohlergehen der 
Bevölkerung und die regionale Wirtschaftsent- 
wicklung. 

2. Aktionen im Zusammenhang mit den Problemen 
der Verknappung der Wasserressourcen sind im 
Umweltprogramm auf geführt, das der Rat am 
22. November 1973 verabschiedet hat (Teil 2, 
Titel II, Kapitel 2). Außerdem ist zu diesen Pro- 
blemen auf der 311. Sitzung am 6. November 1974 
in Brüssel ein Ratsbeschluß ergangen ^2). Bei die- 
ser Gelegenheit hat der Rat ein italienisches 
Dokument sowie eine Mitteilung der Kommission 
zur Kenntnis genommen^®) und hat danach die 


32) Zusammenfassung der Ratsbeschlüsse Ry3386/74 (ENV 
145) vom 9. Dezember 1974 
83) Dok. R/1789/74 (ENV Ö4) und R/2863/75 (ENV 135) 
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Kommission aufgefordert, „die Arbeiten betref- 
fend die Analyse des Wasserbedarfs und die 
Feststellung einer Mindestanzahl verfügbarer 
Wasserquellen sowie die Einstufung des Gebie- 
tes auf der Grundlage seiner Umweltmerkmale 
in Angriff zu nehmen, damit Ziele und Maßnah- 
men im einzelnen herauskristallisiert und festge- 
legt werden können". 

\ ■ 

3. Zufolge diesen Beschlüssen hatte die Kommission 
eine Reihe von Studien über die Verfügbarkeit 
von Wasser in der Gemeinschaft unternommen. 
Anhand dieser Studien hat sich erwiesen, daß die 
globalen Wasserressourcen in der Gemeinschaft 
noch viele Jahre lang zur Deckung des vorher- 
sehbaren Bedarfs ausreichend sein dürften. Die 
verfügbaren Ressourcen schwanken jedoch von 
einer Region zur anderen und von einem Jahr 
zum anderen beträchtlich, und es stellen sich Pro- 
bleme der Wasserversorgung auf regionaler Ebe- 
ne. Außerdem haben diese Untersuchungen die 
enge Verbindimg aufgezeigt, die zwischen der 
Qualität der Ressourcen und ihrer Quantität 
besteht. 

4. Im Rahmen des in den kommenden Jahren 
durchzuführenden Umweltprogramms müssen auf 
angemessenem Niveau Maßnahmen betreffend 
die wirtschaftliche Nutzung der Wasserressour- 
cen getroffen werden, die so abgefaßt werden 
müssen, daß: 

a) der wirtschaftlichen Entwicklung und der Um- 
weltqualität Genüge getan wird; 

b) den Wechselbeziehungen der verschiedenen 
Milieus, die nicht unabhängig voneinander 
bewirtschaftet werden können, Rechnung ge- 
tragen wird; 

c) (Jie Probleme der Quantität und der Qualität 
nicht getrennt behandelt werden. 

In einigen Mitgliedstaaten sind bereits Struktu- 
ren errichtet worden, die der Homogenität der 
hydrographischen Becken Rechnung tragen und 
eine optimale Bewirtschaftung des Süßwassers 
- sowohl vom qualitativen als auch vom quanti- 
tativen Standpunkt - ermöglichen. 

5. Die Aktionen der Kommission sowie die Vor- 
schläge, die sie gegebenenfalls dem Rat in diesem 
Bereich unterbreiten wird, erstrecken sich auf: 

' a) verbesserte Nutzung der verfügbaren imd 
potentiell verfügbaren Ressourcen im Hin- 
blick auf die Sicherstellung eines Minimums 
an Wasserressourcen in den Gebieten der 
Gemeinschaft, die ständig ein cjuantitatives 
Defizit aufweisen, und in Fremdenverkehrs- 
gebieten, wo dieses Defizit jahreszeitlich be- 
dingt ist. 


Zu diesem Zweck wird die Kommission: 

— Informationen über charakteristische Fälle 
optimaler Nutzung der natürlichen oder 
teilweise regulierten Wasserläufe im Hin- 
blick auf die verschiedenen Verwendungs- 
zwecke des Wassers einholen, z. B. Ver- 
sorgung mit Trinkwasser, Bewässerung, 
Transport und Energieerzeugung; 

— die Methoden untersuchen, die für die 
vielfältige Nutzung der Wasservorkom- 
men mit erneuter Verteilung des Wasser- 
durchsatzes innerhalb der Grenzen des be- 
treffenden Beckens anwendbar sind, um 
die Entnahmen, die anschließende Verwen- 
dung, die Bekämpfung der Überschwem- 
mungen, das Verhüten von Hochwasser 
und Absinken des Wasserpegels sowie 
die Verbesserung der Wasserqualität zu 
gewährleisten; 

— eine Analyse der verfügbaren Informatio- 
nen und der zu unternehmenden Aktionen 
für eine etwaige Neuverteilung der Was- 
serressourcen zwischen hydrologischen 
Becken durchführen; 

— die etwaigen Möglichkeiten prüfen, die 
sich durch die Entsalzung von Meer- und 
Brackwasser unter Berücksichtigung des 
Energieverbrauchs und der Kosten der 
Anlagen und des Betriebs ergeben; 

— die Mittel untersuchen, mit denen die 
Verdunstung verringert werden kann (vor 
allem durch Entwicklung bestimmter An- 
baupflanzen, insbesondere in Gebieten, in 
denen eine jahreszeitlich bedingte Schwan- 
kung der Wasserführung mit einer starken 
Nachfrage zusammenfällt) ; 

— einen Vergleich der wirtschaftlichen, recht- 
lichen und technischen Mittel durchführen, 
die zur Bekämpfung der Wasser Verschwen- 
dung und zur erhöhten Recyclage und 
Wiederverwendung von Wasser ange- 
wandt werden können; 

— eine Aktion der Sensibilisierung bei den 
Wasser Verbrauchern durchführen; 

b) die qualitativ hochstehenden Ressourcen 

schützen; es handelt sich um: 

— die progressive Reservierung der Nutzimg 
bestimmter Grundwässer für den mensch- 
lichen Verbrauch; 

— Schutz des Grundwassers und der Entnah- 
mestellen gegen Verschmutzung und ge- 
gen jegliche Veränderung des Grundwas- 
sersystems; 

— künstliche oder natürliche Neuspeisung 
des Grundwassers im Hinblick auf eine 
Erhöhung der Kapazität; 

— Bekämpfung der Wasserverschmutzung im 
allgemeinen (vgl, Kapitel 2, Titel II); 
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c) verbesserte Darbietung und Vergleichbarkeit 
der verfügbaren Bestandsverzeichnisse der 
Ressourcen und des vorhersehbaren Wasser- 
bedarfs. 

Außerdem wird die Kommission im Rahmen einer 
Fachgruppe den Austausch von Informationen über 
die auf nationaler oder regionaler Ebene im Bereich 
der Wasserbewirtschaftung angewandten Mittel er- 
möglichen, insbesondere: 

1. Durchführung nationaler oder regionaler Pläne 

2. Errichtung spezifischer Strukturen 

3. Einsatz von Wirtschaftsmitteln 

4. Einsatz von Bewirtschaftungsmodellen. 

Im Lichte der Ergebnisse dieser Meinungsaustausche 
wird die Kommission dem Rat gegebenenfalls ent- 
sprechende Vorschläge unterbreiten. 

Abschnitt 2 

Die Bekämpfung der Verschwendung: 

Abfallwirtschaft im Rahmen einer globalen Politik 
der Rückgewinnung, der Verhinderung 
des Entstehens und der Beseitigung von Abfällen 

Die Menge der in der Gemeinschaft jährlich anfal- 
lenden Abfälle aller Arten wird auf etwa 1,5 Mrd. t 
geschätzt, des Haushaltsmülls auf etwa 90 Mio t, der 
Industrieabfälle auf etwa 115 Mio t, der Klärschläm- 
me auf etwa 200 Mio t, der Abfälle aus der Land- 
wirtschaft auf etwa 950 Mio t und der Abfälle der 
Bergbauindustrie auf etwa 150 Mio t. Die jährliche 
Erhöhung der Abfallmengen kann auf etwa 5 v. H. 
beziffert werden. Die Anhäufung dieser Abfälle geht 
oft mit einer Verschmutzung der Luft und des Was- 
sers und mit beträchtlichen Belastungen einher. 

Die Praktik des „Abladens", nach wie vor eines der 
häufigsten Verfahren der Beseitigung, beinhaltet für 
die Bevölkerung ernsthafte Risiken, da sich in zahl- 
reichen Abfällen toxische und gefährliche Stoffe 
befinden, deren Mengen sich paradoxerweise auf- 
grund der bereits ergriffenen Maßnahmen zum Ver- 
bot der Ableitungen dieser Stoffe in die Gewässer 
erhöhen können. 

Diese Abfälle, die mit Abwässer oder Abgasen abge- 
leitet werden oder in Deponien oder Müllplätzen 
konzentriert vorhanden sind, stellen eine immer 
größere heterogene Masse dar, die geographisch 
ungleich verteilt und verstreut ist. 

Die beträchtlichen Mengen an Abfall und ihre Besei- 
tigung führen zwangsläufig - abgesehen von den 
damit verbundenen Problemen der Verunreinigung 
~ zur Erforschung der Mittel, mit denen auf lange 
Sicht eine Verschwendung der natürlichen Ressour- 
cen vermieden oder eingeschränkt werden kann. 


Die meisten Abfälle enthalten nämlich potentiell 
wertvolle Stoffe, deren Menge nur schwer abschätz- 
bar, aber zweifellos beträchtlich ist, z. B. Metalle, 
Glas, Gummi, Textilien, Erdöl, Kunststoffe usw. 

Seit vielen Jahren, vor allem seit 1973, wurden so- 
wohl von der Industrie als auch von den kommuna- 
len Körperschaften beträchtliche Anstrengungen zur 
Rückgewinnung dieser Stoffe unternommen. Aus 
Gründen, die in diesem Kapitel eingehend analysiert 
werden sollen, wird jedoch gegenwärtig nur ein 
Teil dieser Stoffe wiedergewonnen. 

Die Gemeinschaft ist insgesamt für zahlreiche wich- 
tige Rohstoffe stark von Einfuhren abhängig ^5) ; 

zu 60 V. H. für Zellstoff 

Papier 

zu 80 bis 90 v, H. für Nichteisenmetalle 
Eisen 
Zinn 
Zink 

Es sprechen demnach vielerlei Faktoren dafür, daß 
den Abfällen unverzüglich der Kampf angesagt wird: 
Umweltschutz, wirtschaftliche Nutzung der Ressour- 
cen, Verringerung der Abhängigkeit der Gemein- 
schaft von den Rohstoffproduzenten, langfristig 
rationelle Nutzung der natürlichen - nicht oder nur 
nach einer gewissen Zeit erneuerbaren - Ressourcen. 

Dieser Kampf muß geführt werden; 

— auf Ebene des Verbrauchers, der ein bedeutender 
„Erzeuger" von Abfallstoffen ist und der je nach 
seiner Einstellung und nach der von ihm getroffe- 
nen Wahl eine entscheidende Rolle spielen kann; 

— auf Ebene der Industrie, die nicht nur bemüht ist, 
die in den Produktionszyklen verwendeten kost- 
spieligen Rohstoffe wiederzugewinnen und für 
die etwaige Tätigkeiten der Wiedergewinnung 
von Bedeutung sind, sondern die auch angesichts 
der Anzahl und der Art der von ihr erzeugten 
Produkte für einen beträchtlichen Teil der Abfäl- 
le verantwortlich ist; 

— auf Ebene der Kommunalbehörden, die für das 
Sammeli^ und gegebenenfalls das Sortieren der 
Abfälle verantwortlich sind; 

— auf Ebene der nationalen Behörden, die die für 
den Transport, das Sammeln und die Behandlung 
bestimmter gefährlicher Abfälle verantwortlichen 
Unternehmen überwachen; außerdem kommt den 
Behörden, die generell umfassende Politiken der 
Bekämpfung der Verschwendung durchführen 
können, im Rahmen der Vergabe öffentlicher 
Aufträge eine bedeutende Rolle bei der Auswei- 
tung der Absatzmärkte für bestimmte wiederge- 
wonnene Stoffe zu. 


34) Dieser Wert ist um so höher, als er die Kosten der 
Energie einschließt, die zur Erzeugung der in diesen 
Abfällen enthaltenen Stoffen erforderlich ist. 

35) Vgl. hierzu Mitteilung der Kommission an den Rat 
vom 5. Februar 1975 über die Rohstoffversorgung der 
Gemeinschaft. 
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Alle Mitgliedstaaten sind sich über die Notwendig- 
weit im klaren, eine Aktion zur verbesserten Rück- 
gewinnung der in diesen Abfällen enthaltenen Stoffe 
in Angriff zu nehmen. 

In allen Mitgliedstaaten wurden Stellen eingesetzt, 
die mit der Untersuchung der Probleme der Rückge- 
winnung und mit der Festlegung der Prioritäten be- 
auftragt wurden. In einigen Fällen wurden Fach- 
institute eingesetzt, die eine Reihe von konkreten 
Aktionen durchführen sollen: hier ist insbesondere 
zu nennen die Schaffung eines Beratenden Ausschus- 
ses für die Abfallwirtschaft in Großbritannien 
(Waste Management Advisory Council) im Dezem- 
ber 1974; sodann die Veröffentlichung eines „Grün- 
buchs" („War on Waste") im September 1974; in 
Frankreich die Einsetzung einer Abfallbehörde im 
Rahmen des Gesetzes Nr. 75-633 vom 15. Juli 1975; 
in Deutschland die Verabschiedung des Abfallwirt- 
schaftsprogramms im Oktober 1975; die Vorlage 
einer Erklärung über die Rückgewinnung von Roh- 
stoffen vor dem dänischen Parlament durch das Um- 
weltministerium im März 1975 sowie die Einsetzung 
von zwei Arbeitsgruppen (Verpackungen und Recyl- 
age von Papier). 

Die Gemeinschaft ist in starkem Maße von diesen 
Problemen betroffen; sie beabsichtigt aus zahlreichen 
Gründen, eine aktive Politik der Abfallbekämpfung 
zu fördern: 

1. um die Verunreinigung infolge des Anhäufens 
und der Behandlung der Abfälle einzuschränken; 

2. um zur harmonischen Entwicklung der Wirt- 
schaftstätigkeiten - eine ihr im Rahmen des 
EWG-Vertrages übertragene Aufgabe - beizu- 
tragen; diese Entwicklung kann von den Auswir- 
kungen der Kostenerhöhungen für Rohstoffe, von 
der Versorgungsabhängigkeit der Gemeinschaft 
und ihrer Mitgliedstaaten und langfristig von 
der für bestimmte Rohstoffe vorherzusehenden 
Verknappung und damit einhergehenden Ver- 
teuerung nur nachteilig beeinflußt werden; 

3. um das Entstehen von Wettbewerbsverzerrungen 
und von Handelshemmnissen zu vermeiden, die 
sich auf jeden Fall durch einzelstaatliche Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Abfallwirtschaft erge- 
ben würden (z. B. Einrichtung von Beihilfen, Ab- 
gaben und Gebühren, grenzüberschreitende Über- 
tragung toxischer Abfälle bzw. Verbote solcher 
Transporte) ; 

4. um die Kenntnis der betreffenden Probleme und 
der auf verschiedenen Ebenen der Beschlußfas- 
sung durchgeführten Experimente zu verbessern 
und auf diese Weise auf angemessener Ebene 
die Anwendung der zweckdienlichsten recht- 
lichen, technischen und wirtschaftlichen Lösungen 
zu optimieren. 

Die Gemeinschaft hat bereits eine Reihe von Be- 
schlüssen über die Rückgewinnung und die Beseiti- 
gung von Abfällen gefaßt: das Aktionsprogramm 


für den Umweltschutz (Teil 2, Titel I, Kapitel 7) vom 
22. November 1973 sieht vor, daß die Kommission 
eine Reihe von Untersuchungen und Arbeiten auf 
diesem Gebiet durchführt, um dem Rat Vorschläge 
unterbreiten zu können. In Ausführung dieses Man- 
dats hat die Kommission nicht nur eine Reihe von 
Vorstudien durch geführt, sondern auch dem Rat eine 
Rahmenrichtlinie über Abfälle (vgl. Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 vom 25. Juli 
1974) sowie eine Richtlinie über die Beseitigung von 
Altöl (siehe das gleiche Amtsblatt) vorgelegt; der 
Rat hat diese Richtlinien verabschiedet. 

Die Richtlinie des Rates vom 15. Juli 1975 über 
Abfälle sieht in Artikel 3 vor: 

„Die Mitgliedstaaten treffen die geeigneten Maß- 
nahmen, um die Einschränkung der Abfallbildung, 
die Verwertung und Umwandlung von Abfällen, die 
Gewinnung von Rohstoffen und gegebenenfalls von 
Energie sowie alle anderen Verfahren zur Wider- 
verwendung von Abfällen zu fördern", und „Sie un- 
terrichten die Kommission rechtzeitig über die Ent- 
würfe von Regelungen, die solche Maßnahmen zum 
Gegenstand haben, insbesondere von jedem Entwurf 
einer Regelung für 

a) die Verwendung von Stoffen, deren Beseitigung 
technische Schwierigkeiten oder übermäßige Ko- 
sten verursachen könnte; 

b) die Förderung 

— der mengenmäßigen Verringerung bestimmter 
Abfälle, 

— der Aufbereitung von Abfällen im Hinblick 
auf ihre Verwertung und Wiederverwendung, 

— der Rückgewinnung von Rohstoffen und / oder 
der Gewinnung von Energie aus bestimmten 
Abfällen; 

c) die Verwendung bestimmter natürlicher Rohstof- 
fe, einschließlich Energiequellen, in den Berei- 
chen, in denen diese durch wiedergewonnene 
Stoffe ersetzt werden können". 

Wie erinnerlich, enthält außerdem das Ratsprotokoll, 
mit dem diese Richtlinie verabschiedet wurde, die 
nachstehende Kommissionserklärung: 

„Die Kommission ist der Ansicht, daß das in Arti- 
kel 3 Abs. 2 vorgesehene Verfahren lediglich eine 
einleitende Maßnahme zur Durchführung einer 
Aktion der Gemeinschaft darstellt, durch die die 
Verbreitung schwer zu beseitigender Erzeugnisse 
verhindert, die Wiedergewinnung und Wiederver- 
wendung von Abfällen gefördert und daß allgemein 
die Verschwendung von bestimmten natürlichen 
Reserven und von Energie bekämpft werden soll." 

Sie behält sich vor, dem Rat zu gegebener Zeit unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der Lage auf die- 
sem Gebiet und der von den Mitgliedstaaten durch- 
geführten Experimente entsprechende Vorschläge zu 
unterbreiten." 
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Die Kommission wird die Durchführung aller oben- 
genannten Ratsbeschlüsse verfolgen. Generell zielt 
die Aktion der Gemeinschaft auf dem Gebiet der 
Abfälle auf Maßnahmen zur Förderung und Verbes- 
serung der Vorhaben der Recyclage und der Wie- 
derverwendung von Abfällen ab sowie auf Unter- 
suchungen und Maßnahmen zur Verhinderung der 
Abfallbildung und zur Gewährleistung der Beseiti- 
gung der nicht rüdegewinnbaren Rückstände ohne 
Gefährdung des Menschen und der Umwelt. 

A. Recyclage und Wiederverwendung der Abfälle 

Die bei der Recyclage und Wiederverwendung der 
Abfälle aufgetretenen Schwierigkeiten ergeben sich 
aus dem Zusammenwirken mehrerer Faktoren; 

— Unstabiler Markt der Sekundärrohstoffe 

Die Nachfrage nach rückgewonnenen Rohstoffen 
unterliegt zyklischen Schwankungen, die im Zu- 
sammenhang mit der Verfügbarkeit der Rohstoffe 
und mit ihren Preisen stehen. Daraus ergeben sich 
beträchtliche Preisschwankungen für Sekundär- 
rohstoffe, die die Durchführung von technologi- 
schen Investitions- und Entwicklungsprogrammen 
seitens der Wiedergewinnungsindustrie schwie- 
rig gestalten und die Initiativen und den guten 
Willen der Kommunalbehörden entmutigen. Die 
Ortsbehörden müssen sich auf verhältnismäßig 
konstante Preise und langfristige Verträge stüt- 
zen können, um das Sammeln und Sortieren die- 
ser rückgewinnbaren Stoffe anzuregen und zu 
organisieren. 

— Unzureichend präzise Wirtschafts angaben, insbe- 
sondere als Ergebnis von Kosten-Nutzen-Analy- 
sen und Optimierungsmodellen, die die optima- 
len Verfahren (Recyclage, Wiedergewinnung 
von Energie, Beseitigung) für die Benutzung die- 
ser Stoffe unter Berücksichtigung der wirtschaft- 
lichen Rentabilität dieser Verfahren, der entste- 
henden Organisationskosten, der sozialen Kosten 
infolge der Beeinträchtigung der Umwelt und der 
Abschätzung der sozialen Auswirkungen des 
übermäßigen Verbrauchs knapper Energiereser- 
ven angeben. 

— Unzulängliche Technologien der Wiedergewin- 
nung, die keine rentable Rückgewinnung ermög- 
lichen. 

— Die Schwierigkeit, die Rückgewinnung angesichts 
der Anzahl, der Vielfalt und der geographischen 
Entfernung der beteiligten Kreise rentabel zu 
gestalten. 

Die Rückgewinnung erfordert die Koordinierung 
und Mitarbeit einer Reihe von Beteiligten (Samm- 
lung, Sortieren, Transport, Behandlung und 
eigentliche Wiederverwendung). Diese organisa- 
torische Schwierigkeit macht sich besonders bei 
der Rückgewinnung von Stoffen aus Haushalts- 
müll bemerkbar. 


— Unzulänglichkeit und Knappheit 
der Absatzmärkte 

Die Sekundärrohstoffe enthalten häufig Verun- 
reinigungen, die eine kostspielige Vorbehand- 
lung und die Anwendung zusätzlicher Techniken 
und Investitionen erforderlich machen? dies führt 
zuweilen dazu, daß die Industrie bevorzugt Pri- 
märrohstoffe verwendet. 

Außerdem wird die Verwendung von Sekundär- 
rohstoffen zuweilen durch die Normen für die 
Spezifikationen der Erzeugnisse erschwert. 

— • Die Trägheit der Strukturen und die Gleichgültig- 
keit einer Reihe von Industriebetrieben 

Obgleich sich zahlreiche Industriebetriebe und 
Privatpersonen bereits der Notwendigkeit der 
Bekämpfung der Verschwendung und der scho- 
nenden Nutzung der Reserven bewußt sind, wird 
eine Sensibilisierung auf diesem Gebiet häufig 
durch die Struktur und die Schwerfälligkeit der 
Investitionen, die Planung der Erzeugnisse und 
die Verbrauchergewohnheiten verzögert. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten sollten die Behör- 
den eine Reihe von Untersuchungen durchführen und 
auf angemessener Ebene entsprechende Maßnahmen 
ergreifen. 

Gestützt auf die Stellungnahme des Ausschusses für 
Abfallwirtschaft [und - auf dem Gebiet der For- 
schung und Entwicklung - auf die Arbeiten eines 
Redaktionsausschusses F & E Rohstoffe von CREST] 
wird die Kommission: 

— die sie betreffenden Aktionen, die im Rahmen 
der Richtlinie über die Abfälle®®) und über die 
Altöle ®^) vorgesehen sind, durchführen? 

— die Mittel untersuchen, die eine bessere Stabili- 
tät des Marktes für Sekundärrohstoffe gewähr- 
leisten? 

— Optimierungsstudien und Kosten-Nutzen-Analy- 
sen durchführen, die eine bessere Beurteilung 
der Behandlungsarten für die Abfälle ermög- 
lichen? 

— die Sektoren der Forschung und Entwicklung 
untersuchen, auf denen auf gemeinschaftlicher 
Ebene eine Unterstützung und eine Koordinie- 
rung erforderlich ist? 

— die Organisationssysteme vergleichen, die eine 
optimale Wiedergewinnung der Abfälle gewähr- 
leisten? 

— die Maßnahmen untersuchen, die die Behörden 
im Wege der öffentlichen Auftragsvergabe zur 
Verbesserung der Absatzmärkte bestimmter Se- 
kundärrohstoffe ergreifen können? 


36) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 25. Juli 1975 

37) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 25. Juli 1975 
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— gemeinsam mit den Mitgliedstaaten im Rahmen 
ihrer Informationsaktionen und der Politik der 
Unterrichtung und des Schutzes der Verbraucher 
tätig werden, um das Bewußtsein der Öffentlich- 
keit zu wecken und die Öffentlichkeit zur Mit- 
arbeit an den unternommenen Aktionen anzu- 
regen (z. B. durch Informationskampagnen über 
die von bestimmten Industriebetrieben und Kom- 
munalbehörden ergriffenen Musterinitiativen, 
durch die Zuerkennung von gemeinschaftlichen 
Preisen usw.); 

— die Mittel untersuchen, mit denen die Unterrich- 
tung der Industriebetriebe über das Angebot und 
die Nachfrage an Abfällen (Abfallbörse), über die 
einschlägigen Forschungsarbeiten in den Mit- 
gliedstaaten (vgl. Kapitel 3, Titel IV dieses Do- 
kuments über die Verbreitung der Kenntnisse) 
sowie über die Risiken im Zusammenhang mit 
den in der Industrie verwendeten Chemikalien, 
die gegebenenfalls in den Abfällen wiederauftre- 
ten können (Datenbank ECDIN), und generell 
über alle Informationen über gefährliche Abfälle 
und Stoffe durch eine Gemeinschaftsaktion ver- 
bessert werden könnte. 

Die obengenannten Arbeiten der Kommission wer- 
den sich vordringlich auf die nachstehenden Stoffe 
erstrecken: 

— Eisenmetalle 

— Nichteisenmetalle 

— Papier 

— Glas 

— Kunststoffe 

— Gummi 

— Textilien 

— Altöl 

Im Lichte der Ergebnisse der so durchgeführten Stu- 
dien und unter Berücksichtigung der Stellungnahme 
des Ausschusses für Abfallwirtschaft wird die Kom- 
misison dem Rat angemessene Vorschläge unterbrei- 
ten. 

B. Die Verhütung der Entstehung von Abfall 

Eine Politik der Abfallwirtschaft muß unter Berück- 
sichtigung der wirtschaftlichen und technischen Be- 
schränkungen das Ziel haben, die Erzeugung von 
Abfall zu vermeiden und dafür Sorge zu tragen, daß 
die Rohstoffe während der gesamten Lebensdauer 
der Erzeugnisse so effizient wie möglich verwendet 
werden. Aufgrund dieser Aktion sollte die Möglich- 
keit untersucht werden, Substitutionsstoffe für be- 
sonders knappe oder im Laufe der Zeit knapp wer- 
dende Stoffe zu verwenden; ferner sollten die Indu- 
striebetriebe angeregt werden, Erzeugnisse so zu 
entwerfen und herzustellen, daß nicht nur eine Ver- 
schwendung vermieden, sondern auch die Rückge- 
winnung der Rohstoffe erleichtert wird (Ausarbei- 
tung von Spezifikationen, Normung, Verlängerung 
der Lebensdauer der Erzeugnisse usw.). 


Die Kommission wird diese Möglichkeit für die im 
vorstehenden Absatz aufgeführten Stoffe mit Unter- 
stützung des Ausschusses für Abfallwirtschaft unter- 
suchen. 

Außerdem könnte im Rahmen des Umweltschutzes 
ein System eingeführt werden, wonach eine unab- 
hängige Stelle Produkten, die bestimmten Kriterien 
entsprechen, ein Umweltgütesiegel verleiht. Auf die- 
se Weise könnte der Verbraucher Erzeugnisse wäh- 
len, deren Produktion und Benutzung nur eine mini- 
male Umweltverschmutzung und Verschwendung 
bedeuten (d. h. Erzeugnisse, die bei der Herstellung 
weniger Verunreinigungen verursachen, weniger 
Energie und weniger nicht erneuerbare Rohstoffe 
verbrauchen und deren Abfall weniger Probleme 
hinsichtlich der Beseitigung stellt); durch die stär- 
kere Nachfrage der Verbraucher würden mehr Er- 
zeugnisse auf den Markt gebracht, die diesen Krite- 
rien entsprechen. Obgleich diese Aufgabe ihrer 
Natur nach nicht ausschließlich der Gemeinschaft 
Vorbehalten ist, sprechen doch der Umfang der 
durchzuführenden Arbeiten, das größere Gewicht 
eines multinationalen Systems sowie die Hemmnisse, 
die durch die verschiedenen nationalen Systeme für 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes entste- 
hen, für ein gemeinschaftliches Angehen dieses Pro- 
blems. 

Dem Verbraucher würden durch entsprechende Un- 
terrichtung Elemente für eine objektive Auswahl 
geliefert. Man muß jedoch die Schwierigkeit eines 
solchen Vorhabens abmessen. Zunächst müssen die 
verschiedenen Kriterien einzeln abgeschätzt werden 
(z. B, erforderliche Energie zur Erzeugung des einen 
oder anderen Produktes), sodann müssen ihre Wech- 
selwirkungen untersucht werden (z. B. die Wechsel- 
wirkungen zwischen der Menge knapper Rohstoffe, 
dem Energieverbrauch, der Dauerhaftigkeit des 
Enderzeugnisses, den Möglichkeiten der Rezyklage, 
den Substitutionsmöglichkeiten, den Betriebskosten 
usw.). Schließlich muß zwischen den vorgenannten 
Elementen eine Rangfolge je nach politischen, wirt- 
schaftlichen und kommerziellen Aspekten aufgestellt 
werden, die variieren können. (Wenn z. B. bei drei 
Wahlmöglichkeiten bei der ersten große Energie- 
menge verbraucht werden, bei der zweiten nicht 
erneuerbare Rohstoffe und bei der dritten nur schwer 
zu beseitigende Abfälle anfallen, welche Lösung soll 
dann bevorzugt angewandt werden?). 

Mit Unterstützung des Ausschusses für Abfallwirt- 
schaft und des Beratenden Verbraucherausschusses 
wird die Kommission alle Fragen im Zusammenhang 
mit der Einführung eines Systems eines Umwelt- 
gütesiegels untersuchen. Sie wird zunächst ein Be- 
standsverzeichnis der Systeme, Maßnahmen, Pro- 
jekte usw. ausstellen, die bereits in der Gemein- 
schaft oder außerhalb der Gemeinschaft bestehen; 
sodann wird sie diese Angaben je nach den techni- 
schen Möglichkeiten, dem wirtschaftlichen und sozia- 
len Nutzen, der Durchführbarkeit und der Zweck- 
dienlichkeit der Einsetzung eines solchen Systems 
für bestimmte Gruppen von Erzeugnissen analysie- 
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ren. Sie wird die Ergebnisse dieser Arbeiten dem 
Rat unterbreiten und ihm gegebenenfalls entspre- 
chende Vorschläge vorlegen. 


C. Gefahrlose Beseitigung der nichtrückgewinnbaren 
Rückstände 

Die Kommission hat einen Richtlinienentwurf über 
die gefährlichen Abfälle vorgelegt. Im Bereich der 
Abfallbeseitigung wird sie die in Kapitel 7 (Teil 2, 
Titel I) des Aktionsprogramms vom 22. November 
1973 erwähnten Arbeiten sowie die Aktionen, die 
sich aus den Richtlinien „Abfälle" und „Altöl" erge- 
ben, fortführen. 

Außerdem wird sie die Lösungen für die Probleme 
im Zusammenhang mit dem Anfall bestimmter Rück- 
stände in der Primärindustrie untersuchen (Rück- 
stände aus der Titandioxiderzeugung - phosphorhal- 
tige Gipse, Bergbauabfälle usw.). 

Schließlich wird sie die Probleme der Überwachung 
der Ablagerung toxischer Erzeugnisse sowie die 
Versicherungsprobleme im Zusammenhang mit der 
Handhabung dieser Erzeugnisse untersuchen. 

Sonderfall der radioaktiven Abfälle 

Das Programm bezüglich der Bewirtschaftung und 
Lagerung radioaktiver Abfälle, das am 26. Juni 1975 
vom Rat angenommen wurde, ist im Gange. 

Die Kommission wird außerdem die Sonderprobleme 
der Stillegung von Kernanlagen untersuchen, insbe- 
sondere der Reaktoren und der Anlagen zur Brenn- 
stoffaufbereitung. 

Die dabei anfallenden Abfälle bestehen zum größten 
Teil aus Großkomponenten und Betonstrukturen, zu 
deren Zerkleinerung, Dekontaminierung, Zerschnei- 
den, Transport usw. besondere Techniken erforder- 
lich sind. Betreffend die Endlagerung müssen beson- 
dere Anlagen geschaffen werden, die große Bauteile 
aufnehmen können, damit der Schutz gegen die 
Streuung der im Innern der Komponenten enthal- 
tenen Radioaktivität gewährleistet ist. 

Auf Grund der Bevölkerungsdichte der Gemeinschaft 
sowie aus ästhetischen Gründen und im Hinblick auf 
die Wiederverwendung dieser Standorte ist es erfor- 
derlich, die Standorte der stillgelegten Kernkraft- 
werke zu „reinigen". 

Einige vorläufige Lösungen werden in bestimmten 
Mitgliedstaaten bereits untersucht bzw. angewandt. 
Diese Lösungen entsprechen den kurzfristigen Pro- 
blemen: Stillegung von Prototypanlagen oder defek- 
ten Komponenten mit einem relativ geringen Gehalt 
an Radioaktivität Die Probleme der Stillegung wer- 
den im Laufe der nächsten Jahrzehnte sehr viel be- 
trächtlicher werden, wenn eine steigende Anzahl 
von kommerziellen Anlagen das Ende der Betriebs- 
zeit erreicht; 


Die angewandten Verfahren der Stillegung können 
angesichts der entstehenden Kosten Auswirkungen 
auf die Entwicklung der Kernenergie haben und 
müssen ungeachtet der angewandten Technologien 
den Menschen und die Umwelt gleichermaßen schüt- 
zen. 

Angesichts der spezifischen Art dieser Fragen müs- 
sen gemeinsam Überlegungen angestellt werden und 
Versuche durchgeführt werden, um ein technisches 
und wirtschaftliches Bestandsverzeichnis der kurz- 
und langfristig ins Auge zu fassenden Aktionen zu 
erstellen; auf Grund dieses Verzeichnisses müssen 
die Aktionen bestimmt werden, die auf gemein- 
schaftlicher Ebene durchgeführt werden. 

Es sind die nachstehenden Arbeiten vorzusehen: 

1. Abschätzung der vorhersehbaren Mengen radio- 
aktiver Abfälle verschiedener Kategorien aus der 
Stillegung von Kernanlagen. 

2. Gegenüberstellung der im Bereich der Stillegung 
bestehenden oder in der Enwicklung befindlichen 
Sondertechniken im Hinblick auf ihre Beurteilung 
sowohl hinsichtlich des Schutzes der Menschen 
und der Umwelt als auch der Wirtschaftlichkeit. 
Auf der Grundlage der Ergebnisse sollen die 
durchzuführenden Aktionen aufgezeigt werden. 

3. Gegenüberstellung der verfügbaren Studien und 
Erfahrungen bei der Abwicklung der Stillegung 
sowie der verschiedenen vorhersehbaren Arten 
der Endlagerung der radioaktiven Abfälle. 

4. Aufzeichnung bestimmter Leitlinien für die Kon- 
zipierung und den Betrieb von Kernanlagen im 
Hinblick auf eine spätere leichtere Stillegung. 

5. Aufzeigung von Leitlinien betreffend die Stille- 
gung der Kernanlagen; diese Leitlinien könnten 
die ersten Elemente einer diesbezüglichen Ge- 
meinschaftspolitik darstellen. 

Im Lichte der Ergebnisse dieser Arbeiten wird die 
Kommission dem Rat entsprechende Vorschläge un- 
terbreiten. 


Abschnitt 3 

Unweltprobleme infolge der Verknappung 
bestimmter natürlicher Hilfsquellen 

Außer den in Abschnitt 1 dieses Kapitels genannten 
Aktionen wird die Kommission die in Kapitel 2 
Titel I des Zweiten Teils des Aktionsprogramms 
vom 22. November 1973 vorgesehenen Arbeiten fort- 
führen 


38) Die Kommission hat bereits Untersuchungen über die 
Metalle der Platingruppe, über Quecksilber, Fluor, 
Phosphate, Chrom durchgeführt. 
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TITEL IV 

Allgemeine Aktionen zum Schutz 
und zur Verbesserung der Umwelt 

Kapitel 1 

Beurteilung der Auswirkungen auf die Umwelt 

Einer der wichtigsten Grundsätze der im Aktions- 
programm vom November 1973 festgelegten Um- 
weltpolitik in der Gemeinschaft ist die Forderung, 
eine präventive Politik zu verfolgen. „Die beste 
Umweltpolitik", so heißt es in diesem Programm, 
„besteht darin, Umweltbelastungen von vornherein 
zu vermeiden, statt sie erst nachträglich in ihren 
Auswirkungen zu bekämpfen". Ferner heißt es: Bei 
allen fachlichen Planungs- und Entscheidungsprozes- 
sen müssen die Auswirkungen auf die Umwelt so 
früh wie möglich berücksichtigt werden. Die Umwelt 
muß als eine Gegebenheit betrachtet werden, die 
von der Gestaltung und Förderung des menschlichen 
Forschritts nicht zu trennen ist. Es ist infolgedessen 
notwendig, die Auswirkungen aller auf nationaler 
oder Gemeinschaftsebene getroffenen oder geplan- 
ten Maßnahmen auf die Lebensqualität und die 
natürliche Umwelt, soweit sie diese beeinträchtigen 
können, abzuschätzen." 

Auf der gleichen Linie liegt eines der vom Rat fest- 
gelegten umweltpolitischen Ziele der Gemeinschaft, 
und zwar die „verstärkte Berücksichtigung der Um- 
weltaspekte bei der Strukturplanung und Raumord- 
nung". 

Vor mehreren Jahren wurde in den USA die soge- 
nannte „Umweltverträglichkeitsprüfung" im Rah- 
men des „National Environmental Policy Act" 
(1969)3®) eingeführt. Dieses Verfahren hat in vielen 
Industrieländern großes Interesse gefunden. In vier 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sind entweder 
Untersuchungen über dieses Verfahren in Angriff 
genommen oder bereits verschiedene Maßnahmen 
im Hinblick auf die Anwendung dieses Verfahrens 
getroffen worden. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist es laut Mini- 
sterialerlaß vom 22. August 1975 Pflicht, daß die von 
den Bundesbehörden sowie den direkt dem Bund 
unterstellten Körperschaften, Organen und Anstalten 
des öffentlichen Rechts getroffenen Maßnahmen auf 
ihre Vereinbarkeit mit dem Umweltschutz hin ge- 
prüft werden. 

In Frankreich ist in einem im April 1975 eingebrach- 
ten Gesetzentwurf über den Naturschutz vorgesehen, 
daß Arbeiten und Programmvorhaben, die von einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts durchgeführt 
werden oder die einer Genehmigung oder sonstigen 
behördlichen Zulassung bedürfen, Umweltschutzbe- 
stimmungen berücksichtigen müssen. 

In den Niederlanden haben Ende 1974 der Minister 
für Gesundheit und Umweltfragen einerseits und 
der Wirtschaftsminister andererseits das Beratende 


Zentralkomitee für Umweltfragen aufgefordert, die 
amerikanische „Umweltverträglichkeitsprüfung" (EIS 
= Environmental impact Statement) auf ihre mög- 
liche Anwendung in den Niederlanden hin zu unter- 
suchen. Dieser Ausschuß hat im Juni 1975 einen 
Zwischenberichtsentwurf vorgelegt, in dem die Ein- 
führung eines ElS-Systems in das Genehmigungs- 
verfahren und in die Raumordnungspolitik befür- 
wortet wird. 

In Großbritannien wurden 1974 zwei Studien über 
eine mögliche Anwendung des ElS-Verfahrens in 
Angriff genommen. Die erste wurde vom Ministe- 
rium für Umweltfragen durchgeführt und besteht 
aus einer Untersuchung der Techniken zur Bewer- 
tung der Umweltbelastung, einer Betrachtung der 
Fälle, in denen Entwicklungsvorhaben eine solche 
Bewertung nötig machen könnten; sie soll ferner 
herausfinden, welche Bereiche abzudecken sind und 
ob ein einheitliches Verfahren notwendig ist, wer 
die Analysen der Umweltbelastung vorbereiten, wer 
sie finanzieren soll usw. 

Mit der zweiten, sich über zwei Jahre erstreckenden 
Untersuchung wurde vom Scottish Development 
Departement und vom Ministerium für Umweltfra- 
gen die Universität Aberdeen beauftragt. Mit dieser 
Untersuchung sollen ausgewogene Bewertungstech- 
niken hinsichtlich der Belastbarkeit der physischen 
Umwelt durch die Entwicklung der Industrie (deve- 
lopment industrial impact) - unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Auswir- 
kungen - entwickelt werden, Bewertungstechniken 
also hinsichtlich der Belastbarkeit von Landschaften, 
bei denen die Gefahr besteht, daß die genannten 
Entwicklungen sich nicht mit der derzeitigen Raum- 
organisation vertragen. Die Ergebnisse dieser Unter- 
suchung sollen in Form eines „Handbuchs über Um- 
weltbelastung" für die Landes- und Gemeindebehör- 
den vorgelegt werden. 

Die Einführung von Umweltverträglichkeitsprüfun- 
gen auf den entsprechenden Ebenen der Gemein- 
schaft rechtfertigt sich durch: 

— die Notwendigkeit, die im November 1973 festge- 
legten Ziele und Prinzipien einer Umweltpolitik 
in der Gemeinschaft in die Tat umzusetzen; 


3®) „By the provisions of the National Environmental 
Policy Act (1969), each U.S. federal agency is required 
to „include in every recommendation or report on 
proposals for legislation and other major federal 
actions significantly affecting the quality of the human 
environment, a detailed Statement by the responsible 
officiaT' covering: 

a) the environment impact of the proposed action; 

b) any adverse environmental effects which cannot be 
avoided should the proposal be implemented; 

c) alternatives to the proposed action; 

d) the relationship between local and short-term uses 
of man's environment and the maintenance and 
enhancement of long-term productivity; and any 
^irreversible and irretrievable commitments of re- 
sources which was to be involved in the proposed 
action should it be implemented." 
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— die Notwendigkeit, die nationalen Rechtsvor- 
schriften in eine Gemeinschaftspolitik zu integrie- 
ren, wobei die immer enger werdenden wirt- 
schaftlichen und sozialen Bindungen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu berücksichtigen sind, dabei 
aber vermieden werden muß, daß diese Verfah- 
ren zu einer Quelle wirtschaftlicher Verzerrun- 
gen werden. 

Die Kommission wird daher die Modalitäten für die 
Einführung der Umweltverträglichkeitsprüfung auf 
den entsprechenden Ebenen der Gemeinschaft prü- 
fen. Diese Untersuchung erstreckt sich besonders auf 
folgende Punkte: 

a) Anwendungsfeld 

Beschaffenheit, Art und Umfang der dem Bewer- 
tungsverfahren unterworfenen Vorhaben (z. B, 
Vorhaben, die von der öffentlichen Hand finan- 
ziert und von dieser genehmigt werden müssen), 
im Sinne des Verfahrens in Frage kommende Be- 
hördenebene usw,; 

b) Inhalt der Bewertungen 

Umweltbelastungen, zugrunde gelegte Kriterien, 
Maßgabe, nach der Alternativlösungen vorge- 
schlagen werden müssen usw.; 

c) Organisation der Verfahren 

Festlegung der Verantwortlichkeiten für die Vor- 
bereitung der Bewertungsdossiers, der Instanzen, 
die sich über diese Dossiers zu äußern haben, 
der hinzuzuziehenden Stellen, der Termine, der 
Einzelheiten zur Veröffentlichung der Bewer- 
tungsergebnisse, der Beteiligung ~ und der Form 
der Beteiligung - der Öffentlichkeit an dem Ver- 
fahren usw.; 

d) Kosten und Finanzierung 

Es wäre zweckmäßig zu untersuchen, ob es wün- 
schenswert und durchführbar ist, dieses System 
durch Abgaben zu finanzieren, die von denjeni- 
gen zu zahlen wären, die die Genehmigung ihrer 
Vorhaben beantragen, oder ob die Kosten von 
der Öffentlichen Hand getragen werden sollen, 
da das Verfahren ja im öffentlichen Interesse 
vorgeschrieben wird. 

Zu jedem Aspekt dieser Arbeiten wird die Kommis- 
sion mögliche Alternativlösungen auf ihre Vorteile 
und Nachteile prüfen. 

Es wird besonders darauf zu achten sein, daß die 
vorgeschlagenen Verfahren geeignete Bestimmun- 
gen zum Schutz der Wirtschaftssubjekte gegen grö- 
ßere Verzögerungen in ihren Tnvestitionsprogram- 
men und der Behörden gegen eine zunehmende 
Schwerfälligkeit der Planungs- und Genehmigungs- 
verfahren enthalten. 

Zur Verwirklichung der vorgesehenen Aktionen 
wird die Kommission die notwendigen Vorstudien 
durchführen sowie die kompetenten nationalen Stel- 
len konsultieren. 


Die Kommission wird nach Vorliegen der Unter- 
suchungsergebnisse geeignete Vorschläge ausarbei- 
ten und dem Rat unterbreiten. 

Kapitel 2 

Wirtschaftliche Aspekte 

A. Einleitung 

Der Schutz und die Verbesserung der Umwelt 
{Raum, Umweltmedien und natürliche Ressourcen als 
Bestandteil des Lebensmilieus) müssen als Gegeben- 
heiten angesehen werden, die sich von der Organi- 
sation und der Förderung des menschlichen Fort- 
schritts nicht trennen lassen (vgl. die oben erwähn- 
ten Grundsätze). Eine Umweltpolitik steht der wirt- 
schaftlichen Entwicklung nicht entgegen, sie erinnert 
jedoch ständig daran, daß diese Entwicklung nicht 
auf Kosten dessen erfolgen kann, was den Menschen 
umgibt und sein Schicksal mitbestimmt, ob es sich 
dabei nun um das natürliche oder das von ihm selbst 
geschaffene Milieu handelt. 

Daher wird eine Umweltpolitik die wirtschaftliche 
Entwicklung beeinflussen, indem sie ihr Beschrän- 
kungen auf erlegt und strukturelle Veränderungen 
mit Maß und Ziel einführt. Die Notwendigkeit, für 
die Erneuerung abgebauter natürlicher Ressourcen 
zu sorgen, führt zum Entstehen neuer wirtschaft- 
licher Tätigkeiten und kann von der Öffentlichen 
Hand im Rahmen ihrer Konjunkturpolitik genutzt 
werden. 

Umgekehrt erfordert der Einsatz einer Umweltpoli- 
tik, daß ihre wirtschaftlichen Implikationen sorgsam 
bedacht werden. 

Die Kosten der Maßnahmen zum Schutz und zur Ver- 
besserung der Umwelt müssen ermittelt werden. 
Allerdings muß eine solche Köstenermittlung die 
langfristigen Wirkungen dieser Maßnahmen berück- 
sichtigen und soziale Fakten einbeziehen, die mit- 
unter schwer zu quantifizieren sind. 

Die Kommission wird die Aktionen gemäß Kapitel 9 
(Zweiter Teil Titel I) des Aktionsprogramms vom 
22. November 1973 fortführen. In Zusammenarbeit 
mit einer Gruppe nationaler Sachverständiger sollen 
vorrangig die folgenden Arbeiten durchgeführt 
werden. 

B. Ermittlung der Umweltschutzkosten und der Vor- 
teile, die aus der Verbesserung der Umwelt er- 
wachsen 

Wenn auch die Kosten der Maßnahmen zum Schutz 
und zur Verbesserung der Umwelt makroökono- 
misch durchaus begrenzt sein mögen, so können sie 
sektoral für einen Industriezweig oder für einzelne 
Unternehmen doch bedeutend sein. Die Kommission 
wird in ihren Vorschlägen wie bisher die Auswir- 
kungen der geplanten Maßnahmen auf mikroökono- 
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misdier Ebene berücksichtigen. Sie wird zu diesem 
Zweck unter Berücksichtigung der Zielsetzungen, der 
im Kampf gegen die Umweltverschmutzung erreich- 
ten Ergebnisse und der Fähigkeit der betreffenden 
Unternehmen, diese Umweltschutzkosten zu tragen, 
ermitteln, in welchem Umfange sich die Kosten der 
vorgeschlagenen Maßnahmen in den Preisen der be- 
treffenden Erzeugnisse niederschlagen. 

Allerdings können bei der Ausarbeitung der ge- 
nannten Vorschläge die klassischen Techniken der 
Kosten/Nutzen-Analyse selten ohne Interpretation 
und Wichtung angewandt werden. Hierfür gibt es 
zwei Gründe. Zunächst wird es häufig Vorkommen, 
daß die Verbesserung der Umweltqualität als Nutz- 
effekt der getroffenen Maßnahmen nicht in Geldwert 
ausgedrückt werden kann, so daß ein direkter Ver- 
gleich dieses Nutzeffektes mit den Kosten der Maß- 
nahme nicht möglich ist. Zweitens kann man damit 
rechnen, daß die Durchführung von Maßnahmen zur 
Umweltverbesserung die Industrie generell dazu an- 
reizen wird, weniger kostspielige Umweltschutztech- 
niken zu entwickeln, so daß die Zahlen für die Um- 
weltschutzkosten, die auf dem heutigen Stand der 
Technik basieren, im Verhältnis zu den langfristigen 
Kosten gewöhnlich überschätzt werden. 

Zur quantitativen Bewertung der mikroökonomi- 
schen und der makroökonomischen Auswirkungen 
der Umweltpolitik müssen daher die im Rahmen des 
ersten Aktionsprogramms erarbeiteten Methoden 
weiterentwickelt werden. Grundlage dieser Arbeiten 
sind die Angaben über die Umweltschutzkosten und 
die Bewertung des Nutzens, den die Gesellschaft aus 
der Qualität der Umwelt zieht. 

Was die Umweltschutzkosten betrifft, so ist die 
Kommission bestrebt, eine Bewertungsmethodik zu 
entwickeln, die gewährleistet, daß die von der Indu- 
strie wie von der öffentlichen Hand gelieferten Da- 
ten vergleichbar sind. 

Die Vorteile einer Umweltpolitik bestehen in einer 
Verringerung der Kosten, die die Gesellschaft für 
die Reinhaltung der Umwelt aufzubringen hat, und 
in einer Verbesserung der Qualität der Umwelt. Dies 
in Geldeswert auszudrücken, wirft äußerst komplexe 
Probleme auf, die wegen des zwangsläufig subjek- 
tiven Aspekts vieler relevanter Faktoren besonders 
schwer zu lösen sind. Es ist also wenig wahrschein- 
lich, daß in absehbarer Zeit befriedigende Methoden 
für die monetäre Bewertung entwickelt werden. 
Trotzdem sollte man sich weiter darum bemühen, 
möglichst viele repräsentative Umweltfaktoren in 
eine neue Sozialstatistik bei der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung zu integrieren. 

Man kann jedoch auch durch andere Methoden als 
der monetären Bewertung zu quantitativen Daten 
über die Qualität der Umwelt gelangen, die als 
Grundlage für politische Beschlüsse und deren Er- 
gebniskontrolle dienen können. Indikatoren für die 
Umweltqualität, die bestimmte physikalische, chemi- 
sche oder biologische Merkmale der Umwelt objek- 


tiv messen, können solche Informationen liefern, 
ohne daß es erforderlich ist, deren Wert in Geld aus- 
zudrücken. Die Kommission wird daher untersuchen, 
welche Indikatoren in den Mitgliedstaaten bereits 
benutzt oder entwickelt werden und ob sich ein ge- 
meinsames System von Indikatoren für die Qualität 
der Umwelt festlegen läßt. 

Des weiteren wird die Kommission die Zweckmäßig- 
keit eines ständigen Gemeinschaftsprogramms für 
regelmäßige Umweltstatistiken untersuchen. Ein sol- 
ches Programm könnte auch dazu beitragen, die in 
den Mitgliedstaaten entwickelten Systeme der Um- 
weltstatistik untereinander wie auch mit dem System 
der Vereinten Nationen kompatibel zu machen. 

Ausgehend von diesen Untersuchungen wird die 
Kommission in diesen verschiedenen Bereichen ent- 
sprechende Maßnahmen vorschlagen. 

C. Das Verursacherprinzip 

Im Rahmen des ersten Aktionsprogramms hat der 
Rat am 3. März 1975 eine Empfehlung „über die 
Kostenzurechnung und die Intervention der öffent- 
lichen Hand bei Umweltschutzmaßnahmen" ausge- 
sprochen, in der die Regeln für die praktische An- 
wendung des Verursacherprinzips beschrieben sind. 

Zu einzelnen Aspekten der vorbehaltlosen Anwen- 
dung dieses Prinzips bedarf es noch weiterer Über- 
legungen und Untersuchungen, die die Kommission 
in Verbindung mit einer Gruppe von Wirtschafts- 
sachverständigen vornehmen wird. Dabei geht es 
insbesondere um die Anwendung des besagten Prin- 
zips auf Wirtschaftssubjekte, die umweltbelastende 
Tätigkeiten in einem mehrere Staaten berührenden 
Gebiet ausüben. 

D. Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Umwelt 

Im ersten Aktionsprogramm vom 22. November 1973 
wurde besonderer Wert auf die Eindämmung der 
Umweltbelastungen gelegt. Im Rahmen dieses Pro- 
gramms wurde das Verursacherprinzip übernommen 
und im einzelnen geprüft, welche Mittel zur Errei- 
chung der gesteckten Ziele im Bereich des Umwelt- 
schutzes zur Verfügung stehen. 

über die Eindämmung der Umweltbelastung hinaus 
ist jedoch auch zu untersuchen, welche Mittel zur 
Verbesserung der Umwelt erforderlich sind; gegebe- 
nenfalls sind allgemeine Prinzipien in diesem Be- 
reich festzulegen. 

Kapitel 3 

Verbreitung der Kenntnisse auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten führen zur 
Zeit umfassende Arbeiten zur Bereitstellung von 
Strukturen durch, die die für die Verwirklichung der 
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Umweltschutzprogramme notwendigen wissenschaft- 
lichen, technischen und wirtschaftlichen Informatio- 
nen liefern können. Der verhältnismäßig neue Stil 
dieser Initiativen und die zahlreichen Übereinstim- 
mungen, die zwischen dem Informationsbedarf der 
einzelnen Länder und den zu seiner Deckung ge- 
planten Lösungen beobachtet werden, lassen eine 
breiter angelegte Koordinierungsaktion auf Gemein- 
schaftsebene wünschenswert und verhältnismäßig 
leicht durchführbar erscheinen. 

Mit Hilfe dieser Koordinierung ist es möglich, zu 
geringeren Kosten Informationen zu erfassen und zu 
verarbeiten, die darüber hinaus insgesamt oder teil- 
weise einen Beitrag der Gemeinschaft zu den im 
Rahmen des Umweltprogramms der Vereinten Na- 
tionen vorgesehenen Informationssystemen und zu 
anderen gleichartigen internationalen Systemen dar- 
stellen können. In diesem Zusammenhang stellt die 
Entscheidung des Rates vom 8. Dezember 1975 zur 
Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für die 
Anlage und Fortschreibung eines Bestandsverzeich- 
nisses der Informationsquellen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes in der Gemeinschaft einen ersten 
bedeutenden Schritt auf dem Wege zur Verwirk- 
lichung dieser Koordinierung dar. Die Anwendung 
dieser Entscheidung wird im Laufe der nächsten 
Jahre eine der entscheidenden Aufgaben der Mit- 
gliedstaaten und der Kommission auf diesem Gebiet 
darstellen. 

Darüber hinaus wird die Kommission nach Anhörung 
des Ausschusses für Wissenschaftliche und Techni- 
sche Information und Dokumentation (AWTID) und 
der Sachverständigengruppe für die Vertretung der 
Interessen der Benutzer von Umweltinformationen, 
deren Mandate gemäß diesem Programm ausge- 
arbeitet wurden, die im Teil II Titel II Kapitel 2 des 
Aktionsprogramms vorgesehenen Studien und Ak- 
tionen fortsetzen. 

Die Kommission wird vorrangig folgende Aufgaben 
durchführen: 

1, Bestandsverzeichnis der Informationsquellen 

Gemäß der Entscheidung des Rates vom 8. Dezember 
1975 wird so bald wie möglich eine erste Version 
des Bestandsverzeichnisses der Informationsquellen 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes in der Gemein- 
schaft (Dokumentationsdienste, Fachzentren, For- 
schungsvorhaben) auf Magnetband zur Verfügung 
gestellt. Die Kommission wird in Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen er- 
greifen, um: 

— ein dezentralisiertes leistungsfähiges Referenz- 
system aufzubauen, durch das der Benutzer Zu- 
gang zu allen Quellen hat, die im Besitz der von 
ihm benötigten Informationen sind; 

— Veröffentlichung eines Teils oder, gegebenen- 
falls, aller vorgenannten Bestandsverzeichnisse; 

— Sicherstellung des Beitrags der Gemeinschaft zum 
Internationalen Referenzsystem (IRS). 


Schließlich wird die Kommission dem Rat geeignete 
Vorschläge über eine etwaige Teilnahme der Ge- 
meinschaft als regionaler oder sektoraler Sammel- 
punkt des Internationalen Referenzsystems unter- 
breiten. 

2. Aufbau eines in sich geschlossenen Systems von 
Informationsdiensten 

Gemäß dem Beschluß des Rates vom 18. März 1975 
zur Festlegung eines ersten Dreijahres- Aktionspla- 
nes für wissenschaftlich-technische Information und 
Dokumentation wird das EURONET-Netz seinen Be- 
nutzern ein System vielfältiger, automatisch abruf- 
barer Datenbestände zur Verfügung stellen, die von 
den wichtigsten weltweiten Referatediensten (Che- 
mical Abstracts, Biological Abstracts usw.) produ- 
ziert oder im Rahmen der Gemeinschaft erstellt 
werden. 

Diese automatisch abrufbaren Bestände enthalten 
eine große Zahl wichtiger Dokumente von Diszipli- 
nen, die für den Umweltschutz von Interesse sind. 

Neben diesen automatisierten Diensten muß der 
Benutzer über faktuelle oder dokumentarische nume- 
rische Daten verfügen können, die von den natio- 
nalen, gemeinschaftlichen oder anderen bestehen- 
den oder noch zu schaffenden Diensten erfaßt wer- 
den, die aber, da sie nicht automatisiert sind, nicht 
in das EURONET einbezogen werden können. 

Die Kommission wird die notwendigen Pilotstudien 
und -versuche durchführen, um den mit der Kontrol- 
le, der Betreuung und der Verbesserung der Um- 
welt befaßten Stellen den bestmöglichen Einsatz der 
automatisierten und der nicht automatisierten Infor- 
mationsquellen zu sichern. 

Diese Studien sollen insbesondere folgende Bereiche 
umfassen: 

— eine genaue Definition des Bedarfs der verschie- 
denen Benutzerklaösen; 

— die Struktur und den Inhalt der verschiedenen 
Informationsquellen, zu denen sie Zugang haben; 

— neu vorzusehende oder zu fördende Funktionen, 
z. B. Funktionen der Informationsanalyse; 

— die auf einer dezentralisierten Grundlage aufzu- 
bauenden Strukturen zur Erleichterung des Zu- 
gangs zu diesen Diensten über die verantwort- 
lichen nationalen Zentren. 

3. Informationssystem über Rechtsvorschriften auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes 

Die Kommission wird dem Rat aufgrund der Ergeb- 
nisse der laufenden Pilotphase geeignete Vorschläge 
zur Schaffung eines Informationssystems über natio- 
nale und gemeinschaftliche Rechtsvorschriften im 
Bereich des Umweltschutzes übermitteln. Dieses 
System soll in das für alle gemeinschaftlichen Rechts- 
vorschriften vorgesehene allgemeine System (Sy- 
stem CELEX) und in das gegenwärtig im Rahmen 
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der Internationalen Vereinigung zur Erhaltung der 
Natur und der natürlichen Hilfsquellen in Zusam- 
menarbeit mit dem UNEP aufgebaute internationale 
System einbezogen werden. 

4. Analyse der Technologie zur Bekämpfung 
der Umweltbelastung 

Eine von der Kommission finanzierte Studie hat die 
Probleme aufgezeigt, die durch die Erfassung und 
Analyse der neuesten Informationen über die ver- 
schiedenen Verfahren und Ausrüstungen aufgewor- 
fen werden, mit deren Hilfe die Gefahren der Um- 
weltbelastung bekämpft oder auf die geringstmög- 
lichen Kosten reduziert werden können. 

Die Schaffung eines Europäischen Zentrums zur 
Analyse der Informationen über diese Technologien 
scheint zugunsten eines auf dem Austausch von 
Informationen zwischen den verstreuten Dienststel- 
len der Mitgliedstaaten basierenden Systems aufge- 
geben werden zu müssen. Die Kommission wird die 
Verwirklichung und das Funktionieren dieses Son- 
dernetzes überwachen, das auf die Tätigkeit der 
nationalen Dienststellen ausgerichtet werden sollte, 
die für die Koordinierung der Informationstätigkei- 
ten im Bereich des Umweltschutzes auf nationaler 
Ebene verantwortlich sind. Sie wird dem Rat Vor- 
schläge über die für die Verwirklichung dieses Son- 
dernetzes einzuführenden praktischen Modalitäten 
vorlegen. 

5. Informationssystem über Konferenzen 

Die Kommission wird dem Rat aufgrund der Ergeb- 
nisse der laufenden Pilotstudien Vorschläge über die 
eventuelle Schaffung eines spezialisierten Informa- 
tionsnetzes für Kongresse und Konferenzen über 
Umweltfragen vorlegen, in das auch die in den Mit- 
gliedstaaten derzeit bestehenden Dienste einbezo- 
gen werden und das mit ähnlichen Initiativen, die 
gegenwärtig in einer Reihe von Drittländern und auf 
internationaler Ebene laufen, zusammenarbeitet. 

6. Datenbank für Umweltchemikalien 

Die Kommission wird in Zusammenarbeit mit den 
nationalen Sachverständigen das Pilotvorhaben be- 
werten, das zur Zeit im Rahmen des ersten For- 
schungsprogramms durchgeführt wird. Sie wird an- 
hand dieser Bewertung die Schaffung und den Be- 
trieb einer Operationellen Datenbank untersuchen 
und dem Rat die Einführung eines derartigen 
Systems vorschlagen. 

Kapitel 4 

Forschungsaktionen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes 

Die Verwirklichung des Aktionsprogramms der Ge- 
meinschaften für den Umweltschutz stützt sich auf 
ein im Wege direkter und "indirekter Aktionen 
durchgeführtes Forschungsprogramm. 


Die in der Anstalt Ispra der Gemeinsamen For- 
schungsstelle durchgeführten direkten Aktionen, die 
Gegenstand des am 5. Februar und am 14. Mai 1973 
vom Rat gebilligten Programms sind, erstrecken sich 
auf folgende Themen; 

— die Analyse und Überwachung der Umweltbela- 
stung (einschließlich der Entwicklung einer Viel- 
fachbestimmungseinheit, der Fernerkundung von 
Luftschadstoffen und einem Pilotvorhaben einer 
Datenbank für Umweltchemikalien); 

— der Verbleib der Schadstoffe in der Umwelt und 
ihre Auswirkungen; 

— Modelluntersuchungen über die fortschreitende 
Eutrophierung eines Sees und über die Verbrei- 
tung der Luftverunreinigung mit Hilfe der 
Systemanalyse; 

— theoretische Studie über die Wärmebelastung 
und die katalytische Oxidation der Wasserschad- 
stoffe. 

Diese Arbeiten werden in Übereinstimmung mit dem 
Beschluß des Rates bis zum 31. Dezember 1976 fort- 
gesetzt. Die Kommission hat 1976 einen ausführ- 
lichen Vorschlag für direkte Forschungsaktionen auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes vorgelegt, die ihrer 
Ansicht nach in den Jahren 1977 bis 1980 von der 
GFS durchgeführt werden sollten. 

Die Kommission hat dem Rat bereits eine Mitteilung 
vorgelegt, in der sie ihre Gesamtkonzeption für das 
nächste Mehrjahresprogramm des GFS darlegt. In 
diesem Dokument stellen die Forschungen über den 
Umweltschutz eines der beiden Hauptthemen dar, 
auf die sich die Forschungsarbeiten der GFS nach 
Ansicht der Kommission im Laufe der nächsten vier 
Jahre erstrecken sollten. 

Die im ersten Forschungsprogramm vorgesehenen 
indirekten Aktionen sind am 31. Dezember 1975 aus- 
gelaufen. Sie betrafen Forschungsverträge mit Ko- 
stenteilung über die folgenden Themen: 

— - epidemiologische Erhebungen über die Auswir- 
kungen der Wasser- und Luftverunreinigung; 

— Schädlichkeit von Blei; 

— Auswirkungen der Mikroschadstoffe auf den 
Menschen; 

— Bewertung der ökologischen Auswirkungen der 
Wasserschadstoffe; 

— Fernerkundung der Luftverunreinigung; 

— Aufbau einer Datenbank über Umweltchemika- 
lien. 

Am 24. Februar 1976 hat der Rat ein neues mehr- 
jähriges Forschungs- und Entwicklungsprogramm auf 
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dem Gebiet des Umweltschutzes (indirekte Aktio- 
nen) mit einem Gesamtvolumen von 16 Mio RE für 
die Zeitspanne 1976 bis 1980 beschlossen, das vier 
Hauptbereiche umfaßt: 

— ■ Untersuchungen zur Festlegung von Kriterien 
(Relationen Emission-Auswirkungen) 
für: Schwermetalle, organische Mikroschadstoffe, 
Faserstoffe, neue Chemikalien, Luft- und Wasser- 
Schadstoffe (Süß- und Salzwasser), thermische 
Ableitungen und Lärmbelastungen. 

— F & E über das Informationsmanagement im Be- 
reich des Umweltschutzes 

Das Arbeitsprogramm wird auf Probleme ausge- 
richtet, die im Zusammenhang mit Chemikalien 
stehen, die eine Gefahr für die menschliche Ge- 
sundheit oder die Umwelt darstellen könnten. 
Das Pilotvorhaben ECDIN (siehe Seite 81 Punkt 
6) wird fortgesetzt; die Ergebnisse werden bewer- 
tet. 

— F & E zur Vermeidung und Verringerung der Um- 
weltbelastungen 

Die Aufbereitung der Abwässer, der Klärschläm- 
me und der Industrieabwässer sowie die Abfall- 
behandlung werden besonders aufmerksam un- 
tersucht. 

— Verbesserung der Umwelt 

Die vorgesehenen Untersuchungen betreffen die 
Struktur und die Funktion der Ökosysteme, der 
bio-geochemischen Zyklen, die Wiederbenutzbar- 
machung verwilderter oder brachliegender Ge- 
biete, die Fernerkundung der Umweltschäden 
und der ökologischen Folgen der Raumordnung 
und der modernen Methoden in der Landwirt- 
schaft. 

Kapitel 5 

Aufklärung und Ausbildung in Umweltfragen 

„Der Umweltschutz ist Sache eines jeden in der 
Gemeinschaft, und seine Bedeutung muß daher der 
Öffentlichkeit zum Bewußtsein gebracht werden. Der 
Erfolg einer Umweltpolitik setzt voraus, daß alle 
Gruppen der Bevölkerung und alle sozialen Kräfte 
in der Gemeinschaft dazu beitragen, die Umwelt zu 
schützen und zu verbessern. Dazu gehört, daß auf 
allen Ebenen eine ständige und eingehende Unter- 
weisung erfolgt, damit jeder in der Gemeinschaft 
sich des Problems bewußt wird und seine Verant- 
wortung gegenüber den kommenden Generationen 
voll und ganz übernimmt." (Siehe hierzu die vorste- 
henden Grundsätze). 

Die Kommission wird ihre seit 1973 laufenden Be- 
mühungen zur Verwirklichung dieses wichtigen 
Grundsatzes des Aktionsprogramms der Gemein- 
schaften für den Umweltschutz fortsetzen. Sie wird 
demnach auch weiterhin die in Kapitel 6 des Ak- 
tionsprogramms vom 22. November 1973 vorgesehe- 
nen Aktionen gemäß den dort vorgesehenen Leit- 
linien durchführen, und zwar insbesondere: 


— die regelmäßige Publikation von Berichten über 
den Bestand der Umwelt in der Gemeinschaft, 

— die Ausarbeitung pädagogischer Unterlagen für 
Primär- und Sekundarschullehrer und eines im 
Primarschulunterricht verwendbaren Schulbu- 
ches; 

— ■ die Betreuung des Erfahrungsaustauschs zwi- 
schen Modell-Primarschulen; 

— die Unterstützung der Gemeinschaft für die auf 
Hochschulebene durchgeführten Arbeiten; 

— die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Örgani- 
sationen, insbesondere mit dem Europäischen 
Umweltbüro. 

Darüber hinaus wird die Kommission einige der 
nachstehend angegebenen neuen Aktionen in Angriff 
nehmen. 

1. Allgemeinverständliche Publikation von Studien 

Die Kommission führt jedes Jahr selbst oder im 
Vertrags wege eine Reihe von Studien auf dem Ge- 
biet des Schutzes und der Verbesserung der Umwelt 
durch. Ein Teil dieser Studien ist technischer Art und 
interessiert demzufolge nur einen begrenzten 
Kreis ^^). Andere Studien sind wiederum weit über 
die Fachkreise hinaus von Interesse. Um eine grö- 
ßere Verbreitung dieser Studien sicherzustellen und 
um die zahlreichen Anfragen zufriedenzustellen, die 
ihr zugehen, wird die Kommission in Zukunft allge- 
meinverständliche Versionen dieser Studien veröf- 
fentlichen. 

2. Stimulierung der aktiven Beteiligung am Natur- 
und Umweltschutz 

Für die Aufklärung der breiten Öffentlichkeit über 
Umweltprobleme ist eine objektive und umfassende 
Information unbedingt notwendig. 

Die Kommission wird einen Beitrag zu den Bemü- 
hungen der Mitgliedstaaten um eine aktive Beteili- 
gung der Bevölkerung an den Problemen des Schut- 
zes und der Verbesserung der Umwelt leisten, indem 
sie an der Durchführung bestimmter Aktionen mit- 
wirkt; hierzu gehören: 

40) Der Rat hat außerdem am 24. Februar 1976 ein Fünf- 
jahres-Forschungsprogramm auf dem Gebiet des Strah- 
lensdiutzes verabschiedet; Ziel dieses Programms ist 
es, die Kenntnisse zu verbessern, zu erweitern und zu 
vertiefen, die zur Gewährleistung einer objektiven 
Beurteilung der Auswirkungen und der Risiken der 
ionisierenden Strahlungen für Einzelpersonen sowie 
für die pflanzlichen, tierischen und menschlichen Popu- 
lationen erforderlich sind. Das Programm umfaßt somit 
bestimmte Forschungsaspekte, die sich auf den Um- 
weltschutz beziehen. Es sieht insbesondere eine Fest- 
legung der Fälle vor, in denen die Umwelt und die 
Bestandteile, die die Umwelt bilden, durch eine etwai- 
ge radioaktive Kontaminierung oder durch Strahlen- 
einwirkung eine unzulässige Änderung erfahren; fer- 
ner sollen die Methoden festgelegt werden, mit denen 
man solchen Änderungen zuvorkommen kann. 

41) Die Schlußberichte dieser Studien werden von der 
Kommission im allgemeinen in der Schriftenreihe 
„Umwelt und Lebensqualität" veröffentlicht. 
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— die Kampagnen zur aktiven Beteiligung der Be- 
völkerung an der Wiedergewinnung, an der 
Rückführung und an anderen Maßnahmen zur 
Einsparung bestimmter natürlicher Hilfsquellen 
(z. B. Wasser), insbesondere als Beitrag der Ge- 
meinschaft zu den Zielen des Internationalen Um- 
welttages (5. Juni) ; 

— Wettbewerbe aller Art, die einen Beitrag zu 
einem besseren Verständnis der Probleme leisten 
und einen persönlichen „Einsatz" im Kampf um 
eine bessere Umwelt bewirken sollen: Fotogra- 
fie- und Zeichenwettbewerbe, Preisausschreiben 
für eigenständige Vorstellungen zur Lösung von 
Problemen technischer, wirtschaftlicher oder poli- 
tischer Art auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
usw. 

3. Spezifische Informations aktionen 

In dem Maße, wie eine Aktion auf Gemeinschafts- 
ebene zweckmäßig erscheinen sollte, wird die Ge- 
meinschaft neben ihren allgemeinen Arbeiten im 
Bereich der Information und der Aufklärung spezi- 
fische Aktionen durchführen. Im Laufe des von die- 
sem Programm erfaßten Zeitraums werden sich diese 
spezifischen Aktionen auf die folgenden Vorhaben 
erstrecken: 

— Entwerfen einer Serie von EUROPA-Briefmarken, 
die verschiedene Aspekte der Problematik der 
Lebensqualität darstellen, im Einverständnis mit 
den Postverwaltungen der Mitgliedstaaten; 

— Schaffung von Elementen einer europäischen 
Wanderausstellung über die Umweltprobleme 
und die Lösungen, die die Gemeinschaft anwen- 
den kann und anzuwenden beabsichtigt. Die Ele- 
mente dieser Ausstellung können in erster Linie 
in den Mitgliedstaaten und in zweiter Linie dann 
verwendet werden, wenn es sich darum handelt, 
einen Beitrag der Gemeinschaft zu ähnlichen Aus- 
stellimgen oder Veranstaltungen außerhalb der 
Mitgliedstaaten zu leisten; 

— Aufklärung der Landwirte, insbesondere über die 
schädlichen Auswirkungen und die Verbesserung 
der Einsatzbedingungen bestimmter, in der Land- 
wirtschaft verwendeter Produkte, über die Aus- 
wirkungen bestimmter Anbautechniken auf die 
Umwelt. und generell über alle Aktionen, die der 
Landwirt - bei gleichem und zeitweise sogar 
höherem Ertrag - zur Vermeidung bestimmter 
Umweltschäden und zur Verbesserung der Um- 
welt durchführen kann. 

Kapitel 6 

Europäische Stiftung für die Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen 

Das Aktionsprogramm für den Umweltschutz von 
1973 sah in Teil II Titel II Kapitel 5 die Gründung 
einer Europäischen Stiftung für die Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen vor. Diese 
Stiftung wurde durch die am 26. Mai 1975 erlassene 
Verordnung des Rates gegründet. Sie hat inzwischen 
ihre Tätigkeit in Dublin aufgenommen. 


Die Stiftung soll die Elemente, die durch Kombinie- 
rung ihrer jeweiligen Einflüsse in die Arbeits- und 
Lebensumwelt eingereifen, erfassen und die langfri- 
stige vorausschauende Untersuchung der Faktoren, 
welche die Existenzbedingungen bedrohen und der 
Faktoren, welche diese Bedingungen verbessern 
können, durchführen. 

Die Kommission wird im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten darauf achten, daß die von der Stiftung in An- 
griff genommenen Forschungsvorhaben und anderen 
Aktionen die auf nationaler und Gemeinschaftsebene 
unternommenen Umweltschutz- und sozialpolitischen 
Programme ergänzen. 

Kapitel 7 

Verbesserung der Arbeitsumwelt 

Das Programm für den Umweltschutz von 1973 ent- 
hält in Teil II Titel II Kapitel 4 einige Aktionen zur 
Verbesserung der Arbeitsumwelt. Eine Reihe dieser 
Aktionen gehört zu dem vom Rat am 21. Januar 
1974 verabschiedeten sozialpolitischen Aktionspro- 
gramm der Gemeinschaft. 

Die Kommission wird die bereits eingeleiteten Ak- 
tionen fortführen und neue Aktionen auf der Grund- 
lage der in dem vorgenannten Aktionsprogramm für 
den Umweltschutz von 1973 enthaltenen allgemeinen 
Leitlinien, insbesondere im Bereich der „Humanisie- 
rung der Arbeit" in Angriff nehmen. 

Kapitel 8 

Aktionen 

zur Einhaltung der Umweltschutzbestimmungen 

Im ersten Aktionsprogramm war betont worden, wie 
sehr der Erfolg der gemeinsamen Aktion auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes sowohl von einer zufrie- 
denstellenden Anwendung der Rechtsakte der Ge- 
meinschaft als auch von einer effektiven und harmo- 
nisierten Überwachung der getroffenen Maßnahmen 
abhängt. 

Die Kommission hat ihre vergleichenden Unter- 
suchungen über die einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften und deren praktische Anwendung im Hin- 
blick auf die gegebenenfalls notwendige Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften im Laufe der letzten 
drei Jahre fortgesetzt. 

Die Kommission wird die Durchführung der im 
ersten Aktionsprogramm beschriebenen Maßnahmen 
(Teil II Titel I Kapitel 8) über einen Informations- 
austausch auf Gemeinschaftsebene über die in den 
einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden Kontrollen 
und die Maßnahmen zur Durchsetzung der folgenden 
Vorschriften fortsetzen; 

— Spezifikationen und Verwendung umweltbela- 
stender oder umweltfeindlicher Erzeugnisse; 

— ortsfeste Anlagen, insbesondere in Gebieten mit 
gleichen oder ähnlichen Qualitätszielen; 

— Stoffe, deren Ableitung oder Deponie verboten 
oder Beschränkungen unterworfen ist. 
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TITEL V 

Aktion der Gemeinschaft auf internationaler Ebene 

Zu den Zielsetzungen des Aktionsprogramms zählt 
die Suche nach „gemeinsamen Lösungen für die Um- 
weltprobleme mit den nicht der Gemeinschaft ange- 
hörenden Staaten, insbesondere im Rahmen der 
internationalen Organisationen. “ 

Darüber hinaus sieht der 8. Grundsatz dieser Politik 
vor, daß „die Wirksamkeit der Anstrengungen zur 
Förderung einer internationalen bzw. weltweiten 
Umweltforschung und Umweltpolitik durch eine 
klare und langfristige Konzeption einer europäischen 
Politik auf diesem Gebiet verstärkt wird. 

Im Sinne der Erklärung der Staats- und Regierungs- 
chefs auf der Gipfelkonferenz in Paris müssen die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten ihre Stimme 
in den mit Umweltfragen befaßten internationalen 
Organisationen geltend machen und in diesem Rah- 
men mit der Autorität einer gemeinsamen Haltung 
einen eigenständigen Beitrag leisten" und „eine glo- 
bale Umweltpolitik ist nur auf der Grundlage neuer, 
wirksamerer Formen internationaler Zusammen- 
arbeit möglich, die sowohl weltweiten ökologischen 
Zusammenhängen wie auch der Interdependenz der 
Weltwirtschaft Rechnung tragen." 

Schließlich verweist Teil II Titel III des Aktionspro- 
gramms vom 22. November 1973 auf die Notwendig- 
keit einer Aktion der Gemeinschaft auf internatio- 
naler Ebene im Rahmen ihrer Kompetenzen und, 
gegebenenfalls, auf eine gemeinsame Aktion der 
Mitgliedstaaten, insbesondere im Rahmen der inter- 
nationalen Organisationen. 


Kapitel 1 

Aktion der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten 
im Rahmen der internationalen Organisationen 
und Gremien und Zusammenarbeit mit Drittländern 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten werden 
die in Teil II Titel III des Aktionsprogramms vom 
22. November 1973 vorgesehene internationale 
Aktion und insbesondere die Aktion im Rahmen der 
internationalen Gremien wie dem UNEP, der KSZE, 
dem Europäisch-Arabischen Dialog (EAD), der Gen- 
fer Wirtschaftskommission für Europa (ECE) der 
OECD, dem Europarat, der WHO, der UNESCO, der 
FAO usw. fortsetzen. Im übrigen wird die Gemein- 
schaft ihre Aktion zur Reinhaltung von Süß- und 
Salzwasser fortsetzen (siehe Titel I Kapitel 2 dieses 
Dokuments). 

Im übrigen ist hervorzuheben, daß die Kommission 
und die Mitgliedstaaten gemäß der Informationsver- 
einbarung auf dem Gebiet des Umweltschutzes vom 
5. März 1973 über abgeschlossene und geplante Ver- 
träge zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern 
unterrichtet werden. 


Schließlich wird die Kommission die technische Zu- 
sammenarbeit mit den Behörden bestimmter Dritt- 
länder fortsetzen, und zwar insbesondere mit den 
Ländern, die mit ähnlichen Umweltproblemen kon- 
frontiert werden, wie sie in der Gemeinschaft auftre- 
ten. 

Neben den vorstehend aufgeführten Aktionen muß 
die Tätigkeit der Gemeinschaft auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes künftig stärker die Probleme des 
Schutzes und der Verbesserung der Umwelt im Rah- 
men der Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft 
und den Entwicklungsländern berücksichtigen. Diese 
Aktion ist Gegenstand des nachstehenden Kapitels 2. 

Kapitel 2 

Sonderfall der Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern 

A. Aktionen und ihre Begründung 

Umweltprobleme im sozio-ökonomischen Sinne, das 
heißt die Einbeziehung qualitativer Faktoren in den 
Verlauf der Entwicklung, haben eine weltweite 
Dimension. Dies gilt insbesondere für die Verknap- 
pung bestimmter natürlicher Hilfsquellen, die Sied- 
lungsstrukturen, den Schutz der natürlichen Umwelt 
(Erschöpfung des Bodens, Versteppung, Schutz der 
Wildfauna und -flora, Auswirkungen auf das Klima), 
den Transport von Schadstoffen über große Entfer- 
nungen, die Auswirkungen der Umweltpolitik auf 
die Standortwahl bei Investitionsentscheidungen 
und auf den internationalen Warenverkehr. 

Die Gemeinschaft muß sich mit diesen Aspekten ins- 
besondere im Rahmen ihrer Beziehungen zu den Ent- 
wicklungsländern und hier wiederum insbesondere 
im Rahmen ihrer Beziehungen zu den Ländern 
befassen, die das Abkommen von Lome unterzeich- 
net haben. So hat der Europäische Entwicklungs- 
fonds die Möglichkeit, einen Beitrag zur Durchfüh- 
rung von Aktionen zu leisten, die die Gründung und 
Verbesserung der Siedlungen, den Schutz der natür- 
lichen Umwelt oder die Entwicklung neuer Technolo- 
gien zur wirtschaftlichen Nutzung der natürlichen 
Hilfsquellen zum Ziel haben. Es müßte darauf geach- 
tet werden, daß die vom Europäischen Entwicklungs- 
fonds finanzierten Projekte diese Anliegen möglichst 
weitgehend berücksichtigen. 

Im Hinblick auf die Umweltbelastung stellen sich 
eine Reihe spezifischer Fragen: 

a) Die wachsende räumliche Verdichtung und der 
Zustand der natürlichen Umwelt in großen Tei- 
len der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ver- 
anlassen die Behörden schon jetzt - und in 
Zukunft vielleicht noch mehr - Vorschriften zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt zu 
erlassen. Diese Maßnahmen könnten einige In- 
dustriezweige zu einer Verlagerung in die Ent- 
wicklungsländer veranlassen, wo der zur Ver- 
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fügung stehende Raum und die Absorptionsfähig- 
keit der natürlichen Umwelt noch größer als in 
Europa sind. Dieser Trend zu einer Verlagerung 
wird in einigen Fällen zweifellos auch durch den 
Wunsch einer Annäherung an die Rohstoffres- 
sourcen begünstigt. 

Es ist verständlich, daß die Entwicklungsländer, 
solange die natürliche Absorptionsfähigkeit der 
Umwelt in den Entwicklungsländern gegeben ist, 
keinen Grund dafür sehen, sich Umweltschutz- 
normen zu unterwerfen, die ebenso streng wie 
die in hochindustrialisierten Ländern notwendi- 
gen Vorschriften sind. 

Diese Haltung kann, wenn auch mit bestimmten 
Einschränkungen, akzeptiert werden: 

— Bei nichtabbaubaren Umweltbelastungen, die 
eine gewisse Gefahr für die Umwelt darstel- 
len, müßten auch die Entwicklungsländer die 
notwendigen Umweltschutzmaßnahmen ergei- 
fen. Die entwickelten Länder könnten sie 
hierbei unterstützen. Bestimmte Umwelt- 
schutzmaßnahmen könnten auch von ihnen 
und, im Falle der Gemeinschaft, insbesondere 
vom Europäischen Entwicklungsfonds finan- 
ziert werden. Eine Ausnahme vom Verursa- 
cherprinzip könnte in diesem Fall gerechtfer- 
tigt sein; 

— weniger umweltbelastende Produktionstech- 
niken könnten von den Entwicklungsländern 
leichter übernommen werden, wenn sie sich 
nicht als kostspieliger erweisen und sich dar- 
über hinaus für die Lösung anderer Probleme 
zu eignen scheinen. Diese Merkmale sind 
häufig das Zeichen „intermediärer Technolo- 
gien", die mehr Arbeitskräfte und / oder Raum 
und weniger Kapital und Know-how erfor- 
dern. 

Im landwirtschaftlichen Bereich könnte beispiels- 
weise die Anwendung von Methoden des bio- 
logischen und intergrierten Pflanzenschutzes be- 
deutsame Auswirkungen auf die Umwelt haben; 
sie würden die auf die Verwendung bedeutender 
Mengen von Postiziden zurückzuführende und 
sonst unvermeidliche Umweltbelastung in tropi- 
schen Ländern sowie die Auswirkungen auf die 
Zahlungsbilanz der Entwicklungsländer verrin- 
gern, die ihre Importe von Schädlingsbekämp- 
fungsmitteln damit beträchtlich reduzieren könn- 
ten. Es müßte untersucht werden, inwieweit der- 
artige Technologien vom Standpunkt des Um- 
weltschutzes eine zusätzliche Bedeutung zukommt 


und inwieweit sie im Rahmen der Unterstüt- 
zungsmaßnahmen des Europäischen Entwick- 
lungsfonds gefördert werden können. 

b) Es stellt sich die Frage, ob und inwieweit die 
Sachzwänge der Umweltpolitiken der Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft sowie die vorer- 
wähnte industrielle Verlagerung Folgen für die 
Handelsbeziehungen zwischen der Gemeinschaft 
und den Entwicklungsländern, und hier wiederum 
insbesondere mit den Ländern, die dem Abkom- 
men von Lome beigetreten sind, haben können. 
Diese Frage ist im Interesse der Gemeinschaft 
und der Entwicklungsländer und im Bemühen um 
die Intensivierung der gegenseitigen Handels- 
beziehungen eingehend zu untersuchen. 

c) Im Hinblick auf die Entwicklung der Landwirt- 
schaft wäre es besonders angebracht, sicherzu- 
stellen, daß auch tatsächlich ausreichende Vor- 
sichtsmaßnahmen getroffen werden, um die Ver- 
wirklichung bestimmter Zielsetzungen, wie die 
Intensivierung des Anbaues, die Urbarmachung 
neuer Böden oder die Einführung neuer Anbau- 
und Viehzuchtsysteme nicht etwa das Wieder- 
aufleben oder das Auf tauchen von Verfallser- 
scheinungen bewirken, die die Ertragsfähigkeit 
der Böden und den Schutz der Umwelt beein- 
trächtigen. 

Die Entwicklungsprojekte sollten diese Aspekte 
so berücksichtigen, daß die Gefahren bestimmter 
Prozesse, wie beispielsweise der Erosion oder 
der Überweidung oder auch der Verkümmerung 
des Waldes und die Versalzung bewässerter 
Gebiete, denen infolge des Klimas dieser Länder 
im allgemeinen eine große Bedeutung zukommt, 
vermieden werden. 

d) Die Vereinten Nationen haben im Juni 1975 eine 
Konferenz über Siedlungsstrukturen veranstaltet. 
Diese Konferenz hat die wichtigsten Probleme 
aufgezeigt und alle Staaten aufgefordert, ihrer 
Lösung ein Höchstmaß an Aufmerksamkeit zu 
schenken; sie hat zugleich auf die Bedeutung der 
internationalen Zusammenarbeit, insbesondere 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern 
verwiesen. Im Rahmen der Abkommen mit den 
Entwicklungsländern wird die Kommission die 
von der Konferenz über Siedlungsstrukturen ver- 
abschiedete Empfehlungen bei der Festlegung der 
Kooperationsprogramme berücksichtigen, zu 
denen die Gemeinschaft im Rahmen ihrer finan- 
ziellen und technischen Fördermaßnahmen einen 
Beitrag leistet 
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Anlage 3 


Finanzbogen 

A. Erster Teil: Interventionsmittel 

1. Stelle im Haushaltsplan: 

3540, 3541 

2. Bezeichnung des Vorhabens: 

3540: Untersuchungen über den Umweltschutz 
3541: Umweltschutzmaßnahmen 

3. Rechtsgrundlage: 

Aktionsprogramm für den Umj^eltsdiutz, am 
22. November 1973 vom Rat verabschiedet, er- 
gänzt durch die Beschlüsse oder Maßnahmen des 
Rates vom 7. November 1974, vom 16. Oktober 
1975 und vom 8. Dezember 1975. 

4. Beschreibung, Ziel und Begründung des Vorha- 
bens: 

Fortschreibung und Durchführung der Umwelt- 
politik und des Aktionsprogramms der Euro- 
päischen Gemeinschaften für den Umweltschutz. 

5. Finanzielle Auswirkungen des Vorhabens: 

5.0 Auswirkungen auf die Ausgaben: 

Es handelt sich in erster Linie um eine Arbeit 
von normativem und richtungsweisendem 
Charakter im Wege von Richtlinien. 

Die Durchführung dieses Programms nimmt 
folgende Haushaltsmittel der Gemeinschaft 
in Anspruch: 

— Mittel für Verwaltung und insbesondere 
Personal 

— Mittel für Studien und „Aktionen" 

— Forschungsmittel (Forschungsprogramm - 
Umweltschutz und GFS) 

5.1 Auswirkungen auf die Einnahmen: 
keine 

6. Vorgesehenes Kontrollsystem: 

— • Kontrolle der Anwendung der Richtlinien, die 
in Ausführung dieses Programms ergehen 

— 3540: Studien-Ausschuß 

— 3541: Artikel 89 - Haushaltsordnung vom 

25. April 1973 für den Gesamthaushalts- 
plan der Gemeinschaften 


B. Zweiter Teil: Zusätzliche Angaben für ein neues 
Vorhaben 

7. Gesamte finanzielle Auswirkungen des Vorha- 
bens während der voraussichtlichen Gesamt- 
dauer: 

Es empfiehlt sich, die Größenordnung der Mittel 
für Studien und „Aktionen" des Haushaltsplans 
1976 beizubehalten. Eine gewisse Erhöhung wird 
jedoch notwendig sein zur Berücksichtigung der 
Vertiefung einzelner Untersuchungen oder der 
in Angriffnahme neuer Aktionen (sowie natür- 
lich auch der Inflation). 

7.0 Auswirkungen auf die Ausgaben: 


3540 

- 1976 

960 000 RE 


1977 

1 286 000 RE 


1978 

1 450 000 RE 


1979 

1 900 000 RE 


1980 1 

1981 i 

± 2 000 000 RE 

3541 

- 1976 

100 000 RE 


1977 

240 000 RE 


1978 

250 000 RE 


1979 

280 000 RE 


CO CO 
00 00 
o 

1 ± 300 000 RE 


7.1 Auswirkungen auf die Einnahmen: 
keine 

8. Angaben über Personal und Verwaltungsmittel, 
die für die Durchführung des Vorhabens erfor- 
derlich sind 

— Die Mittel für Personal und insbesondere für 
die Durchführung des Programms erforder- 
liche Verstärkung des Personalbestandes wer- 
den nach dem normalen Haushaltsverfahren 
für die Haushaltsjahre 1977 und 1978 ange- 
fordert. 

— Zu den übrigen Verwaltungsmitteln werden 
nachstehend als Hinweis einige Präzisionen 
gegeben. 
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1976 

1977 

1978 
bis 

1979 


RE 

RE 

RE 

Dienstreisekosten 
(Artikel 1301) 

107 000 

128 000 

190 000 

Repräsentationskosten 
(Artikel 2401) 

3 100 

j 3 350 

i 

5 000 

Sitzungen 
(Artikel 250) 

86 100 

103 320 

150 000 

Ausschüsse 
(Artikel 251) 

55 000 

101 800 

180 000 

Kolloquien 
(Artikel 255) 

45 000 

61 000 

130 000 


Alle Verwaltungsmittel, insbesondere die Posten 
1301 (Dienstreisen) und 250 (Sitzungen), sind un- 
ter Berücksichtigung der Beschlüsse in Bezug auf 
den Personalbestand, der zur Durchführung des 
Programms erforderlich ist, neu zu veranschla- 
gen. 


9. Finanzierung des Vorhabens: 

— für die Posten 3540 und 3541 siehe 7.0 

— bezüglich Personal siehe 8. 
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